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Pensionskasse  und  der  Knappschaftsberufsgenossenschaft. 


Einleitung. 


Bei  den  Erörterungen  über  die  Bedeutung  und  den 
Ursprung  unserer  hieutigen  Sozialversicherung  ist  vielfach 
behauptet  worden,  dass  sie  ohne  Beispiel  und  Vorbild  ver- 
richtet wäre.  So  sagt  z.  B.  van  der  Borght:^)  „ohne  Beispiel 
war  eine  solche  Massenversicherung,  ohne  ausreichende 
statistische  Ünterlagen  musste  sie  in  Wirklichkeit  gesetzt 
werden."  Allerdings,  statistische  Grundlagen  waren  nicht 
vorhanden  und  der  Zahl  nach  war  niemals  eine  ähnliche 
Versicherung  versucht  worden,  aber  das  Prinzip  ist  nicht 
neu,  sondern  schon  Jahrhunderte  lang  in  Wirksamkeit  ge- 
wesen, wie  die  Freunde  der  Knappschaftskassen  der  Berg- 
leute mit  Recht  behaupten.  Und  das  Prinzip  ist  doch 
sicher  nicht  der  unwichtigste  Teil  der  heutigen  Sozial-Ver- 
sicherung. 

Diese  Knappschaftskassen  sind  tatsächlich  dem  Prinzip 
nach  die  Vorbilder  der  heutigen  Staatl.  Versicherung  gewesen 
und  bei  dem  gesetzgeberischen  Beratungen  haben  sie  eine 
wichtige  Rolle  gespielt.  So  erklärte  schon  beim  ersten  Mal, 
als  das  Versicherungswesen  der  Arbeiter  im  Reichstage  zur 
Sprache  kam,  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  über  die  ein- 
geschriebenen Hülfskassen  und  der  Novelle  zum  8.  Titel 
der  Gewerbeordnung  vom  8.  IV.  76  der  damalige  Minister 
für  Handel  u.  s.  w. 


1)  Soziale  Bedeutung  der  Arbeiterversicherung.   In  Festgabe  für 
Conrad.   S.  185. 
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Dr.  Achenbach,  dass  die  Knappschaftsvereine  be- 
deutende Erfolge  erzielt  und  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- 
Unterstützung  das  allein  Bedeutende  in  Deutschland  geleistet 
hätten.  Diese  von  jeher  wohlwollende  Ansicht  entsprach 
überhaupt  der  Stellung  der  Regierung  zu  den  Knappschafts- 
kassen. 

Die  Freunde  der  Knappschaftskassen  haben  auch  nicht 
verfehlt,  sie  lebhaft  zu  verteidigen  gegen  den  Angriff  der 
Freisinnigen  und  Sozialdemokraten,  die  hauptsächlich  das 
Zwangsprinzip  der  Knappschaftskassen  ausmerzen  wollten. 
Bei  der  Polemik  gegen  einen  dahinzielenden  Antrag  des 
Abg.  Hirsch  bemerkte  der  Abg.  Leuschner-Eisleben 
folgendes  über  die  Knappschaften: 

„Ich  erlaube  mir,  Sie  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  die  Knappschaftskassen  heute  Jahrhunderte  bestehende 
Kassen  sind,  die  den  Arbeitern  ungeheuer  nützliche  Dienste 
erwiesen  haben.  Sie  werden  doch  nicht  von  uns  verlangen, 
dass  wir  die  Sicherheit,  die  die  Knappschaftskassen  seit 
Jahrhunderten  haben,  einer  unsicheren  Zukunft  opfern  (durch 
die  Aufgabe  des  Zwangseintritts).  Die  Organisation  dieser 
Kassen  ist  eine  ganz  vorzügliche  und  zwar  im  Interesse 
der  Arbeitgeber  sowohl  wie  der  Arbeitnehmer;  sie  haben 
den  Leuten,  die  dazu  gehören,  seit  undenklicher  Zeit  alle 
diejenigen  Unterstützungen  geleistet,  die  man  überhaupt 
vernünftiger  Weise  erwarten  kann." 

Es  liegt  nun  nahe,  einmal  historisch  nachzuprüfen, 
wie  weit  diese  Ansicht  der  Wirklichkeit  entspricht,  welche 
Bedeutung  die  Knappschaftskassen  für  die  Bergleute  gehabt 
haben  und  welche  Stellung  sie  heute  zu  der  sozialistischen 
Gesetzgebung  einnehmen. 

Diese  Untersuchung  soll  in  Folgendem  an  dem  Beispiel 
der  Knappschaftlichen  Organisation  des  Mansfelder  Erzberg- 
baubezirkes versucht  werden. 

Die  Grafschaft  Mansfeld  hat  hier  über  700  Jahre  be- 
ständig einen  bedeutenden  Bergbau  besessen  und  infolge- 
dessen hat  sich  dort  auch  das  Knappschaftswesen  reich 
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entfalten  können.  Der  Mansfelder  Knappschaftsverein  ist 
jetzt  einer  der  bedeutendsten  im  ganzen  Reiche  und  dürfte 
durch  seine  Grösse  und  sein  Alter  von  vorn  herein  ein 
angemessenes  Beispiel  für  die  allgemeine  Entwickelung  und 
Bedeutung  des  Knappschaftswesens  abgeben. 

Wenn  sich  auch  im  Einzelnen  eine  beträchtliche  Mannig- 
faltigkeit in  den  Einrichtungen  zwischen  den  einzelnen 
Knappschaftsvereinen  zeigt,  so  ist  doch  unverkennbar,  dass 
in  allen  wesentlichen  und  grundsätzlichen  Beziehungen  eine 
grosse  Obereinstimmung  für  den  grössten  Teil  der  deutschen 
Vereine  herrscht. 

Der  Grund  dafür  liegt  darin,  dass  trotz  der  grossen 
Zersplitterung  des  Reiches  auch  in  bergrechtlicher  Beziehung 
diese  Verschiedenheit  des  Bergrechts  mehr  formaler  Be- 
deutung ist,  indem  das  Preussische  Bergrecht  für  den  Inhalt 
auch  der  übrigen  Berggesetze  meist  von  massgebender 
Bedeutung  war.^) 

Auch  für  die  frühere  Zeit  kann  man  beobachten,  dass 
die  bergrechtlichen  Bestimmungen  und  auch  die  Reglements 
für  die  Knappschaftskassen  infolge  der  Gleichartigkeit  der 
Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Bezirken  durch  Entlehnung 
und  Nachahmung  trotz  aller  Differenzen  doch  eine  beträcht- 
liche Gleichartigkeit  aufweisen. 

Diese  Sachlage  erlaubt  an  dem  Beispiel  eines  Knapp- 
schaftsvereins im  Wesentlichen  die  Schicksale  des  Knapp- 
schaftswesens im  ganzen  Reiche  zu  studieren.  Die  Bedeutung 
des  Knappschaftswesens  sehen  wir  nun  sowohl  in  der 
praktischen  Fürsorge  für  die  Bergleute  und  damit  auch  für 
den  Bergbau  überhaupt,  als  auch  besonders  in  der  Ausbildung 
des  Prinzips  und  des  Systems,  das,  wie  erwähnt,  das  gleiche 
ist  wie  in  der  heutigen  Sozialversicherung. 

Die  Aufgabe  der  folgenden  Darstellung  ist  es  daher, 
beide  Punkte  an  dem  Beispiel  des  Mansfelder  Knappschafts- 
wesens zu  erörtern: 


1)  WesenUiche  Verschiedenheiten  bestanden  auf  dem  linken  Rhein- 
ufer, dort  war  z.  B.  Staatsbetrieb  unbekannt. 
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1.  Wie  haben  sich  die  Knappschaftlichen  Organisationen 
bewährt  und  welche  Stellung  nehmen  sie  heute  ein? 

2.  Wie  hat  sich  das  Prinzip  im  praktischen  Leben 
verwirklicht  und  welche  Änderungen  haben  die  Organisationen 
erfahren? 

Die  Beantwortung  der  ersten  Frage  lässt  sich  nur 
teilweise  mit  der  erwünschten  Bestimmtheit  erzielen,  denn 
die  Akten  sind  grösstenteils  nicht  mehr  vorhanden  und 
sonstige  Nachrichten  nur  spärlich  zu  benutzen.  Trotzdem 
wird  sich,  wie  wir  glauben,  in  den  Hauptpunkten  wenigstens 
genügende  Klarheit  ergeben. 

Bezüglich  des  2.  Punktes  ist  zunächst  klarzustellen, 
wie  es  überhaupt  möglich  ist,  dass  eine  Organisation,  wie 
die  Knappschaftskassen,  deren  Anfänge  in  Deutschland  bis 
ins  13.  Jahrhundert  zurück  verfolgt  werden  können,  noch 
heute  unter  so  völlig  veränderten  Verhältnissen  gedeihen  und 
zum  Vorbild  auch  für  andere  Industriezweige  werden  kann. 

Die  Erklärung  dieser  seltenen  Erscheinung  liegt  darin, 
dass  der  Bergbaubetrieb  schon  früh  einen  Charakter  annahm, 
der  dem  heutigen  Industriesystem  sehr  ähnlich  war.  Der 
Bergbau  war  bis  in  die  moderne  Zeit  das  einzige  Gewerbe, 
bei  dem  sich  eine  Arbeiterschaft  ähnlich  der  heutigen 
entwickeln  konnte. 

Nur  beim  Bergbau  war  ein  wesentlich  kapitalistischer 
Betrieb  zu  finden.  Die  Gesellschaftsform  der  Gewerkschaft 
ist  ja  eine  der  ersten  typisch  kapitalistischen  Betriebsformen. 

Gewiss  hat  es  im  Bergbau  im  Mittelalter  produktiv- 
genossenschaftliche Betriebe  gegeben,  auch  im  Mansfeld'schen, 
aber  diese  haben  keine  grössere  Bedeutung  und  keine  Dauer 
gehabt.  Mit  dem  Anfang  der  Neuzeit  jedenfalls  ist  von 
ihnen  nicht  mehr  die  Rede.  Zusammenhängend  damit  ist 
die  Tatsache,  dass  die  Bergarbeiter  teilweise  nicht  unbe- 
deutende Zahlen  erreichten.  Verglichen  mit  heutigen  Ziffern 
mögen  sie  unbedeutend  erscheinen,  aber  hier  handelt  es 
sich  um  den  prinzipiellen  Unterschied  und  dafür  ist  es 
gleichgiltig,  ob  es  sich  um  1000  oder  100000  Arbeiter 
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handelt.  In  beiden  Fällen  ist  eine  gleichartige  Masse  ständig 
den  Charakter  als  Lohnarbeiter  tragender  Personen  vor- 
handen. Die  grössere  Masse  kompliziert  die  Verhältnisse 
etwas  und  gerade  für  Knappschaftsangelegenheiten  nicht 
unwesentlich,  aber  ein  grundsätzlicher  Unterschied  ist  nicht 
vorhanden,  ebensowenig  wie  heute  zwischen  den  Arbeitern 
in  einem  Betriebe  von  20  und  den  von  1000  Personen. 
Sie  sind  beide  Lohnarbeiter. 

Diese  wirtschaftlichen  Verhältnisse  erklären  die  Mög- 
lichkeit einer  Organisation,  wie  die  Knappschaftskassen  es 
sind,  aber  sie  reichen  doch  nicht  aus  zum  Verständnis, 
warum  sie  und  wie  sie  entstanden. 

Der  Grund  hierfür  liegt  in  dem  Beruf  und  seiner  be- 
sonderen Stellung. 

Die  von  allen  übrigen  Beschäftigungen  abweichende 
Art  der  Arbeit  unter  der  Erde  genügt  schon,  um  eine  Ab- 
geschlossenheit des  Standes  zu  erklären.  Dazu  kam  noch, 
dass  die  Bergleute  möglichst  in  der  Nähe  des  Schachtes 
und  somit  oft  genug  abgesondert  von  anderen,  nur  mit 
Berufsgenossen  zusammen  wohnten.  In  zahlreichen  Fällen 
waren  die  Bergleute  auch  anderen  Stammes  als  die  Ein- 
wohner. Denn  oft  geschah  die  Erschliessung  eines  Bergwerkes 
in  der  Weise,  dass  aus  einem  fremden  Bergwerksbezirk  die 
gesamte  nötige  Belegschaft  angeworben  wurde. 

Noch  mehr  aber  als  alle  diese  wichtigen  Momente 
führte  die  tägliche  gemeinsame  Gefahr  für  Leben  und  Ge- 
sundheit zu  einem  engen  Zusammenschluss  des  Berg- 
arbeiterstandes und  in  der  Abwehr  gegen  diese  Gefahren 
zur  Gründung  von  Knappschaftsvereinen.  Die  Versicherung 
gegen  Krankheit  hatte  die  Knappschaft  mit  den  Innungen 
gemein,  während  die  Versicherung  ihres  Alters  und  ihrer 
Hinterbliebenen  durch  die  besonders  rasche  Abnutzung  der 
Arbeitskraft  der  Bergleute  veranlasst  wurde. 

Der  Name  „Knappschaft"  bezeichnet  die  Gesamtheit 
der  Arbeiter  eines  Bergwerkes  oder  einer  Hütte.  Heute 
verwendet  man  meist  den  Ausdruck  „Belegschaft"  dafür. 


-    14  - 


Knappschaftsverein  oder  Knappschaftskasse  ist  die  Ver- 
einigung der  Bergknappen  eines  Bergwerks  oder  eines 
Bezirks  zu  einem  Unterstützungsverein.  Da  in  der  Regel, 
nicht  immer,  die  gesamte  Knappschaft  auch  in  dem  Knapp- 
schaftsverein war,  so  gebrauchte  man  beide  Ausdrücke  wie 
auch  heute  noch  synonym.  Der  Zusammenhang  muss  er- 
geben, was  gemeint  ist. 

Unter  dem  Namen  Knappschaftsverein  werden  wieder 
verschiedenartige  Verbände  zusammengefasst,  was  nicht  immer 
genügend  beachtet  wird. 

Die  ursprünglichste  Art  ist  wohl  die  selbständige, 
freiwillige  Vereinigung  der  Bergleute  zur  Vertretung  ihrer 
gesamten  Interessen  in  sozialer,  rechtlicher  und  auch  religiöser 
Beziehung.  Sie  haben  darum  in  den  heutigen  Gewerk- 
schaften und  Gewerkvereinen  vielmehr  ein  Analogon  als 
in  der  heutigen  Knappschaftskasse. i)  Der  Unterstützungs- 
zweck war  ihnen  nur  einer  unter  vielen,  auch  Streiks  haben 
die  Organisationen  genau  wie  heute  durchgeführt.  Auch 
im  Mansfeldschen  haben  sie  in  den  Jahren  1556—63  4  mal 
hintereinander  3 — 4  Wochen  gestreikt,  weil  sie  ihren  Lohn 
nicht  erhielten,  und  dabei  mit  Drohungen,  Brand,  Raub  und 
Mord  Schrecken  und  Angst  verbreitet. 

Von  dieser  Art  ist  im  Mansfeldschen  in  späterer  Zeit, 
so  weit  die  Berichte  reichen,  nichts  mehr  zu  hören.  Hier 
sind  an  Unterstützungs-Organisationen  3  Arten  zu  unter- 
scheiden, die  meist  nebeneinander  bestanden. 

1.    Die  Büchsenkasse: 

Entstanden  sind  die  Büchsenkassen  wohl  meist  aus 
freiwilligen  Organisationen,  indem  die  Bergleute  sich  zu- 
sammenschlössen, um  durch  freiwillige  Beiträge,  die  in  eine 
an  den  Lohntagen  aufgestellte  Büchse  gezahlt  wurden,  die 
Mittel  zur  Unterstützung  Hülfsbedürftiger  zu  gewinnen.  Diese 
gelegentlichen,  freiwilligen  Beiträge  verwandelten  sich  in 
ständige  und  pflichtmässige,  die  Werkseigentümer  gaben 


1)  Siehe  darüber  Zycha,  Zeitschrift  für  Bergrecht,  Bd.  41,  S.  445  ff. 
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Zuschüsse  und  regelten  die  Kassenführung,  bis  schliesslich 
die  Büchsenkasse,  wie  sie  in  den  Überlieferungen  erscheint, 
ein  von  der  Werksleitung  verwaltetes  Institut  wird,  das 
durch  regelmässige  zwangsweise  Beiträge  der  Arbeiter  und 
Zuschüsse  der  Werksbesitzer  erhalten  wird.  Der  Zweck  ist 
die  Unterstützung  der  Arbeiter  und  die  Pflege  der  Kamerad- 
schaftlichkeit. 

Neben  der  Büchsenkasse  hatten  die  Werkskassen,  also 
die  Arbeitgeber,  einzelne  durchs  Gesetz  ihnen  auferlegte 
Unterstützungspflichten,  in  der  Regel  der  Zahlung  von  Kranken- 
geld und  Invalidenunterstützung  auf  4  bezw.  8  Wochen,  je 
nachdem  die  Werke  Ausbeute  gewährten  oder  nicht. 

Die  3.  Art  sind  die  selbständigen  Unterstützungs- 
kassen, die  den  Namen  Knappschaftsvereine  fortführten  und 
zum  Teil  unter  der  Aufsicht  und  Kontrolle  der  Bergämter 
standen.  Zum  Teil  waren  sie  auch  davon  frei  und  hatten 
in  einzelnen  Fällen  sogar  ihren  Charakter  als  Berufsvereine 
abgestreift,  indem  auch  Nicht-Bergleute  aufgenommen  wurden. 
Der  Zweck  dieser  Kassen  war  meist  ein  beschränkter,  in 
der  Regel  zahlten  sie  nur  Sterbegelder  und  hiessen  deshalb 
auch  Begräbnisvereine  und  so  ähnlich. 

In  manchen  Fällen  sind  von  den  Werken  Knappschafts- 
vereine gegründet  worden,  um  sich  einen  Stamm  von  Arbeitern 
zu  sichern,  indem  sie  diese  durch  die  Hoffnung  auf  Unter- 
stützung und  die  Furcht  vor  dem  Verlust  ihrer  Rechte  beim 
Verlassen  des  Werkes  an  sich  fesselten.  Je  mehr  sich  die 
Knappschaftsvereine  über  mehrere  Werke  erstreckten,  fiel 
dieser  Zweck  fort,  und  in  der  neueren  Gesetzgebung  wurden 
die  Knappschaftsvereine  verpflichtet,  „den  Mitgliedern,  welche 
den  Bezirk  eines  Vereines  verlassen  und  in  dem  Bezirke 
eines  anderen  Vereines  Arbeit  nehmen,  den  Übertritt  in 
letzteren  zu  gestatten  und  dieselben  in  die  Klasse,  welcher 
sie  seither  angehört  haben,  mit  dem  bereits  erworbenen 
Dienstalter  aufzunehmen." 

Immerhin  ist  auch  heute  die  Gegenseitigkeit  der  Ver- 
eine noch  nicht  genügend  geregelt. 
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Neben  den  besonderen  Bestimmungen  der  Gesetze  ist 
naturgemäss  die  gesamte  rechtliche  Ordnung  des  Bergbau- 
wesens von  grosser  Bedeutung  auch  für  das  Knappschafts- 
wesen. Eine  genaue  Scheidung  zwischen  den  Rechten  der 
Bergleute  als  solche  und  als  Knappschaftsmitglieder  kann 
ja  für  die  frühere  Zeit  garnicht  gemacht  werden. 

In  dieser  Beziehung  ist  nun  zu  bemerken,  dass  die 
Lage  der  Knappschaftsgenossen  eine  gegenüber  anderen 
Volksklassen  sehr  bevorzugte  war.  Das  Interesse  der  Landes- 
herrn, ihre  unterirdischen  Schätze  möglichst  auszubeuten, 
drängte  sie  dazu,  durch  Privilegien  Bergleute  anzulocken 
und  durch  günstige  Stellung  festzuhalten.  Diese  Privilegien 
waren  im  wesentlichen  gleichartig  und  recht  bedeutend. 
Die  Bergleute  waren  stets  unmittelbare  Unterthanen  des 
Staates,^)  während  die  Unfreiheit  und  Dienstbarkeit  der 
Bauern  in  den  meisten  Gebieten  gesetzliche  Einrichtung 
war.  Sie  hatten  ihren  eigenen  persönlichen  Gerichtsstand 
für  Bergsachen  in  dem  Berggericht.  Vom  Soldatenstande 
waren  sie  befreit; 2)  besonders  wesentlich  war  ihre  Befreiung 
von  indirekten  Steuern,  die  sich  ja  auf  die  hauptsächlichsten 
Lebensmittel  erstreckten.  Ober  diese  Privilegien  giebt 
Franke  in  seiner  „kurzen  geschichtlichen  Darstellung"  des 
Mansfelder  „Bergbaues"  folgende  Obersicht:  „Für  alle  An- 
gehörigen des  Bergbaues  bestand  früher  unbeschränkte 
Berggerichtsbarkeit,  sowohl  für  die  Gewerken,  als  auch  die 
Berg-  und  Hüttenleute  in  Absicht  der  Bergteile  und  der 
reinen  Bergwerksstreitigkeiten.  Dafür  bestand  das  Berggericht, 
das  1816  aufs  neue  bestätigt  wurde. 

Neben  dem  eigenen  Forum  und  eigener  Uniform  hatten 
die  Bergleute  das  Privilegium,  nicht  zum  Soldaten  genommen 
zu  werden,  die  Befreiung  von  Einquartierung  ron  Quatember- 
oder  Gewerbesteuer,  sowie  von  Contributionsbeiträgen,  desgl. 

1)  Obige  Darstellung  sieht  von  der  ältesten  Zeit  ab,  wo  der  Berg- 
bau von  den  Grundherrn  durch  ihre  Hörigen  betrieben  wurde. 

2)  Die  Befreiung  vom  Militärdienst  bildete  sich  erst  mit  der  Ein- 
richtung der  stehenden  Heere  aus. 
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von  Fouragelieferungen,  von  Land-  und  anderen  Fuhren, 
auch  Jagd-,  Wald-,  Strassenbau-  und  sonstigen  Handdiensten, 
von  Schutz-  und  Hausgenossengelde  und  aller  und  jeder 
Personalprästationen,  ingleichen  von  Trank-,  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  mit  Einschluss  einer  abgabefreien  Beziehung 
ihres  Getreidezuschusses  aus  den  Bergmagazinen,  wie  einer 
bedeutenden  Personalsteuer-  und  Accisemoderation.  Diese 
ursprünglichen  persönlichen  Vorrechte  und  Freiheiten  hatten 
teils  alle  Berg-  und  Hüttenleute  ohne  Unterschied,  teils  die- 
jenigen unter  ihnen,  welche  weder  ein  Nebengewerbe 
betrieben,  noch  mit  steuerbaren  Grundstücken  ansässig 
waren. 

Ein  gleichmässiger  Inbegriff  von  Vorrechten  eben 
derselben  Art  war  auch  den  Berg-  und  Hüttenleuten  im 
Altpreussischen  durch  die  Magdeburgisch-Halberstädter  Berg- 
ordnung von  1772  ausdrücklich  zugesichert;  in  Ansehung 
des  Mansfeldschen,  Eislebener-  und  Hettstedtischen,  auch 
Rothenburg-Friedeburgischen  Bergbaues  waren  diese  Vor- 
rechte durch  den  Rothenburger  Contrakt  von  1810  bestätigt 
worden.  Danach  sollten  die  bisherigen  Rechte  und  Ver- 
fassungen der  gesamten  Mansfelder  Gewerkschaften  weder 
durch  eine  neue  Bergordnung  noch  durch  eine  andere  Ver- 
ordnung in  irgend  einer  Hinsicht  beschränkt  oder  aufgehoben 
werden." 

Es  ist  klar,  dass  so  bedeutende  Sonderrechte  die  Lage 
und  das  Standesbewusstsein  der  Bergleute  erheblich  ver- 
bessern mussten. 

Die  sonstigen  den  Bergbau  im  allgemeinen  betreffenden 
Privilegien,  die  unter  den  Namen  „Bergfreiheit"  zusammen- 
gefasst  werden,  hatten  für  die  Knappsehaftsverhältnisse  nicht 
so  grosse  Bedeutung,  wie  die  Regelung  des  Bergbaubetriebes. 
Dieser  lag  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  in  der 
Hand  des  Staates,  der  durch  die  Bergämter  die  gesamte, 
technische  und  wirtschaftliche  Verwaltung  führte,  für 
Rechnung  der  Bergwerkseigentümer,  der  Gewerken, 
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Die  Stellung  des  Arbeiters  war  naturgemäss  unter 
diesen  Verhältnissen  eine  ganz  verschiedene  von  der  heutigen, 
des  sog.  „freien  Arbeiters";  gerade  die  Stellung  des  Arbeiters 
und  die  Regelung  der  mit  der  Lohnarbeit  zusammenhängenden 
Fragen  ist  es  überhaupt  gewesen,  die  den  Staat  besonders 
veranlasste,  sich  mit  den  Bergbaubetrieben  näher  zu  be- 
fassen. Alle  die  heute  im  Arbeitsverhältnis  auftretenden 
Fragen  nach  Arbeitszeit,  Arbeitsdauer,  Lohn,  Trucksystem 
u.  a.  machten  schon  damals  unter  analogen  Verhältnissen 
ihr  Recht  auf  sachgemässe  Erledigung  geltend  und  die  vielen 
Bergordnungen  sind  eben  so  viele  Versuche,  durch  immer 
eingehendere  Regelung  aller  Arbeitsverhältnisse  dem  wich- 
tigen Bergmannsstande  eine  sichere  und  günstige  Lage  zu 
verschaffen.  Das  Aufstellen  von  Forderungen  führte  zu 
einem  schärferen  Oberwachen  des  Bergbaubetriebes  und  im 
Laufe  der  Zeit  hat  der  Staat  die  Gewerken  für  den  Betrieb 
völlig  verdrängt.  Nur  für  die  höheren  Beamten  hatten  sie 
ein  begrenztes  Vorschlagsrecht.  Die  Bergbehörde  nahm  die 
Bergleute  an  und  entliess  sie,  bestimmte  Arbeitszeit,  Arbeits- 
dauer, Arbeitslohn  u.  s.  w.  Die  Bergleute  waren  fast  Beamte; 
tatsächlich  jedenfalls  standen  sie  in  einem  öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis. 

Mag  auch  die  Ausführung  nicht  immer  dem  inne- 
wohnenden Gedanken  entsprochen  haben,  die  gesamten 
Einrichtungen  waren  darauf  zugeschnitten,  vor  allem  den 
Bergleuten  eine  auskömmliche  und  befriedigende  Existenz 
zu  schaffen.  Im  Rahmen  dieser  das  gesamte  Berufsleben 
des  Bergarbeiters  umfassenden  Tätigkeit  ist  das  Knapp- 
schaftswesen ein  nicht  unwesentlicher  Teil,  der  einzige  fast, 
der  sich  bis  in  die  Neuzeit  des  „freien  Arbeiters"  gerettet 
hat.  Der  freie  Arbeitsvertrag  herrscht  seit  einem  halben 
Jahrhundert  im  Bergbau.  Das  sich  unter  ihm  das  Verhältnis 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  im  Bergbau  nicht  so 
zugespitzt  hat  wie  in  anderen  Berufszweigen  oder  doch 
wenigstens  erst  in  letzter  Zeit,  dürfte  nicht  zum  wenigsten 
auch  dem  Knappschaftswesen  zu  danken  sein. 
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Achenbach  dürfte  Recht  haben,  ^)  wenn  er  die  Knapp- 
schaftsvereine einen  wichtigen  Faktor  nennt,  ein  dauerndes 
Band  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu  bilden,  den 
korporativen  und  ehrenhaften  Geist  des  deutschen  Berg- 
mannstandes zu  erhalten  und  eine  Schutzmauer  gegenüber 
den  Bestrebungen  zu  bilden,  auch  in  die  Mitte  der  Berg- 
baubetreibenden Unfrieden  hinein  zu  tragen.  In  einer  Zeit, 
in  welcher  durch  den  kaum  geahnten  Aufschwung  des 
deutschen  Bergbaues  fast  täglich  eine  Masse  von  Arbeitern 
aus  ursprünglich  anderen  Berufsklassen  dem  Bergbau  zu- 
strömen, bedarf  es  in  der  Tat  harter  Arbeit  und  Anstrengung, 
den  alten  Bergmannssinn  zu  erhalten  und  in  die  neu  heran- 
gezogenen Massen  zu  verpflanzen. 

1)  Die  deutschen  Bergleute  der  Vergangenheit,  Zeitschr.  für  Berg-  " 
recht  Bd.  12,  S.  880  ff. 


Das  Knappschaftswesen  im  Mansfelder 
Bergrevier. 

Die  allmähliche  Entstehung  des  knappschaftlichen 
Prinzips  hat  sich  im  Mittelalter  vollzogen  und  lässt  sich  in 
unserem  Gebiete  nicht  verfolgen,  da  alle  Nachrichten  darüber 
fehlen.  Wir  müssen  uns  deshalb  darauf  beschränken,  die 
praktische  Wirksamkeit  der  knappschaftlichen  Institute  darzu- 
stellen, nachdem  wir  einen  Überblick  über  die  gesetzlichen 
Grundlagen  gegeben  haben.  Eine  einheitliche  Darstellung 
des  gesamten  Unterstützungswesens  lässt  sich  bis  zum  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  auch  kaum  geben,  da  die  einzelnen 
Institute  erst  nach  und  nach  entstanden  sind  und  zum  Teil 
ganz  selbständig  von  einander  waren.  Wir  müssen  uns 
daher  für  diese  Zeit  darauf  beschränken,  die  wenigen  vor- 
handenen Nachrichten  zusammenzustellen,  um  daraus  so 
gut  als  möglich  ein  ungefähres  Bild  der  Bedeutung  der 
knappschaftlichen  Einrichtungen  zu  gewinnen. 

I.  Das  Knappschaftswesen  im  16.  bis  18.  Jahrhundert. 

1.  Die  gesetzlichen  Grundlagen. 
Eine  gesetzliche  Bestimmung  über  Knappschaftsver- 
hältnisse findet  sich  nicht  früher  als  in  der  Eisleben -Mans- 
feld'schen  Bergordnung  vom  28.  Oktober  1673.  Dort  wurde 
in  Art.  33  bestimmt:  „Ein  jeder  Schichtmeister  soll  von  den 
ihm  anbefohlenen,  wie  auch  die  Schmelzer  in  den  Hütten 
bei  allen  Arbeitern  wöchentlich  die  Büchsenpfennige  als  von 
jeden  Gulden  2  Pfennig  einnahmen,  getreulich  sammeln  und 
alle  Quartale  dem  Bergvoigt -Richter  oder  Berg- Schöppen, 
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die  zugleich  Knappschaftsälteste  sein  sollen,  zur  Berechnung 
einantworten,  davon  dann  nachmals  denen  Armen,  schad- 
haften und  alten  Berg-  und  Hüttenleuten,  auch  deren  Wittwen 
und  Kindern  Beisteuern  gereicht  werden  sollen.  Neben 
dieser  Vorsehung  soll  auch  das  vor  alten  Zeiten  gemachte 
und  noch  gangbare  Bergstift-  und  Hospital  „St.  Katharina" 
in  den  Stand  und  Wesen,  wie  die  Fondation  haben  will, 
ferner  beständig  verbleiben."  Nach  Art.  14  erhält  ein 
Arbeiter,  der  bei  der  Arbeit  Schaden  nimmt,  von  Ausbeute- 
zechen bis  8  Wochen,  von  den  übrigen  bis  4  Wochen  Lohn 
neben  dem  Arztgelde. 

Das  allg.  Landrecht  von  1794  setzte  fest,  dass  jede 
Gewerkschaft,  falls  nicht  die  Provinzialgesetze  eine  Ausnahme 
enthielten,  2  Freikuxe  für  die  Knappschafts-  und  Armenkasse 
bauen  müsse  {§  134,  Teil  2,  Tit.  16). 

Über  die  Krankenfürsorge  enthält  es  dieselbe  Be- 
stimmung und  weist  die  Verpflegung  der  länger  kranken 
Bergleute  und  die  Kur-  und  Begräbniskosten  eines  be- 
schädigten oder  verunglückten  Bergmanns  den  Knappschafts- 
kassen zu  (§  214—220).  Die  genaueren  Bestimmungen  über 
die  Ordnung  des  Knappschaftswesens  enthalten  die  Knapp- 
schaftsreglements. 

Das  erwähnte  Katharinenstift,  das  noch  jetzt  zu  grossem 
Segen  besteht,  hat  eine  oft  sehr  innige  Verbindung  mit 
dem  Knappschaftswesen  gehabt,  fällt  aber  doch  ausserhalb 
des  Rahmens  der  Betrachtung. 

2.  Die  verschiedenen  In stitute  und  ihre  Wirksamkeit. 

Die  Zahl  der  Unterstützungseinrichtungen  im  Mansfelder 
Bergbezirk  war  verhältnismässig  sehr  gross.  Dies  ist  darauf 
zurückzuführen,  dass  der  Bergbau  sich  an  zahlreichen  Stellen 
gleichzeitig  und  selbständig  entwickelte  und  für  jedes  Werk 
somit  besondere  knappschaftliche  Einrichtungen  nötig  waren. 
Noch  1826,  als  es  im  wesentlichen  nur  noch  5  Gewerk- 
schaften gab,  betrug  die  Anzahl  allein  der  Werkskassen  zu 
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Unterstützungszwecken  16.  Wir  können  uns  natürlich  nur 
mit  den  wichtigsten  beschäftigen. 

1.  Dazu  gehört  zunächst  die  Eisleber  Knappschaft. 

Diese  begreift  die  Mannschaft  der  Eisleben-Mansfeld- 
schen  Bergreviere  in  sich  und  ist  im  Jahre  1643  von  Berg- 
leuten der  Eislebener-Neustadt  gestiftet  und  vom  damaligen 
Erbherrn  der  Neustadt,  Grafen  Christian  Friedrich  zu  Mans- 
feld,  am  23.  10.  1643  bestätigt  worden.  Das  erste  Regle- 
ment ist  nicht  erhalten  und  es  ist  auch  zweifelhaft,  in  wie- 
weit diese  Ordnung  ins  Leben  getreten  ist  und  fortbestanden 
hat,  da  bekanntlich  seit  1629  der  Bergbau  ins  Stocken  geriet 
und  im  Laufe  des  30jährigen  Krieges  ganz  zum  Er- 
liegen kam. 

Jedenfalls  hat  die  Kasse  nur  ein  kümmerliches  Dasein 
geführt  und  auf  die  Verhältnisse  ihrer  Mitglieder  keinen 
grossen  Einfluss  haben  können,  da  trotz  der  bergamtlichen 
Aufsicht  die  Führung  schlecht  war.  Erst  im  Jahre  1755 
hat  auf  das  Drängen  der  Arbeiter  hin  das  Bergamt  die 
Knappschafts-  oder  Begräbnisgesellschafts- Ordnung  der 
Eisleben -Mansfeld'schen  Bergwerke  in  24  Artikeln  be- 
stätigt. Diese  Ordnung  blieb  mit  einigen  Abänderungen  bis 
1840  in  Kraft.  Danach  hatten  die  Mitglieder  ein  Antrittsgeld 
von  einem  Thaler  und  einen  jährlichen  Beitrag  von  4  Groschen 
zu  entrichten.  Sie  erhielten  dagegen  freie  Beerdigung  und 
ein  Begräbnisgeld  von  1  Thaler.  Ausserdem  sollten  Knapp- 
schaftsfeste stattfinden. 

In  der  Praxis  fielen  die  jährlichen  Beiträge  fort,  das 
Antrittsgeld  wurde  auf  P/s  Thaler  erhöht;  jedes  neu  auf- 
genommene Mitglied  hatte  dazu  15  Silbergroschen  In- 
skriptionsgebühren zu  entrichten.  Mitunter  wurden  Knapp- 
schaftsmusterungen und  Aufzüge  abgehalten  und  am  2.  Juni 
1804  ein  grosses  Knappschaftsfest  in  Eisleben  gefeiert.  Da- 
bei wurden  den  Knappschaftsvorstehern  die  Rechnungen  der 
letzten  8  Jahre  vorgelegt  mit  der  Aufforderung,  ev.  Ein- 
wendungen dagegen  zu  erheben. 
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2.  Die  Knappschaft  der  Eisleber  Hütten. 

Diese  war  eine  Begräbnisgesellschaft  der  Hüttenleute 
der  Ober-  und  Mittelhütte.  Sobald  ein  Hüttenmann  1  Thaler 
Wochenlohn  erhielt,  konnte  er  beitreten  und  hatte  2  Thaler 
Antrittsgeld  und  jährlich  2^2  Silbergroschen  zu  zahlen. 
Beim  Tode  eines  Mitgliedes  erhielten  die  Hinterbliebenen 
die  2  Thaler  Antrittsgeld  zurück.  Die  Mitglieder  und  ihre 
Angehörigen  wurden  von  der  Knappschaft  frei  beerdigt.  Eine 
Einnahme  hatte  die  Knappschaft  durch  Begräbnisse  anderer 
Personen  gegen  Gebühren,  deren  Hälfte  in  die  Kasse  fiel. 
Die  Verwaltung  war  selbständig  ohne  bergamtliche  Aufsicht. 

3.  Ebenfalls  eine  selbständige  Begräbnisgesellschaft 
war  die  Knappschaft  der  Mansfeld-Leimbacher  Hüttenarbeiter. 
Die  Hüttenleute  wurden  aufgenommen,  sobald  sie  ein 
Schichtlohn  von  5  Silbergroschen  erhielten.  Die  Antritts- 
gelder waren  abgestuft  von  1  Thaler  15  Silbergroschen  bis 
zu  4  Thaler.  1  Thaler  davon  war  zu  einer  ^2  Tonne  Bier 
bestimmt.  Dazu  kamen  5  Silbergroschen  für  Gläser  und 
5  Thaler,  die  in  wöchentlichen  Beiträgen  von  7^2  Groschen 
abzuzahlen  waren.  Die  Mitglieder  und  ihre  Angehörigen 
wurden  frei  von  der  Knappschaft  beerdigt.  Das  Sterbegeld 
betrug  5  Thaler  und  2  Thaler  Extrabeitrag,  wenn  der 
Verstorbene  sämtliche  Beiträge  bezahlt  hatte,  also  4^2  Jahr 
Mitglied  gewesen  war. 

4.  Unter  bergamtlicher  Aufsicht  stand  die  gemeinschaft- 
liche Knappschaft  der  unteren  Mansfelder  Reviere  oder 
Wiederstedter  Knappschaft.  Sie  wurde  1704  gegründet  und 
war  wie  die  Eisleber  organisiert.  Zur  ersten  Einrichtung 
erhielt  sie  150  Thaler  Zuschuss  aus  der  Hedtstedter 
Büchsenkasse. 

5.  Die  Gerbstädter  und  Burgörner  Knappschaften  waren 
selbst  aus  der  Vereinigung  kleinerer  entstanden  und  führten 
ihren  Ursprung  bis  etwa  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  zurück. 
Sie  erhoben  ein  Eintrittsgeld  von  1  Thaler  8  Groschen  bis 
1  Thaler  16  Groschen  und  zahlten  einen  Begräbnisbeitrag 
von  1  Thaler.    Sie  waren  die  einzigen  Knappschaftskassen, 
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die  Krankengelder  im  Betrage  von  4  Groschen  die  Woche 
und  Invalidenunterstützungen  von  2  Groschen  die  Woche 
gewährten. 

Ausserdem  bestanden  noch  private  Begräbniskassen 
für  die  Kupferkammerhütte,  das  Welphishölzische  Revier 
und  die  Saigerhütte,  die  einen  Begräbnisbeitrag  von  10  bis 
12  Thaler  zu  sich  hatten.  Diese  Kassen  bestanden  zum 
grossen  Teil  aus  Nichthüttenleuten,  sodass  sie  nicht  mehr 
als  Knappschaftskassen  anzusehen  sind. 

Das  Ergebnis  dieser  Obersicht  ist  also,  dass  dem  Be- 
dürfnis nach  einem  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  durch 
die  besprochenen  Knappschaften  im  allgemeinen  genügt 
wurde.  Dass  aber  sonstige  Unterstützungen  für  die  Mit- 
glieder nur  unregelmässig  und  ungenügend  grösstenteils 
garnicht  geleistet  wurden. 

Dass  die  Knappschaften  auf  ein  oder  wenige  Werke 
beschränkt  waren,  hatte  seinen  Grund  darin,  dass  deren 
Betrieb  ziemlich  selbständig  war,  und  ein  Wechsel  der  Be- 
legschaft zwischen  den  Werken  nur  seltener  vorkam.  Mit 
dem  Fortschritt  des  Bergbaues,  der  sogar  gemeinsame  Ein- 
richtungen für  die  verschiedenen  Bergwerke  herbeiführte, 
wurde  aber  das  gesamte  Mansfelder  Revier  mehr  und  mehr 
ein  einheitliches  mit  einheitlicher  Arbeiterschaft,  sodass  es 
am  Ende  dieses  Zeitabschnittes  schon  zweckmässig  gewesen 
wäre,  eine  gemeinsame  Knappschaft  zu  gründen.  Die  Un- 
gunst der  Zeit  Hess  es  zunächst  dazu  noch  nicht  kommen. 

Neben  diesen  Knappschaftskassen,  die  von  Arbeitern 
gegründet  und  verwaltet  wurden  und  nur  zum  Teil  unter 
bergamtlicher  Aufsicht  standen,  bestand  die  Mansfeld'sche 
Büchsenkasse.  Sie  war  eine  Zwangskasse  in  bergamtlicher 
Verwaltung,  und  war  entstanden  aus  der  1832  erfolgten  Ver- 
einigung der  Eisleben-Wiederstädter  und  der  Rotenburger 
Büchsenkasse. 

Eine  Büchsenkasse  hat  für  den  Eisleben-Mansfeld'schen 
Bergbau  schon  zu  Ende  des  16.  Jahrhunderts  bestanden, 
in  welcher  jeder  Berg-  und  Hüttenarbeiter  wöchentlich  2 
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und  3  Pfennig  einlegen  musstc,  die  zur  Bestreitung  peinlicher 
Gerichtskosten  (für  den  Bergbau  bestand  ein  Sondergericht, 
„das  Berggericht"),  Bezahlung  des  Barbiers  und  Arztes, 
Unterstützung  armer  arbeitsunfähiger  Bergleute  mit  6  bis 
2  Groschen  die  Woche,  Bestreitung  der  Begräbniskosten  der 
auf  dem  Berge  beschädigten,  oder  zu  Tode  gekommenen 
Arbeitern,  zur  Unterstützung  kranker  und  notleidender  Berg- 
und  Hüttenleute,  zur  Unterhaltung  des  Berghospitals  zu 
Mansfeld  und  anderem  bestimmt  waren. 

Bis  zum  30jährigen  Kriege  hat  sich  diese  Kasse  in 
sehr  guten  Umständen  befunden.  Das  Erliegen  des  Berg- 
baues 1630  (das  übrigens  nicht  allein  durch  den  Krieg, 
sondern  auch  durch  vorherigen  Raubbau  verschuldet  war) 
brachte  auch  sie  in  missliche  Lage.  Immerhin  haben  noch 
1639  Invaliden  20,  12,  10  und  8  Groschen  Almosen  lohn- 
täglich erhalten.  Nach  dem  Kriege  ging  die  Kasse  zu 
Grunde  und  wurde  durch  die  Mansfeld'sche  Bergordnung 
1673,  wie  erwähnt,  wieder  eingerichtet.  Nähere  Kunde  er- 
halten wir  erst  wieder  mit  dem  Jahre  1740. 

Danach  hatten  die  gesamten  Berg-  und  Hüttenleute 
und  Steiger  vom  Thaler  Lohn  je  3  Pfg.  Büchsengeld  zu 
entrichten.  Das  Krankengeld  wurde  für  den  verheirateten 
Arbeiter  auf  10  Groschen  6  Pfg.,  für  den  ledigen  auf  8 
Groschen,  für  die  Bergjungen  auf  4 — 5  Groschen  wöchentlich 
festgesetzt.  Die  Lage  der  Eisleber  Büchsenkasse,  die  vom 
Eisleber  Bergamte  wie  die  Wiederstedter  Kasse,  aber  in  ge- 
trennter Rechnungsführung  verwaltet  wurde,  war  in  dieser 
Zeit  so  schwierig,  dass  sie  bankerrott  zu  werden  drohte. 
Diese  Lage  veranlasste  das  Bergamt  in  einem  Antrage  an 
die  bauenden  Herren  Gewerken,  darauf  hinzuweisen,  bei  den 
steigenden  Ausgaben  bestünde  die  Gefahr,  das  die  seit  10 
Jahren  angesammelten  Kapitalien  verloren  gingen  und  die 
Kasse  Bankerrott  erleide,  wie  es  schon  der  Wiederstedter 
Kasse  ergangen  sei.  Die  gewerkschaftliche  Deputation  be- 
stimmte daraufhin,  dass  im  Jahre  1742  künftig  die  Löhne 
der  Kranken  und  beschädigten  Arbeiter  ganz  allein  von  den 
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Werken  bestritten,  die  Büchsenpfennige  aber  lediglicti  zu 
Gnadenlöhnen  verwendet  werden  sollten. 

Die  Gnadenlöhne  betrugen  um  diese  Zeit  wöchentlich: 

bei  ganz  contracten  Leuten  9  bis  12  Groschen, 

bei  alten  Leuten  8  Groschen, 

bei  weniger  Arbeitsunfähigen  6,  5  und  4  Groschen. 

Im  Jahre  1756  einigten  sich  das  Bergamt  und  die 
Belegschaft  dahin,  dass  das  Büchsengeld  auf  6  statt  3  Pfg. 
pro  Thaler  erhöht  würde.  Dagegen  erhielten  von  1758  ab 
die  Häuer  4  Groschen  Krankengeld  aus  der  Büchsenkasse. 
Ausserdem  Krankengeld  aus  der  Werkskasse  die  hivaliden 
statt  6  Groschen  8  Groschen  wöchentlich.  Dazu  sollten  die 
Witwen  und  Waisen  nach  Beschaffenheit  der  Kasse  berück- 
sichtigt werden. 

In  den  folgenden  Jahren  befand  sich  der  Bergbau  in 
günstiger  Lage  und  demgemäss  auch  die  Büchsenkasse. 
Bis  1784  konnte  die  Eislebener  Büchsenkasse  7732  Thaler, 
die  Wiederstedter  422  Thaler  Vermögen  sammeln. 

Die  wirklich  gezahlten  Unterstützungen  dieser  Zeit 
zeigt  folgende  Übersicht:  Die  Invaliden  erhalten  12,  8  und 
6  Groschen,  die  Wittwen  und  unerzogenen  Kinder  nach  Be- 
finden der  Umstände  und  besonders  der  Menge  der  Kinder 
6  bis  2  Groschen  Gnadenlohn  wöchentlich. 

Die  verheirateten  Häuer  erhielten  ein  Krankengeld  von 
8  Groschen  aus  der  Werks-,  4  Groschen  aus  der  Büchsen- 
kasse. Die  unverheirateten  6  und  3  Groschen,  die  Berg- 
jungen 4  und  2  Groschen  aus  diesen  Kassen.  Ausserdem 
wurden  3    4  Thaler  Begräbnisbeitrag  gegeben. 

Seit  1785  wurde  der  Bergbau  eingeschränkt  und  die 
Kassenverhältnisse  verschlechterten  sich  bedrohlich.  Jedes 
Jahr  mussten  6—700  Thaler  vom  Vermögen  zugesetzt  werden. 
Zur  Abhülfe  wurden  Büchsenschichten  von  1792  an  einge- 
führt, die  jeder  Bergarbeiter,  der  Häuer  mit  5  Groschen,  der 
Haspler  mit  3  72  Groschen,  der  Junge  nach  seinem  Schicht- 
lohn für  jedes  Quartal  zur  Büchse  entrichten  musste.  Die 
Gewerkschaften  gaben  beträchtliche  Zuschüsse,  die  Katharinen- 
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Stiftskasse  übernahm  einzelne  Verpflichtungen  und  gewährte 
unverzinsliche  Darlehn.  Trotzdem  musste  die  Kasse  noch 
bedeutende  Schulden  machen.  1794  wurde  das  Büchsengeld, 
das  wieder  auf  3  Pfennige  pro  Thaler  gesunken  war,  auf 
4  Pfennige  erhöht  und  eine  halbe  Büchsenschicht  pro 
Quartal  gezahlt.  1801  wurde  das  Büchsengeld  der  Steiger 
auf  8  und  12  Groschen  pro  Quartal  erhöht,  und  allgemein 
unter  Wegfallen  der  Büchsenschicht  das  Büchsengeld  auf 
1  Silbergroschen  pro  Thaler  Lohn  gebracht. 

Auch  die  Büchsengelder  der  Hüttenleute  wurden  auf 
6  Pfennige  pro  Thaler  erhöht  und  eine  Büchsenschicht  für 
sie  eingeführt.  Dagegen  sollten  deren  Frauen  und  Kinder 
aufnahmefähig  werden.  Die  Schuld  von  3900  Thaler  an 
das  Katharinenstift  wurde  als  unbezahlbar  abgeschrieben. 

Die  Rothenburger  Büchsenkasse  stand  sehr  ungünstig, 
da  der  Bergbau  dort  in  stetem  Rückgange  begriffen  war. 
In  den  letzten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts  erforderte 
sie  jährlich  500—2000  Thaler  Zuschuss.  Sie  hatte  auch  die 
Krankenkosten  zu  tragen,  die  sonst  den  Werkskassen  zufielen. 
Diese  zahlten  für  den  verheirateten  Arbeiter  15  Silber- 
groschen, für  den  Ledigen  11  Silbergroschen  3  Pfennige 
wöchentliches  Krankengeld. 

IL  Das  Knappschafi(swesen  von  1800 — 1857. 

Soweit  die  bisher  mitgeteilten  Nachrichten  erkennen 
lassen,  hat  das  Knappschaftswesen  vor  1800  nur  auf  das 
Notdürftigste  für  die  unterstützungsbedürftigen  Arbeiter  Sorge 
getragen.  Zum  überwiegenden  Teile  kamen  nur  die  von 
Unfällen  betroffenen  Arbeiter  für  Unterstützungen  in  Be- 
tracht und  die  Beträge  dafür  waren  kaum  ausreichend;  all- 
gemein für  sämtliche  Arbeiter  hatte  eigentlich  nur  das 
Sterbegeld  eine  gewisse  Bedeutung,  denn  darauf  hatten  sie 
einen  wirklichen  Anspruch  auch  ohne  Unfall.  Allerdings 
muss  dabei  berücksichtigt  werden,  dass  beim  Bergbau 
schliesslich  die  grosse  Mehrzahl  von  irgend  einem  Unfall 
betroffen,  oder  doch  in  Folge  ihrer  Berufsarbeit  Invalide 
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wird,  oder  ^sich  Krankheiten  zuzieht.  Aber  es  ist  doch  klar, 
dass  eine  grosse  Menge  von  Unterstützungsbedürftigen  in 
diese  Lage  auch  aus  anderen  Gründen  gekommen  ist  als 
aus  einem  Unfall  und  diese  waren  sehr  stark  zurückgesetzt 
und  hatten  eigentlich  nur  Anspruch  auf  ausserordentliche 
Unterstützungen.  Besonders  für  diese  war  das  Katharinen- 
stift sehr  segensreich,  dessen  reiche  Mittel  manche  Lücke 
im  Knappschaftswesen  ausfüllen  konnten. 

Die  grosse  Zersplitterung  der  Unterstützungsinstitute 
finden  wir  auch  noch  im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts,  in- 
dem dann  immer  mehr  eine  Vereinheitlichung  zu  finden 
ist,  bis  im  Jahre  1857  sämtliche  knappschaftlichen  Ein- 
richtungen des  Bergreviers  in  einem  Institute,  dem  Mans- 
felder  Knappschaftsverein,  vereinigt  werden. 

Ehe  wir  aber  an  die  Betrachtung  des  Knappschafts- 
wesens eintreten,  geben  wir  eine  kurze  Darstellung  der 
Lohnverhältnisse,  ohne  deren  Kenntnis  die  wahre  Bedeutung 
der  Unterstützungen  nicht  zu  erfassen  ist.  Wir  folgen  hierin 
den  Angaben  von  Franke  in  seiner  „Kurzen  geschichtlichen 
Darstellung  des  Mansfelder  Bergbaues". 

Alle  Arbeiten  im  Mansfelder  Kupferschieferbergbau  ge- 
schehen in  Schichtlöhnen  oder  in  Gedingen. 

Die  Schichtlohnsätze  waren  bis  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts folgende: 

1.  Der  Gläuber  pro  8  stündige  Schicht  je  nach  Alter 
und  Anfahrzeit  G^/^j,  7 1/2»         und  9  Silbergroschen. 

2.  Die  Zimmerer,  Maurer  und  Schmiede  hatten  die 
gleichen  Sätze,  aber  ein  Höchstlohn  von  10  Silbergroschen. 

3.  Ebenso  die  Kunst-  und  Maschinenwärter. 

4.  Die  Häuer  bei  gewöhnlichen  Gesteinsarbeiten  6  Gr. 
10  Pfg.    Diese  sind  der  Hauptteil  der  Arbeiter. 

5.  Die  Lehrhäuer  5  Silbergroschen. 

6.  Die  Haspler  6  Silbergroschen  3  Pfg. 


1)  Handschriftlich  in  der  Bibliothek  der  Mansfelder  Gewerkschaft. 
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7.  Die  Bergjungen  nach  Verhältnis  ihres  Alters  (14  bis 
21  Jahr),  ihres  Fleisses,  ihrer  Kräfte  und  Armut  3  Silber- 
groschen 2  Pfg.  bis  4  Silbergroschen  10  Pfg. 

Diese  Löhne  sind  durch  die  zur  Revision  der  Mans- 
feld'schen  Bergwerke  verordnete  Commission  im  Jahre  1792 
bestimmt,  und  1825  in  Silbergroschen  und  Pfennige  umge- 
wandelt. 1830  wurden  sie  auf  unbestimmte  Zeit  bestätigt, 
mit  der  Massgabe,  dass  ein  angemessenes  Ansteigen  des 
Lohnes  der  Bergarbeiter  eintreten  könne. 

Ausnahmen  hiervon  fanden  statt  für  bestimmte  ge- 
fährliche und  anstrengende  Arbeiten.  Die  Festsetzung  der 
veränderlichen  Löhne  erfolgte  jährlich. 

Soweit  tunlich,  wurden  alle  Arbeiten  der  Häuer  ins 
Gedinge  gegeben,  wobei  zur  Regulierung  die  obigen  Schicht- 
lohnsätze zum  Anhalte  dienten. 

Beim  Gedinge  wird  eine  bestimmte  Arbeitsstelle  an 
eine  Kammeradschaft,  die  aus  Häuern,  Lehrhäuern  und 
Dreckjungen  besteht,  verdungen,  gewissermassen  versteigert. 

Beim  Gedingelohn  gehen: 

1.  sämtliche  Ausgaben,  die  sich  unmittelbar  auf  die 
Arbeitsverrichtungen  der  einzelnen  Kammeradschaft 
beziehen,  wie  Stahl  und  Eisen,  Geleuchte,  Pulver 
und  Schiessmaterialien  und  Lehrhäuerlohn,  ein- 
schliesslich deren  Geleuchte  und  Werkzeuge; 

2.  die  Gruben-  und  Tagförderkosten; 

3.  die  Kosten,  die  im  Interesse  der  ganzen  Belegschaft 
des  Revieres  entstehen,  als  Ungeld  mit  ins  Gedinge. 

Das  heisst  also,  eine  Kammeradschaft  mietet  eine 
Arbeitsstelle,  wird  bezahlt  nach  ihrer  Schieferförderung  und 
muss  sich  davon  das  Ungeld  abziehen  lassen. 

Die  Abzüge  für  jeden  Häuer  sind  in  Normalsätzen 
bestimmt.  Ein  feststehender  Abzug  am  Lohn  war  die  Be- 
zahlung für  das  Korn  am  Magazin. 

Um  der  Belegschaft  einen  ständigen  Preis  und  gute 
Beschaffenheit  des  wichtigsten  Nahrungsmittels  zu  sichern, 
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wurden  1800  die  jetzt  noch  bestehenden  Kornmagazine  ein- 
gerichtet, aus  denen  alle  Unterbeamten,  ständige  und  Interims- 
Arbeiter  lohntäglich,  die  Verheirateten  einen  Scheffel,  die 
Ledigen  ^/^  Scheffeil,  die  Jungen  ^Scheffel  für  den 
festen  Preis  von  3,50  Mk.  pro  Scheffel  erhielten.  Sank  der 
Einkaufspreis  unter,  den  Überlassnngspreis,  so  wurde  das 
Getreide  zum  Einkaufspreis  mit  einem  Verwaltungszuschlag 
abgegeben. 

In  den  Kriegsnöten  am  Anfang  des  Jahrhunderts  ent- 
stand eine  grosse  Teuerung  und  diese  führte  zu  einem 
zweifellosen  Notstande  unter  den  Mansfelder  Bergleuten. 
Eine  Erhöhung  der  Schichtlöhne  wurde  vom  Bergamte  für 
untunlich  erklärt.  Dagegen  wurden  1808  die  Getreide- 
portionen aus  den  Magazinen  erhöht. 

Nun  bekam  ein  lediger  Häuer  statt  ^/^  einen  vollen 
Scheffel,  ein  verheirateter  Scheffel  und  ein  Junge 
Scheffel  lohntäglich.  Diese  Erhöhung  wurde  indes  nur  für 
die  Zeiten  der  Teuerung  und  nur  für  die  Monate  Juni  bis 
August,  wo  in  der  Regel  das  Getreide  am  teuersten  und 
die  Not  am  grössten  war,  bewilligt. 

Welche  Bedeutung  das  Brot  für  den  Haushalt  hatte, 
geht  daraus  hervor,  dass  die  meisten  Familien  von  ihrem 
Lohn  10—12  Pfg.  für  Brot  ausgeben  mussten;  das  macht 
12— 20^/o,  für  den  grössten  Teil  der  Arbeiter  etwa  14^/o  des 
Lohnes. 

Kommen  wir  wieder  auf  die  Knappschaften  zurück. 

Der  Mansfelder  Bergmann')  hatte  an  2  Institute  zu 
zahlen,  an  die  Knappschafts-  und  an  die  Büchsenkasse  und 
von  4  Instituten,  diesen  beiden,  den  Werkskassen  und  der 
Katharinenstiftung  Unterstützung  zu  erwarten. 

Im  Verhältnis  zu  seinem  Lohne  kann  man  seine  Bei- 
träge etwa  auf  3—5%  angeben,  ähnlich  wie  heute,  nur  mit 

1)  Wir  beschäftigen  uns  in  folgendem  besonders  mit  der  Haupt- 
klasse der  Arbeiter,  den  Häuern  und  den  gewöhnlichen  Hüttenleuten. 
Wo  nichts  anderes  gesagt  ist,  sind  diese  gemeint. 
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dem  Unterschiede,  dass  er  jetzt  ganz  andere  Vorteile  zu 
erwarten  hat. 

Er  hatte  zunächst  zur  Büchsenkasse  wöchentlich  6  Pfg., 
seit  1825  8  Pfg.,  in  Sangerhausen  8  Pfg.  vom  Taler  Lohn, 
was  etwa  auf  dasselbe  herauskommt,  als  Büchsenpfennige 
zu  zahlen. 

Dazu  kamen  die  Büchsenschichten  ^4  jährl.,  Zahlungen 
im  Betrage  des  normalen  Schichtlohnes,  also  in  der  Regel 
68  Pfg.  Als  unregelmässiger  Beitrag  kamen  dazu  ein  ge- 
ringes Eintrittsgeld  von  5  Groschen  und  die  Zulagegefälle, 
das  sind  Abgaben  bei  Lohnerhöhungen. 

An  seine  Knappschaft,  der  er  in  der  Regel  erst  seit 
Mitte  der  20iger  Jahre  zwangsweise  angehörte,  hatte  er 
meist  nur  einen  einmaligen  Beitrag,  Eintrittsgeld  und  In- 
skriptionsgebühren zu  zahlen.  Der  Betrag  hierfür  schwankte 
unter  den  verschiedenen  Knappschaften  zwischen  4,50  Mk. 
und  12  Mk.  Meist  betrug  er  etwa  6  Mk.  In  der  Mansfelder 
Hütten-Knappschaft  war  vorsorglich  bestimmt,  dass  von  dem 
Eintrittsgeld  3,50  Mk.  für  eine  halbe  Tonne  Bier  und  Gläser 
zu  verwenden  sei.  Damit  wurde  der  Zweck  der  Knappschaft 
als  geselligen  Vereines  erfüllt. 

Die  jährlichen  Beiträge  an  die  Knappschaft  von  2^2 
bis  4  Groschen  waren  überall  sehr  bald  weggefallen. 

Die  Unterstützungen,  die  ein  Knappschaftsmitglied  zu 
erwarten  hatte,  waren  im  ganzen  derselben  Art  wie  heute, 
nur  nicht  so  spezialisiert  auf  die  einzelnen  Kategorien  der 
Unterstützungsbedürftigen. 

Die  Invalidenpension  war  nicht  abgestuft  nach  dem 
Alter,  dem  Berufsalter,  zwischen  Ganz-  und  Halbinvaliden 
und  dergleichen. 

Die  Witwenpension  war  gleich  hoch,  ob  es  sich  um 
die  Witwe  eines  aktiven  oder  eines  Invaliden  handelte,  ob 
der  Ehemann  verunglückt  war,  oder  nicht.  Ob  die  Waisen 
vaterlos  oder  elternlos  waren,  machte  auch  keinen  Unter- 
schied. 
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In  allen  Zweigen  ist  heute  eine  sehr  grosse  Mannig- 
faltigkeit in  der  Berechnung  zu  finden,  um  eben  möglichst 
den  besonderen  Verhältnissen  aller  Kategorien  gerecht  werden 
zu  können. 

Die  grössere  Einfachheit  hatte  bei  aller  Vereinfachung 
der  Verwaltung  doch  oft  den  Erfolg,  dass  beträchtliche 
Härten  und  ungleichmässige  Verteilung  nicht  zu  vermeiden 
waren.  Der  weitere  Ausbau  trat  indessen  erst  mit  dem 
Beginn  der  neuen  Periode  im  Jahre  1857  in  Erscheinung, 
um  dann  stetig  besonders  durch  die  Reichsgesetzgebung  ge- 
fördert zu  werden. 

In  den  ersten  Jahrzehnten  hatte  man  genug  damit  zu 
tun,  eine  geordnete  Geschäftsführung,  eine  genaue  Registrie- 
rung der  Mitglieder  in  den  Knappschaftsrollen  und  vor  allem 
eine  gesunde  Kassenführung  einzurichten.  Besonders  die 
allgemeine  schlechte  Lage  aller  Verhältnisse  drängte  zu 
diesen  Reformen,  damit  die  traurige  Lage  des  Bergbaues 
nicht  auch  den  Zusammenbruch  der  knappschaftlichen  In- 
stitute zur  Folge  hatte.  Weiterblickende,  das  gesamte  Unter- 
stützungswesen einheitlich  ordnende  Reformen  sind  zwar 
vereinzelt,  so  z.  B.  von  der  sächsischen  Regierung  ins  Auge 
gefasst  worden,  aber  die  Ungunst  der  Zeit  Hess  diese  Pläne 
nicht  zur  Reife  kommen.  Diese  allgemeine  Depresion  muss 
man  berücksichtigen,  wenn  man  die  Leistungen  der  Knapp- 
schafts-Institute nicht  ungerecht  beurteilen  will. 

Die  Beiträge  der  Unterstützungen  waren  im  wesent- 
lichen bis  1840  folgende:  Man  möge  dabei  beachten,  dass 
der  Normalschichtlohn  die  ganze  Zeit  über  für  den  grössten 
Teil  der  Arbeiter  68  Pfg.  betrug,  der  Monatslohn  also 
gegen  10  Mk. 

Das  Krankengeld  1)  pro  Tag  betrug  40  Pfg.  für  die 
Verheirateten,  30  Pfg.  für  die  Ledigen. 


1)  Die  Krankenfürsorge  wurde  z.  T.  von  den  Werkskassen,  z.  T. 
von  den  Büchsenkassen  getragen.  Das  Verhältnis  zwischen  beiden  war 
verschieden  geordnet. 
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Dazu  kam  freie  Kur  und  Arzenei  für  den  Arbeiter, 
nicht  für  seine  Angehörigen. 

Die  Invaliden  bekamen  2,40  Mk.  bis  3,00  Mk.  monat- 
lich, die  Wittwen  0,80  Mk.,  die  Waisen  0,21  Mk.  bis  0,80  Mk. 
je  nach  den  Verhältnissen. 

Das  Begräbnisgeld  aus  der  Büchsenkasse  betrug  3,75  Mk., 
in  Sangerhausen  15,00  Mk.,  dazu  kam  der  Betrag  aus  der 
Knappschaftskasse,  der  bei  mehreren  Klassen  3,00  Mk.,  bei 
der  Eisleber  Hütten-Knappschaft  6,00  Mk.,  der  Mansfelder 
15,00  Mk.  bis  21,00  Mk.  betrug.  Die  Beerdigung  selbst 
war  frei. 

Wenn  die  Invaliden  allein  für  sich  zu  sorgen  hatten, 
und  vielleicht  bei  Verwandten  Unterkunft  fanden,  dann 
mochten  sie  wohl  in  der  ersten  Zeit  ausreichen,  da  aber 
die  Preise  stiegen  und  die  Unterstützungen  fast  1  Jahr- 
hundert im  wesentlichen  gleich  blieben,  so  musste  sich 
immermehr  ein  Missverhältnis  herausstellen.  In  noch  höherem 
Grade  gilt  das  für  die  Wittwen  und  Waisen.  Wenn  die 
Wittwen  noch  arbeitsfähig  waren  und  die  Waisen  bei  Ver- 
wandten untergebracht,  dann  brauchten  sie  nicht  gerade  in 
direkte  Not  zu  geraten,  aber  für  die  Übrigen  waren  die 
Unterstützungen  zweifellos  nicht  ausreichend  und  sie  mussten 
die  Mildtätigkeit  in  Anspruch  nehmen.  In  diesen  Fällen  trat 
besonders  das  St.  Katharinenstift  ein,  das  sich  besonders 
der  Waisen  annahm,  sodass  eine  grössere  Summe  aus  dem 
Stift  an  die  Waisen  kam,  als  aus  den  knappschaftlichen 
Instituten.  Völlig  befriedigende  Verhältnisse  konnten  aber 
auch  dadurch  nicht  erzielt  werden.  Merkwürdig  war  auch 
folgendes: 

Die  Hüttenarbeiter  fanden  in  den  Hüttenkassen  be- 
deutendere Unterstützungen  für  ihre  Invaliden  als  die  Berg- 
arbeiter. Ein  invalider  Rohhüttenarbeiter  bekam  aus  der 
Kasse  seiner  Hütte  7V2  Silbergroschen,  ein  Saiger-  und 
Amalgationsarbeiter  15  Silbergroschen  wöchentliches  Gnaden- 
lohn. Aber  nur  die  Berginvaliden,  die  50  Jahre  und  länger 
angefahren  waren,  oder  die  besonders  gute  Dienste  geleistet, 
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oder  schwere  Beschädigungen  erlitten  hatten  und  die  völlig 
krank  waren,  bekamen  Unterstützungen,  aber  in  der  Regel 
nicht  von  so  hohem  Betrage.  Eine  Zusammenstellung  der 
von  den  Werkskassen  gezahlten  Gnadenlöhne  ergiebt,  dass 
der  grösste  Teil  der  Unterstützungen  an  die  Unterbeamten 
und  deren  Angehörige,  ein  etwa  ebenso  grosser  Teil  an 
Hüttenarbeiter  und  deren  Angehörige,  aber  nur  ein  sehr 
kleiner  Teil,  etwa  '/lo  an  die  eigentlichen  Bergarbeiter 
und  da  fast  nur  an  Unfallinvaliden  gekommen  ist.  Dieser 
Unterschied  in  den  Bestimmungen  bestand  schon  seit  Anfang 
des  18.  Jahrhunderts,  aus  welchem  Grunde  ist  nicht  zu 
ersehen.    Mit  dem  Reglement  von  1840  fiel  er  fort. 

Was  die  Bedeutung  der  Pensionen  betrifft  für  die 
Arbeiter  des  Mansfelder  Reviers,  so  geht  schon  aus  dem 
Gesagten  hervor,  dass  ein  wesentlicher  Mangel  darin  lag, 
dass  nicht  alle  Arbeiter,  sondern  eben  blos  die  allerärmsten, 
die  sonst  rettungslos  der  Armenpflege  anheimgefallen  wären, 
einen  Anspruch  auf  Unterstützung  hatten.  Dass  ferner 
die  Unterstützungssätze  hinter  den  Anforderungen  der  Zeit 
zurückgeblieben  waren  und  nicht  mehr  ausreichten.  Diese 
Stabilität  der  Sätze  für  Unterstützungen  und  Beiträge  ist 
überhaupt  ein  hervorstechender  Zug  und  hatte  seine  Paralle- 
lität und  Begründung,  wie  wir  gesehen  haben,  in  die  Stabi- 
lität der  Löhne.  In  teuren  Zeiten  waren  dann  die  Unter- 
stützungsberechtigten sehr  schlimm  daran.  Denn  in  Wahrheit 
waren  die  Unterstützungen  schliesslich  so  unbedeutend,  dass 
sie  hauptsächlich  die  geringere  Klasse  von  Invaliden,  Wittwen 
und  Waisen  kaum  gegen  das  Verhungern,  Erfrieren  und 
Betteln  schützten.  Dieser  Notstand  war,  wie  gelegentlich 
seitens  des  Oberbergamtes  anerkannt  wurde,  um  so  bedauer- 
licher, als  der  gegen  andere  Bergbezirke  verhältnismässig 
geringere  Lohn  der  Mansfelder  Bergleute  den  Anspruch  auf 
Unterstützungen  in  Zeiten  der  Arbeitsunfähigkeit  erhöhte. 

Zu  den  Krankengeldern,  die  bis  1840  15  Silbergroschen, 
für  den  Verheirateten  11  Silbergroschen  3  Pfg.,  für  den  ledigen 
Arbeiter  7  Silbergr.  wöchentlich  betrugen,  so  ist  zu  bemerken, 
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dass  sie  seit  1756  nicht  erhöht  wurden  und  allmählich  so  un- 
zureichend wurden,  dass  ein  Kranker  dabei  mit  seiner  Fa- 
milie in  die  drückendste  Not  kommen  musste,  wenn  er 
nicht  sonstige  Einnahmen  und  Ersparnisse  hatte.  Das  war 
aber  naturgemäss  nur  bei  einer  Minderheit  der  Fall. 

Um  noch  eine  genauere  Obersicht  über  die  Bedeutung 
und  die  Leistungen  der  Knappschafts-  und  Büchsenkassen 
zu  geben,  stellen  wir  für  das  Jahrzehnt  1829  bis  1839  die 
Hauptzahlen  zusammen,  weil  für  eine  frühere  Zeit  eine 
solche  Zusammenstellung  nicht  mehr  möglich  ist.  Das  ist 
insofern  kein  Nachteil,  weil  das  benutzte  Jahrzehnt  als  Muster- 
beispiel auch  für  die  frühere  Zeit  dienen  kann.  Die  Sta- 
bilität der  Prinzipien  und  auch  der  Verhältnisse  war  ja,  wie 
erwähnt,  eine  für  unser  Empfinden  ausserordentlich  grosse. 

A.  Zur  Unterstützung  der  sämtlichen  Berg-  und  Hütten- 
leute und  deren  Angehörigen  wurden  aufgebracht: 

1.  Durch  die  Arbeiter 
a)  Einkaufsgelder  und  Inskriptionsgebühren. 


Zur  Eisleber  Knappschaftskasse    .    .    .     689  Th.    3  Sgr. 
Zur  Kn.-K.  der  unt.  Reviere     ....     653    „    10  „ 
b)  Beiträge  zur  Mansfeld'schen  Büchsen- 
kasse                                         66549    „    17  „ 

Faktoriegelderbeiträge   1865    „      4  „ 

Sa.  69757  Th.    5  Sgr. 

2.  Durch  die  Gewerkschaften  aufgebracht: 

Für  freie  Kur  und  Medizin   41784  Th.  17  Sgr. 

Für  Krankengeld   7034    „    24  „ 

Für  Begräbnisgeld  1112    „    14  „ 

Für  Unterstützung  Aktiver   592    ,.    28  „ 

Für  Unterstützung  von  Invaliden,  Witt- 

wen  und  Waisen   14840    „    26  „ 

Für  Zuschüsse  zur  Büchsenkasse      .    .    4801    „      2  „ 

An  Faktoriegelderbeiträgen  ....         292    „    14  „ 

Sa.  70951  Th.    4  Sgr. 

3.  Zinsen  und  Nutzungen  .    .    .    10635  Th.    1  Sgr. 
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4.  Nebeneinnahmen: 

Strafgelder  

Urlaubsgelder  

Verleihung  von  Leichengerät  . 
Sonstige  


804  Th.  23  Sgr, 

718    „  28  „ 

54  „  19  „ 
304    „      8  „ 


Sa.  1882  Th.  19  Sgr. 


5.  Aus  dem  Katharinenstift.    .    .    14686  Th.  25  Sgr. 

6.  Freikuxe  der  Braunkohlengr.  .       144    „  —  „ 

Haupt-Summa  167564  Th.  29  Sgr. 

B.  Vermögensnachweis  der  sämtlichen  Unterstützungs- 
einrichtungen : 

a)  Knappschaftskassen: 

1.  Eisleber  Knappschaft    ....    1853  Th.  7  Sgr. 

2.  Wiederstedter  Knappschaft    .    .    2770    „  12  „ 

3.  Eisleber  Hütten-Knappschaft     .    3715    „  —  „ 

4.  Mansfelder  Hütten  -  Knappschaft     345   „  —  „ 

Sa.  5006  Th.  5  Sgr. 

b)  Mansfeldsche  Büchsenkasse  ....  23311  Th.  29  Sgr. 

c)  Katharinenstift    .    .                         30196    „  15  „ 


Nach  diesen  Zusammenstellungen  sind  die  Beiträge  der 
Gewerkschaften  und  der  Arbeiter  ungefähr  gleich  hoch,  ein 
Verhältnis,  wie  es  noch  heute  besteht.  Der  Durchschnitts- 
betrag für  ein  einzelnes  Jahr  ergibt  sich  von  selbst. 

Die  Betrachtung  der  Tabelle  C.  führt  sofort  auf  die 
Höhe  der  Verwaltungskosten.  Bei  den  Knappschaftskassen 
betragen  die  19,6%  ihre  Gesamtausgaben,  bei  der  Büchsen- 
kasse nur  3,9 Die  Ziffern  für  die  Gewerkschaften  und 
das  Katharinenstift  können  nicht  zum  Vergleich  herangezogen 
werden,  da  diese  ganz  anders  organisiert  sind.  Dieser  Unter- 
schied in  den  Kosten  zeigt  ganz  klar  die  Minderwertigkeit 
der  Knappschaftskassen  und  die  Notwendigkeit  einer  Ver- 
einigung möglichst  aller  demselben  Zweck  der  Unterstützung 
der  Mansfelder  Berg-  und  Hüttenarbeiter  dienenden  Ein- 
richtungen.   Eine  solche  Vereinigung  musste  ausser  der 


Haupt-Summa  58514  Th.  20  Sgr. 
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wirtschaftlichen  Verwendung  der  Mittel  noch  mannigfaltige 
Vorteile  nach  sich  ziehen.  Eine  wirkliche  Übersicht  über 
die  Lage  der  Unterstützungsberechtigten,  über  Mängel  in 
der  Art  und  Verteilung  der  Unterstützungen,  über  die  Mög- 
lichkeit einer  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Beiträge 
und  vieles  andere  war  nur  von  einer  einheitlichen,  das  ge- 
samte Unterstützungswesen  prinzipiell  übernehmenden  Ein- 
richtung zu  schaffen.  Besonders  auch  der  eine  Umstand, 
dass  ein  nicht  unbedeutender  Wechsel  der  Belegschaft  inner- 
halb des  gesamten  Mansfelder  Reviers  zwischen  den  einzelnen 
Werken  stattfand,  forderte  immermehr  eine  Vereinheitlichung. 
Die  Vereinigung  konnte  naturgemäss  nur  durch  freiwilligen 
Beschluss  der  verschiedenen  Institute  eintreten.  Dies  ge- 
schah auch,  sodass  sämtliche  Berg-  und  Hüttenleute  der 
neuen  gemeinschaftlichen  Kasse  angeschlossen  wurden, 
während  allerdings  einzelne  Knappschaften  daneben  als 
Hilfskassen  vorläufig  bestehen  blieben.  Bei  der  Vereinigung 
wollte  man  vielfach  nicht  auf  die  Knappschaftsfeste  ver- 
zichten. Diese  Feste  galten  als  eine  alt  hergebrachte  berg- 
männische Standessitte.  Sie  sollten  einen  guten  Einfluss 
auf  das  Standesbewusstsein,  den  Korpsgeist  und  die  Dis- 
ziplin der  Arbeiter  haben.  Künftig  übernahm  die  Gewerk- 
schaft die  Verpflichtung,  der  Belegschaft  unter  gewissen 
Voraussetzungen  (guter  Ertrag  der  Werke  u.  s.  w.)  ein  Fest, 
das  sogen.  Bierfest  zu  geben.  Neben  diesen  Kosten  wurden 
auch  die  Ausgaben  der  Knappschaftskassen  für  Kirchen, 
Schulen  und  sonstige  fremde  Zwecke  von  der  Gewerkschaft 
übernommen.  Auch  dadurch  wurde  die  Leistungsfähigkeit 
für  den  eigentlichen  Zweck,  die  Unterstützungen,  beträchtlich 
vermehrt. 

Das  Katharinenstift  wurde  in  soweit  in  das  neue  In- 
stitut hinein  bezogen,  dass  seine  Überschüsse  in  die  Knapp- 
schaftskasse fielen. 

Das  Verhältnis  der  neuen  Knappschaftskasse  zu  den 
Mansfelder  kupferschieferbauenden  Gewerkschaften  wurde 
dahin  geregelt,  dass  sich  diese  verpflichteten,  jährlich  einen 
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Zuschuss  von  7500  Thalcrn  zunächst  auf  5  Jahre  zu  be- 
willigen unter  Wegfall  aller  bisherigen  aus  gewerkschaft- 
lichen Mitteln  gewährten  Unterstijtzungen. 

Nach  langen  Vorarbeiten  wurde  das  Reglement  der 
neugebildeten  Mansfeld'schen  Knappschaftskasse  vom  da- 
maligen Niedersächsisch -Thüringischen  Oberbergamt  am 
23  Juni  1840  bestätigt.  Die  Regelung  im  Einzelnen  ergiebt 
sich  aus  folgender  Übersicht: 

Reglement  für  die  Mansfeld'sche  Knappschaftskasse 
vom  23.  Juni  1840. 

Die  Mansfeld'sche  Knappschaftskasse  ist  entstanden 
aus  der  Eisleber  Knappschaft,  die  für  die  Eisleben-Mans- 
felder  Reviere  bestand,  und  der  Wiederstedter  Knappschaft 
für  die  Gerbstedt-Hettstedter  Reviere,  Hütten-  und  Werk- 
stätten. Mit  der  Mansfeld'schen  Büchsenkasse,  die  von  nun 
an  den  Namen  Mansfeld'sche  Knappschaftskasse  führte. 

Nur  wirkliche  Berg-  und  Hüttenleute  und  die  Arbeiter 
auf  den  unter  Verwaltung  des  Bergamtes  stehenden  Gruben 
und  Hütten  und  der  zu  den  Bergwerken  gehörenden  sonstigen 
Etablissements  sowie  die  Unterbeamten,  die  in  die  Knapp- 
schaftsrolle eingetragen  sind  und  die  Beiträge  leisten.  Die 
Beamten  können  eher  Mitglieder  werden.  Dies  giebt  das 
Recht  auf  bergmännische  Beerdigung. 

Die  Mitglieder  werden  in  11  feste  Lohnklassen  ein- 
geteilt, die  ein  nach  ihrem  Lohn  und  ihrer  Stellung  abge- 
stuftes Büchsengeld  zahlen.  Die  erste  bis  sechste  Klasse 
waren  die  Wochenlöhner,  Beamte.  Sie  zahlen 
bei  18  Mk.  und  mehr  Wochenlohn  0,80  Mk.  d.  Woche 
„   15-18    „      „  „  0,70  „  „ 

»   12    15    „      „       „  „  0,55  „     „  „ 

Q  12  0  40 

„7,50—  9    „      „       „  „  0,35  „  „ 

»     6    7,50  „     „       „  „  0,28  „     „  „ 

Die  7.  Klasse,  Volllöhner  (Klauber,  Häuer,  Hütten- 
arbeiter u.  s.  w.),  mit  einem  Normalschichtlohn  von  68  Pfg. 
und  mehr  zahlten  20  Pfg. 
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Die  8.  Klasse  der  ständigen  Arbeiter  mit  einem  Normal- 
schichtlohn von  60 — 86  Pfg.  zahlten  17  Pfg. 

Die  9.  Klasse  der  ständigen  Berg-  und  Hüttenarbeiter 
mit  einem  Normalschichtlohn  von  50 — 60  Pfg.  zahlten  15  Pfg. 

Die  10.  Klasse  der  Berg-  und  Hüttenjungen  mit  einem 
Normalschichtlohn  bis  zu  50  Pfg.  zahlte  12  Pfg. 

Die  11.  Klasse  der  Tagelöhner  und  Interimsarbeiter 
zahlten  15  Pfg.  Büchsengeld. 

An  sonstigen  Abgaben  an  Kassen  bestanden  folgende: 

Antrittsgeld  von  6  Mk.  von  jedem  Mitglied.  Zu- 
lagsgefälle, die  jedes  Mitglied  der  1.—  10.  Klasse  von 
jeder  auf  immer  erhaltenen  Lohnzulage,  mit  dem  Betrag  dieser 
Zulage  für  4  Wochen,  bei  Schichtlöhnern  bei  24  Schichten 
zu  entrichten  hat.  Urlaubsgelder,  wenn  der  Urlaub 
auf  länger  als  eine  Woche  erteilt  ist,  zum  Betrage  der 
Büchsengelder ,  Trauscheingebühren  für  die  Mit- 
glieder der  1. — 10.  Klasse  und  die  Invaliden.  Im  Betrag 
von  2,00  Mk.  für  minderjährige,  0,75  Mk.  für  Erwachsene, 
sofern  ein  bergamtlicher  Heiratsconsens  erteilt  ist;  andernfalls 
das  doppelte. 

Nachzahlungen  von  später  eintretenden  und  Zu- 
wandernden. Die  übrigen  Einnahmen  der  Kasse  waren 
Strafgelder,  die  Ausbeute  von  2  Freikuxen  der  Braunkohlen- 
werke und  die  Krankengelder  dieser  Werke.  Ausserdem 
Zuschüsse,  Pachten,  und  die  Oberschüsse  des  Katharinen- 
stiftes. 

Mitglieder,  die  50  Jahre  lang  in  der  Arbeit  gestanden 
hatten,  waren  von  der  Einrichtung  der  Beiträge  befreit. 
Die  Wohltaten  der  Kasse  waren  folgende: 
1.  Gnadenlohn  für  das  Mitglied  und  seine  Wittwen. 
Diese  Invalidenpension  wurde  den  durch  alter  Krankheit 
oder  körperliche  Beschädigungen  zum  Dienst  oder  zur  Berg- 
arbeit unfähig  gewordenen  Mitgliedern  bewilligt;  und  zwar 
wurden  sie  Ganzinvalide  mit  vollem  Gnadenlohn,  wenn  sie 
mässig  anstrengende  Arbeit  überhaupt  nicht  mehr  verrichten 
konnten,  sonst  Halbinvalide  mit  halbem  Gnadenlohn.  Auch 
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diese  bekamen  aber  anders  wie  lieute  das  volle  Gnadenlohn, 
wenn  sie  keine  Gelegenheit  zum  Verdienst  hatten. 

Die  Pensionssätze  waren  pro  Woche  in  der  ersten  bis 
achten  Klasse  bezw.  4,50  Mk.,  4,00  Mk.,  3,50  Mk.,  3,00  Mk., 
2,50  Mk.,  2,00  Mk.,  1,50  Mk.,  1,25  Mk.  Die  durch  schwere 
Verletzung  bei  der  Arbeit,  oder  durch  die  infolge  ihrer 
Arbeit  erhaltenden  Krankheiten  zu  einigem  Erwerb  ganz 
unfähig  gewordenen  Mitglieder  erhielten  das  ^/^  fache,  oder 
den  ganzen  Betrag  des  Satzes  der  betreffenden  Klasse  als 
extra  ordinäres  Gnadenlohn. 

Die  Wittwen  erhielten,  wenn  sie  das  50.  Lebensjahr 
erreicht  hatten  in  der  1.  bis  3.  Klasse  1,50  Mk.,  der  4.  bis 
6.  Klasse  1,00  Mk,  der  7.  und  8.  Klasse  0,60  Mk.  pro 
Woche. 

Die  Wittwen  im  Alter  von  40-50  Jahren  erhielten 
den  ganzen  Betrag,  wenn  sie  erwerbsunfähig  waren,  oder  un- 
erzogene Kinder  hatten,  den  halben  Betrag,  wenn  sie  erwerbs- 
fähig oder  kinderlos  waren. 

Die  Wittwen  im  Alter  von  weniger  als  40  Jahren 
erhielten  den  ganzen  Betrag,  wenn  sie  erwerbsunfähig  waren, 
oder  bei  sehr  grosser  Arbeit  viel  unerzogene  Kinder  hatten; 
den  halben  Betrag,  wenn  sie  unerzogene  Kinder  hatten; 
waren  sie  erwerbsfähig  und  kinderlos  erhielten  sie  nichts. 
War  der  Mann  durch  Unfall  umgekommen,  so  erhielt  sie 
einen  Zuschuss,  nachdem  sie  auf  4—8  Wochen  den  Lohn 
ihres  Mannes  fortbezogen  hatte.  Die  Verbesserung  der 
Pensionssätze  beweist  die  Tatsache,  dass  sofort  um  die 
Hälfte  mehr  dafür  aufgewendet  wurde. 

2.  Krankenlohn. 

Die  Mitglieder  der  ersten  sechs  Klassen  bezogen  ihren 
Lohn  fort.  Verheiratete  Arbeiter  oder  Wittwer  mit  uner- 
zogenen Kindern  erhielten  3,00  Mk.,  ohne  Kinder  2,00  Mk. 
Ledige  und  Minderjährige  1,50  Mk.  pro  Woche.  Dauert 
die  Krankheit  länger  als  13  Wochen,  so  wird  Invaliden- 
pension gezahlt. 
!      3.  Freie  Kur  und  Medizin. 
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4.  Waisenunterstützung. 

Die  Waisen  erhielten  pro  Woche  20  Pfg.,  waren  sie 
Vollwaisen  40  Pfg.  bis  zur  Konfirmation. 

5.  Begräbnisgeld. 

6.  Ausserordentliche  Unterstützungen. 

Die  Verwaltung  des  Knappschaftsinstitutes  besorgt  das 
Kgl.  Mansfeld'sche  Bergamt  unter  der  Aufsicht  des  Ober- 
bergamtes. 

Beamte  der  Kasse  waren  29  Knappschaftsälteste,  der 
Rendant  und  2  Knappschaftsvorsteher.  Die  Vorsteher  waren 
gewerkschaftliche  Beamte  und  hatten  mit  den  Kgl.  Beamten 
die  Aufsicht  über  die  Wahlen  der  Ältesten,  sie  bildeten  den 
Vorstand  der  Knappschaft  und  hatten  sie  dem  Bergamte 
gegenüber  zu  vertreten. 

Die  Wahl  der  Knappschaftsältesten  geschah  durch  die 
Mitglieder  in  der  Art,  dass  jedes  Mitglied  zu  einem  zu 
wählenden  Ältesten  3  Personen  aus  der  Mitte  der  Knapp- 
schaftsmitglieder, auch  Unterbeamte,  vorschlug.  Das  Bergamt 
wählte  aus  den  drei  Vorgeschlagenen,  die  die  meisten 
Stimmen  erhalten  hatten,  den  aus,  den  es  nach  pflichtmässigem 
Ermessen  für  den  tüchtigsten  hielt.  Für  die  Wahl  wurden 
die  Mitglieder  in  Abteilungen  von  gleicher  Zahl  eingeteilt. 
Die  Ältesten  hatten  über  die  Beobachtuug  des  Reglements 
zu  wachen  und  die  Bedürfnisse  und  die  Führung  der  Mit- 
glieder ihres  Sprengeis  zu  beobachten.  Ein  Teil  von  ihnen 
waren  Büchsenvorsteher,  diese  hatten  bei  Erteilung  von 
Unterstützungen  Auskunft  zu  geben  und  für  eine  geeignete 
Krankenpflege  zu  sorgen.  ^ 


Eine  Vergleichung  ergiebt,  dass  die  Unterstützungs- 
sätze um  das  ein  V2~~4  fache  gestiegen  waren,  während 
der  Normallohn  vorläufig  derselbe  blieb  und  die  Beiträge 
nur  unwesentlich  erhöht  wurden.  Die  Entwickelung  der 
nächsten  Jahre  bewies,  dass  die  Knappschaftska^se  nach 
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der  Konsolidation  einen  stetigen  Fortschritt  zu  verzeichnen 
hatte  und  ihre  Organisation  eine  gesunde  Basis  für  weitere 
Verbesserungen  bot.  Die  Ergebnisse  im  einzelnen  können 
mitzählen  nicht  mehr  belegt  werden;  wir  gehen  daher  dazu 
über,  uns  mit  der  Sangerhäuser  Knappschaftskasse  zu  be- 
schäftigen, die  im  Jahre  1857  mit  der  Mansfelder  Kasse 
vereinigt  wurde. 

Die  Sangerhäuser  Knappschaftskasse,  die  Büchsenkasse 
der  Sangerhäuser  Knappschaft  war  während  einer  langen 
Reihe  von  Jahren  von  Seiten  der  Werksbesitzer  und  auch 
des  Bergamtes  derart  vernachlässigt,  dass  sie  nur  geringe 
Mittel  zur  Verfügung  hatte,  und  ausser  den  gewöhnlichen 
Krankengeldern  nur  wirklichen  Berg-  und  Hüttenarbeitern 
sehr  mässige  Unterstützung  verabreichen  konnte.  Die  Wittwen 
und  Waisen  mussten  unberücksichtigt  bleiben.  Erst  Ende 
der  20  er  Jahre  wurde  der  Büchsenkasse  eine  grössere 
Aufmerksamkeit  gewidmet  und  ein  kleines  Vermögen  ein- 
gesammelt. Die  eigentliche  erspriesliche  Wirksamkeit  der 
Kasse  beginnt  erst  mit  dem  Jahre  1832,  nachdem  ein  Reg- 
lement im  engen  Anschluss  an  das  Eisleber,  aber  mit 
niedrigeren  Sätzen,  ausgearbeitet  war.  Aus  dessen  Inhalt  ist 
bemerkenswert,  dass  der  dritte  Teil  der  Kur  und  Medizin- 
kosten aus  der  Werkskasse  ersetzt  wurde  und  das  Kranken- 
geld nur  gezahlt  wurde,  wenn  eine  Krankheit  länger  als 
14  Tage  dauerte,  dann  aber  auch  für  diese  Zeit  mit.  Es 
wurden  auch  nur  die  Krankheiten  berücksichtigt,  die  bei 
oder  in  der  Folge  der  Arbeit  bezw.  eines  Unfalles  entstanden 
waren.  Im  Jahre  1845  wurde  die  Knappschaftskasse  des 
Riestedter  Braunkohlenwerks  mit  der  Sangerhäuser  Büchsen- 
kasse vereinigt.  Dies  Werk  gehört  der  Mansfelder  Gewerk- 
schaft. Oft  fand  ein  Wechsel  der  Arbeiter  zwischen  den 
Sangerhäuser-  und  Riestedter  Werken  statt,  sodass  eine  Ver- 
einigung dieser  Kassen  in  aller  Interesse  lag.  Mit  dem 
Jahre  1853  wurde  das  Mansfelder  Reglement  eingeführt, 
weil  dies  sowohl  für  die  Beiträge  der  Arbeiter,  als  besonders 
für  die  Invalidenpension  und  die  Krankengelder  höhere 
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Sätze  zu.  Grunde  legten,  und  die  Sangerhäuser  Arbeiter  eine 
Erhöhung  der  Sätze  schon  seit  langem  wünschte,  und  dafür 
höhere  Büchsengelder  zu  zahlen  bereit  war.  Der  Stand  der 
Kasse  war  auch  ein  guter.  Das  Vermögen  hatte  sich  jähr- 
lich um  mehrere  100  Thlr.  vermehrt,  und  war  auf  ca. 
12  000  Thlr.  angewachsen.  Mit  der  Übernahme  des  Mans- 
felder  Reglements  wurde  einer  künftigen  Verschmelzung 
der  Weg  geebnet.  Diese  trat  dann  auch  4  Jahre  später  ein. 
Aus  den  Etats  der  Jahre  1837 — 1856  ergaben  sich  folgende 
Resultate: 

Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  1837  etwas  über  300; 
sie  stieg  bis  1850  auf  500;  bis  1853  auf  610  und  hielt  sich 
die  nächsten  Jahre  auf  ungefährer  Höhe.  Aus  der  Riestedter 
Kasse  wurden  69  Arbeiter  übernommen. 

Die  Summe  der  Einnahmen  und  Ausgaben  stieg  in 
dieser  Zeit  ziemlich  gleichmässig  von  3219  Mk.  auf  10725  Mk. 
Die  Einnahmen  aus  Arbeiterbeiträgen  betrugen  1837  72,1  ^/q 
der  Gesamteinnahme;  bis  1844  fielen  sie  auf  62,2%,  bis 
1850  auf  60,0%  und  stiegen  nach  Einführung  des  Mansfelder 
Reglements  unbeträchtlich  auf  61  ^/y.  Die  entsprechenden 
Zahlen  für  den  Zuschuss  der  Gewerkschaft  sind  7,5%, 
15,2^/o,  20%  und  il8,7%,  also  weit  geringer  als  später. 
Auch  der  Anteil  der  Zinsen  ist  bedeutend:  20,4%,  22,6 ^/o, 
20,0%  und  19%. 

Die  Pensionen  für  Invaliden,  Wittwen  und  Waisen 
zusammen  bilden  28,4%,  48,9%,  36,6%  und  35,2%  der 
Gesamtausgaben.  Für  die  Krankenpflege  sind  die  Zahlen 
35,8%,  33%,  44,9%  und  44,8%.  Das  Verhältnis  der  Ver- 
waltungskosten wird  stetig  günstiger.  Es  fällt  der  Prozent- 
satz von  5,5%  auf  3,9%,  3,6%  und  1,9%. 

Die  Gesamtleistung  für  den  Einzelnen  ist  noch 
nicht  bedeutend;  von  der  Gesamteinnahme  entfallen  etwa 
12  -  17  Mk.  auf  den  Einzelnen  gegenüber  etwa  40  Mk.  1860, 
90  Mk.  jetzt. 
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III.  Der  Mansfeld^sche  Knappschafisverein 
von  1857  bis  zur  Gegenwart. 

1.  Bis  zum  Jahre  1870. 

Die  Umgestaltung  der  gesamten  bergbaulichen  Ver- 
hältnisse hat  sich  in  einer  ganzen  Reihe  von  Gesetzen  und 
Verordnungen  vollzogen,  die  sämtlich  hier  heranzuziehen 
zu  weit  führen  würde. 

Es  genügt,  die  wichtigsten  Resultate  vorzuführen,  die 
für  die  Knappschaftsvereine  von  Bedeutung  geworden  sind. 

Zu  nennen  ist  hier  zunächst  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1851 
„Ober  die  Verhältnisse  der  Miteigentümer  eines  Bergwerks", 
das  den  Beginn  des  modernen,  selbständigen  Betriebes  der 
Bergwerke  durch  die  Gewerkschaften  und  die  rechtliche  Un- 
abhängigkeit der  Arbeiter  von  Beamten  und  Arbeitgebern  in 
die  Wege  leitete.  Die  Unmöglichkeit,  nunmehr  eine  Kontrolle 
über  die  Beiträge  der  Gewerkschaften  zu  den  Knappschaften 
zu  führen,  bot  allein  schon  die  Veranlassung,  gesetzliche 
Bestimmung  über  die  Einrichtungen  der  Knappschaftsvereine 
zu  treffen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  sodann  die  Tatsache 
der  Vereinigung  der  noch  bestehenden  5  Gewerkschaften 
in  eine,  die  jetzige  „Mansfeldsche  kupferschieferbauende 
Gewerkschaft",  die  von  Anfang  1852  an  in  Wirksamkeit  trat. 

Die  selbständige  Verwaltung  übernahm  die  Gewerk- 
schaft aber  erst  am  1.  September  1862  provisorisch  am 
25.  Oktober  1863  endgültig.  Bis  dahin  fungirte  das  Berg- 
amt. Die  gesetzliche  Grundlage  der  Neuordnung  bot  das 
Miteigentümergesetz  und  das  Gesetz  vom  21.  März  1860: 
die  Aufsicht  der  Bergbehörden  über  den  Bergbau  und  die 
Verhältnisse  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter  betreffend.  Das 
Bergarbeitergesetz  fand  seine  Anwendung  auf  dem  Mansfelder 
Bezirk  erst  mit  1.  9.  1861,  dem  Beginn  der  Selbständigkeit 
der  Gewerkschaft.  Seit  dieser  Zeit  datirt  das  riesige  An- 
wachsen des  Mansfelder  Bergbaues. 

Speziell  für  das  Knappschaftswesen  wurde  10.  4.  1854 
das  sogen.  Knappschaftsgesetz  erlassen,  welches  die  Ver- 
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einigung  der  Berg-,  Hütten-,  Salinen-  und  Aufbereitungs- 
arbeiter für  den  ganzen  Umfang  Preussens  anordnete  und 
die  allgemeinen  Grundsätze  die  Regelung  des  Knappschafts- 
wesens aufstellte. 

Für  die  Mansfelder  Gewerkschaft  hatte  das  Gesetz 
insofern  Bedeutung,  als  es  gestattete,  bestehende  Vereine  zu 
teilen  und  zusammenzulegen  und  den  Anlass  bot,  die 
Knappschaft  in  der  Weise  zu  konsolidieren,  das  sämtliche 
Arbeiter  der  Gewerkschaft  und  nur  solche  in  einem  Verein 
zusammengefasst  wurden. 

Dazu  musste  der  Sangerhäuser  Knappschaftsverein  mit 
dem  Mansfelder  vereinigt  und  aus  diesem  die  Belegschaft 
der  Braunkohlenwerke  ausgeschieden  werden.  Diese  Ver- 
einheitlichung ermöglichte  der  Gewerkschaft  dem  Knapp- 
schaftsverein gegenüber  ohne  Beengungen  durch  die  übrigen 
unbedeutenden  Werke  zu  handeln  und  setzte  sie  in  den 
Stand,  eine  intensivere  Unterstützung  einzuleiten.  Die  all- 
gemeine Bedeutung  des  Knappschaftsgesetzes  besteht  darin, 
dass  es  zuerst  eine  einheitliche  Regelung  des  ganzen 
Knappschaftswesen  für  Preussen  gebracht,  einen  gesetzlichen 
Zwang  zum  Beitritt  für  alle  Werke  und  Bergarbeiter 
ausgesprochen,  die  Mindestleistungen  der  Kassen  fixirt  und 
ihre  Verwaltungen  im  wesentlichen  selbständig  gemacht  hat. 

Die  Mindestleistungen  waren  danach  freie  Kur  und 
Arzenei  für  die  eigene  Person  des  Arbeiters,  entsprechendes 
Krankenlohn  während  der  Dauer  der  ohne  eigenes  Ver- 
schulden der  Krankheit  lebenslängliche  Invalidenunterstützung, 
Begräbniskostenbeitrag  und  Unterstützung  der  Wittwen  und 
Waisen  bis  zur  Wiederverheiratung  bezw.  dem  zurückgelegten 
14.  Lebensjahre.  Die  Mitglieder  der  am  wenigsten  begünstigten 
Klassen  hatten  wenigstens  freie  Kur  und  Arznei  und  Kranken- 
lohn zu  erhalten,  wenn  sie  verunglückten,  auch  Begräbnisgeld. 

Die  Verwaltung  ging  vom  Bergamt  auf  den  Knapp- 
schaftsvorstand über,  der  zur  Hälfte  von  den  Werksbesitzern, 
zur  Hälfte  von  den  Knappschaftsältesten  gewählt  wurde. 
Das  Bergamt  war  durch  einen  Commissar  vertreten,  dessen 
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Anwesenheit  zur  giltigen  Beschlussfassung  nötig  war.  Wenn 
auch  die  Verwaltung  wesentlich  auf  den  Vorstand  ruhte,  so 
hatte  die  Behörde  doch  noch  ein  ziemlich  weitgehendes 
Bestätigungsrecht. 

Ein  grosser  Teil  der  in  dem  Gesetz  niedergelegten 
Forderungen  wurde  durch  den  Mansfeldcr  Verein  schon  er- 
füllt. Die  übrigen,  wie  auch  eine  Reihe  anderer  Ver- 
besserungen, wurden  durch  das  Statut  eingeführt,  dass  am 
2.  3.  1857  seine  Bestätigung  fand. 

Die  wichtigste  Veränderung  war  die  Erhöhung  des 
Beitrages  und  der  Unterstützungssätze.  Für  die  Berechnung 
dieser  Sätze  wurden  statt  der  bisherigen  1 1  Klassen  deren 
6  gebildet.  Die  Beiträge  und  Unterstützungssätze  zeigt 
folgende  Übersicht. 


Klasse  | 

Wöchentl.  1 

Beitrag  | 

Kranken- 
luhn 
täglich 

Invaliden- 
Pension 
ivöchentlich  i 

I  o 

■H 

\Va 

isen- 
Jd 

o 

Sgr. 

Pfg. 

veih. 
Sgr. 

ledig 
Sgr. 

Thr. 

Sgr. 

Thr. 

m 

Wochenlöhner  v.  6  Thr.  u.  mehr 

1 

11 

20 

12 

3 

1 

„  4  bis  6  Thr. 

2 

8 

3 

15 

9 

2 

15 

Sligr. 

24 

7 

15 

„           „  4  u.  weniger 

3 

5 

6 

10 

6 

2 

18 

Die  ständigen  Arbeiter 

4 

2 

9 

5 

3 

9 

3 

6 

Die  unständigen  Arbeiter 

5 

2 

2 

2 

6 

Die  Berg-  und  Hüttenjungen 

6 

l 

8 

2 

3 

Bezieht  ein  Wochenlöhner  sein  Gehalt  fort,  so  wird 
das  Krankengeld  an  die  gewerkschaftliche  Kasse  bezahlt. 
Von  der  4.  Klasse  erhalten  nur  die  im  Gedingelohn  arbeitenden 
ständigen  Genossen  Invalidenpension  und  zwar,  wenn  die 
Invalidität  eintritt. 

bis  zum  vollendeten  42.  Lebensj.  15  Sgr.  wöchentl. 

«  n  n  52.  „  23       „  „ 

„      ,.  „         62.       „         1  Thlr. 

vom   „  „         62.  ab  1     „  5  Sgr.  „ 
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Der  Begräbnisbeitrag  betrug  5  Tlilr.  für  Verunglückte 
lOThlr.  Diese  Zahlen  zeigen  eine  beträchtliche  Verbesserung 
die  allerdings  durch  die  veränderten  Zeitverhältnisse  dringend 
nötig  geworden  war.  Die  Arbeiter  selbst  hatten  sich  erboten, 
oen  doppelten  Betrag  der  Büchsengelder  zu  zahlen,  um 
höhere  Unterstützungen  zu  erlangen.  Die  Gewerkschaft 
bezahlte  auch  ferner  den  gleichen  Betrag  wie  die  Arbeiter. 

Die  Wahl  der  Knappschaftsältesten  wurde  wesentlich 
geändert.  Sie  erfolgte  von  den  ersten  4  Klassen  gesondert 
und  zwar  wurde  für  je  200—300  Mann  ein  Ältester  gewählt. 
Die  Wahl  fand  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  statt  und 
wurde  von  einem  bergamtlichen  Kommissar  geleitet.  Das 
Bergamt  hatte  ein  Bestätigungsrecht. 

Die  Verwaltung  des  Bergkatharinenstiftes  blieb  dem 
Bergamte  und  die  Verbindung  dieses  Stiftes  mit  dem  Knapp- 
schaftsverein wurde  gelöst,  indem  die  Einnahmen  des  Stiftes 
nicht  mehr  in  die  Knappschaftskasse  flössen,  sondern  nach 
Befinden  des  Bergamtes  zu  Unterstützungen  der  Arbeiter 
verwandt  wurden. 

Das  allgemeine  Berggesetz  für  die  preussischen  Staaten 
vom  24.  Juni  1865  regelte  in  Titel  7.  §§  165—186  die  An- 
gelegenheiten der  Knappschaftsvereine.  Es  begnügte  sich 
aber  im  allgemeinen  mit  der  Aufnahme  der  bewährten  Be- 
stimmungen des  Knappschaftsgesetzes.  Nur  die  Stellung 
der  Knappschafts -Vereine  gegenüber  den  Bergbehörden, 
wurde  eine  freiere  und  die  Verwaltung  völlig  selbständig. 
Die  Aufsichtsbehörden  wurden  darauf  beschränkt,  die  Be- 
folgung der  Gesetze  und  Institute  zu  überwachen. 

Die  Motive  sprechen  sich  darüber  folgendermassen 
aus:  Wenn  es  bei  der  schwierigen  ersten  Einrichtung  der 
neuen  und  bei  der  Reorganisation  der  älteren  Knappschafts- 
vcreinc  gerechtfertigt  war,  dass  die  Behörde  einen  in  einzelne 
gehenden  Anteil  an  den  Einrichtungs-  und  Verwaltungs- 
geschäften nahm,  so  besteht  diese  Rücksicht  nicht  mehr, 
seitdem  die  Verwaltungen  der  Vereine  sich  in  geordnetem 
Gange  befinden  und  die  Beteiligten  mit  der  neuen  Ein- 
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richtung  vertraut  sind.  Die  Aufsichtsbehörde  kann  deshalb 
auch  hier  in  die  Stellung  zurücktreten,  welche  ihr  als  solcher 
dem  Bergwerksbetriebe  und  seinen  Instituten  gegenüber 
vorbehalten  ist. 

Die  Durchführung  dieser  Gedanken  ergiebt  sich  daraus 
klar  genug,  sodass  sich  die  Darlegung  im  einzelnen  erübrigt. 
Der  bisherige  besondere  Commissar  wurde  beibehalten,  aber 
die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  nicht  mehr  von  seiner  An- 
wesung  abhängig  gemacht.  Aufsichtsbehörde  wurde  das 
Oberbergamt,  dass  auch  die  früher  dem  Minister  in  diesen 
Angelegenheiten  vorbehaltenen  Rechte  übernahm.  Als  aus- 
führende Organe  fungiren  die  Revierbeamten.  Die  An- 
forderungen des  allgemeinen  Berggesetzes  wurden  in  einer 
Statutenänderung  berücksichtigt,  die  am  1.  Juli  1866  in 
Kraft  trat,  nachdem  schon  1863  einzelne  Verbesserungen 
getroffen  waren. 

Die  wichtigste  Änderung  dieses  Statutes  ist  die  Aus- 
dehnung der  Kurberechtigung  auf  Frauen  und  Kinder,  eine 
Steigerung  der  Leistung  in  der  Krankenfürsorge  auf  etwa 
das  vierfache.  Diese  Ausdehnung  ist  um  so  höher  anzu- 
schlagen, als  noch  jetzt  auch  unter  den  grossen  Vereinen 
die  meisten  nicht  so  weit  gehen. 

Eine  bedeutende  Erhöhung  des  Krankengeldes  wurde 
seit  dem  1.  Juli  1868  erreicht  für  die  2.  bis  4.  Klasse.  Die 
Sätze  sind: 
früher  später 
Gr.  Gr. 

5  8    täglich  für  die  verh.  Mitglieder  der  2.  Klasse 

4  7       „       „     unverh.  „         „    2.  „ 

2  3         4  4 

Damit  war  auch  eine  Erhöhung  der  Beiträge  verbunden 
und  zwar: 

von  17     auf  19  Gr.  monatlich  d.  d.  2.  Klasse 

»10  »>       1  1       »>  n  »      »     3.  „ 

»  ^l^      »        ^      »  »  «     »     ^'  n 
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Die  ständig  ändernde  Gesetzgebung  und  der  Zwang, 
sich  ihr  anzupassen,  brachten  ebenso  wie  der  Wunsch  die 
Leistungen  der  Knappschaft  zu  erhöhen,  bald  die  Not- 
wendigkeit, neue  Statuten  auszuarbeiten.  Der  Antrieb  dazu 
ging  vom  Ministerium  aus,  dass  1869  in  einem  Zirkular- 
reskript  die  Gesichtspunkte  erörterte,  nach  denen  sich  eine 
Reform  der  Knappschaftsvereine  richten  müsse.  Dieses 
Reskript  ist  interessant  genug,  um  seinen  wesentlichsten 
Inhalt  in  folgendem  wiederzugeben: 

Nachdem  die  Gewerbeordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  21.  Juni  1869  durch  die  §§  6  und  152  nicht 
nur  den  Bergleuten  das  freie  Koalitionsrecht  verliehen, 
sondern  auch  die  betr.  Beschränkungen  der  Werkseigen- 
tümer (Gesetz  vom  21.  5.  1860,  §  16).  aufgegeben  hat, 
steht  es  diesen  zu  unter  Verabredung  mit  anderen  Berg- 
werkseigentümern,  Bergleute  zu  entlassen,  wenn  diese 
sich  zu  bestimmten  Handlungen  oder  Zugeständnissen 
nicht  bereit  finden  lassen.  Es  ist  hiernach  möglich, 
dass  die  Werkseigentümer  für  grössere  Bezirke  auf  Grund 
von  Verabredungen  gleichlautende  Arbeitsordnungen  er- 
lassen, auf  deren  Inhalt  die  Bergbehörde  nicht  einwirken 
kann,  da  nach  §  80  des  allgemeinen  Berggesetzes  die 
Arbeitsordnungen  nicht  mehr  wie  vordem  zur  Bestätigung, 
sondern  lediglich  zur  Kenntnisnahme  einzureichen  sind. 
Diese  veränderte  Lage  der  Gesetzgebung  sowie  die  hierdurch 
herbeigeführte  freiere  Bewegung  der  Bergwerkseigentümer 
und  Bergleute  bedingt  auf  der  anderen  Seite  eine  Revision 
der  Statuten,  indem  in  diesen  im  Zusammenhange  mit 
früheren  Rechtszuständen  der  Verlust  der  Knappschaftsrechte 
an  die  gänzliche  Ablegung  eines  Bergmanns  auf  Grund 
der  bestehenden  Arbeitsordnung  geknüpft  ist.  An  diesem 
Aufhebungsgrunde  kann  indessen  für  die  Folge  nicht  mehr 
festgehalten  werden,  da  die  einseitig  von  den  Arbeitgebern 
zu  erlassenen  Arbeitsordnungen  wohl  die  Entlassung  des 
dieselben  übertretenden  Bergmanns  von  der  Arbeit,  nicht 
aber  die  gleichzeitige  Entlassung  aus  dem  Knappschaftsverein 
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zur  Folge  haben  dürfen.  Bei  der  Revision  der  Statuten  ist 
dieser  Aufhebungsgrund  zu  beseitigen.  Die  besprochene 
Vorschrift  wird  wohl  auch  selten  zur  Anwendung  gekommen 
sein.  Auch  darf  fernerhin  die  vorzeitige  Kündigung  des 
Arbeitgebers  nicht  den  Verlust  der  Knappschaftsrechte  zur 
Folge  haben.  Es  muss  fernerhin  den  freiwillig  ausscheidenden 
ermöglicht  werden,  ihre  erworbenen  Rechte  zu  behalten. 
Sodann  muss  energisch  angestrebt  werden,  dass  durch 
bindende  Bestimmungen  und  vertragsmässige  Verabredungen 
alle  Vereine  in  das  Verhältnis  unbedingter  Gegenseitigkeit 
treten.  Es  ist  möglichste  Beseitigung  des  Instituts  der  un- 
ständigen Mitglieder  zu  erstreben.  Die  Statutenänderung 
in  der  Richtung,  die  der  Ministerialerlass  angegeben  hatte, 
wurde  für  sämtliche  Vereine  des  Oberbergamtbezirkes 
einheitlich  vom  Oberbergamt  geleitet.  Die  wichtigsten 
Änderungen  des  Statutes  sind  folgende: 

Die  Einteilung  der  Genossen  wurde  wesentlich  ge- 
ändert, sie  zerfielen  in  Stimmfähige  und  Nichtstimmfähige. 
Die  Nichtstimmfähigen  zerfielen  in  3  Abteilungen:  Die  Un- 
ständigen, Beurlaubten  und  die  Inaktiven. 

Die  Bestimmung  der  Stimmfähigen  blieb  im  wesent- 
lichen dieselbe.  Nur  genügte  jetzt  ein  Alter  von  21,  bisher 
22  Jahren.  Unständige  hiessen  die,  welche  die  zur  Aufnahme 
unter  die  Stimmfähigen  erforderlichen  Eigenschaften  nicht 
oder  noch  nicht  besassen.  Beurlaubte  hiessen  die,  welche 
unter  Beibehalt  ihrer  Eigenschaft  als  Stimmfähige  oder  Un- 
ständige mit  Bewilligung  der  Werksverwaltung  die  Arbeit 
nur  zeitweise  verlassen  hatten.  Inaktive  waren  diejenigen 
früheren  stimmfähigen  Mitglieder,  die,  ohne  aus  dem  Verein 
ausgeschieden  oder  Invalide  zu  sein,  aus  der  Arbeit  ge- 
treten waren,  wenn  sie  ihre  bisherigen  Beiträge  fort  ent- 
richteten, hat  sie  Anspruch  auf  sämtliche  Unterstützungen 
mit  gewissen  Modifikationen  mit  Ausnahme  des  Anspruches 
auf  Krankenpflege  und  Krankenlohn.  Zahlten  sie  auch  dem 
Werksbesitzer-Beitrag  mit,  erhielten  sie  sich  ihre  sämtlichen 
Ansprüche  mit  Ausnahme  des  Krankenlohns. 
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Die  4.  Klasse  der  Berg-  und  Hüttenjungen  wurde  ge- 
strichen. Der  Krankenlohn  wurde  von  nun  an  nicht  mehr 
für  jeden  Krankheitstag,  sondern  blos  für  jeden  Werktag 
der  Arbeitsunfähigkeit  bezahlt.  Die  bisherige  Bestimmung 
hatte  zu  den  Missbrauch  geführt,  dass  fast  die  Hälfte  der 
Kranken,  um  das  Krankengeld  des  Sonntags  mitzunehmen, 
erst  Montags  wieder  anfuhren. 

Wurde  ein  Kranker  in  Heilanstalten  verpflegt,  so  er- 
hielt die  Kasse  das  Krankengeld.  Waren  Angehörige  vor- 
handen so  erhielten  diese  die  Hälfte  des  Krankengeldes. 

Bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  Statutes  tauchte  auch 
der  Gedanke  auf,  ausser  der  Knappschaftskasse  noch  eine 
besondere  Pensionskasse  für  die  Invaliden,  Alters-  und 
Wittwenversorgung  zu  schaffen,  zu  der  die  Arbeiter  einzu- 
treten berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  wären.  Diese  Pläne, 
die  nicht  zur  Ausführung  kamen,  waren  veranlasst  durch 
die  Beobachtung,  dass  die  Pensionen  auch  zu  einem  kärg- 
lichen Leben  nicht  ausreichten. 

Die  Arbeiter  wurden  damals  in  der  Regel  im  Alter  von 
54—56  Jahren  Invalide.  Der  Eintritt  der  Invalidität  in  den 
40iger  Jahren  und  noch  früher  war  selten. 

Die  monatliche  Pension  eines  im  Alter  von  55  Jahren 
invalisierten  Arbeiters  betrug  etwas  über  12  Mk.  Davon 
konnte  er  natürlich  nicht  leben,  namentlich  wenn  er,  wie 
dies  die  Regel,  verheiratet  war,  und  vielleicht  noch  Kinder 
zu  ernähren  hatte.  Die  Not  ums  tägliche  Leben  war  also 
mehr  oder  minder  gross,  je  nachdem  der  Mann  oder  die 
Frau  noch  leichte  Arbeit  verrichten  konnte  oder  nicht.  Nach 
der  üblichen  Lebensweise  brauchte  eine  Familie  zum  not- 
wendigen Unterhalt  mindestens  1  Mk.  täglich  oder  monat- 
lich 30  Mk. 

Die  Wittwen  befanden  sich  in  einer  ähnlichen,  unter 
Umständen  noch  schlimmeren  Lage.  Sie  waren  durch- 
schnittlich 46  —47  Jahre  alt,  wenn  sie  Wittwen  wurden  und 
konnten  natürlich  höchstens  nur  leichte  Arbeit  verrichten. 
Besonders  gross  war  die  Not,  wenn  sie  noch  Kinder  zu  er- 
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nähren  hatten,  denn  die  monatliche  Pension  von  6  Mk.  konnte 
hierzu  nicht  ausreichen.  Brauchten  sie  doch  zum  notdürftigen 
Leben  15  Mk.  monatlich.  Ein  Teil  der  Arbeiter  stand  sich 
allerdings  besser,  da  er  Grundbesitz  hatte,  aber  auch  dieser 
war  naturgemäss  mehr  oder  minder  verschuldet.  Die  Er- 
höhung der  Pension  war  also  recht  notwendig.  Die  Be- 
stimmungen über  den  Übertritt  aus  und  in  andere  Vereine 
wurden  geändert  in  dem  Sinne,  die  Freizügigkeit  so  wenig 
wie  möglich  zu  beschränken. 

Aus  dieser  Übersicht  ist  zu  ersehen,  dass  die  An- 
regungen des  Ministerialerlasses  nicht  alle  unter  den  Mans- 
felder  Verhältnissen  für  praktisch  gehalten  wurden.  Mit 
dem  1.  Januar  1871  trat  das  neue  Statut  in  Kraft. 

2.  Bis  zum  Beginne  der  neueren  sozial-politischen 
Gesetzgebung. 

In  den  folgenden  Jahren  wurden  des  öfteren' Reformen 
angelegt  und  beraten,  aber  eine  praktische  Folge  entstand 
daraus  nicht.  In  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  war 
die  Lage  des  Vereins  so  ungünstig,  dass  er  eine  grössere 
Last  nicht  auf  sich  nehmen  konnte;  und  die  Geldfrage  ist 
ja  immer  das  Wesentliche  bei  einer  derartigen  Unterstützungs- 
kasse. Auch  eine  Erhöhung  der  Beiträge  konnte  man  bei 
der  damaligen  Lage  des  Bergbaues  den  Bergleuten  nicht 
zumuten.  Später  scheute  man  sich,  Änderungen  zu  treffen, 
da  man  nicht  überblicken  konnte,  welche  Verpflichtungen 
der  Verein  infolge  der  zukünftigen  Versicherungsgesetz- 
gebung übernehmen  musste,  wieweit  er  überhaupt  durch 
diese  berührt  werden  würde.  Trotzdem  man  also  sehr  bald 
einsah,  dass  die  Unterstützungssätze  den  veränderten  Geld- 
und  Lebensverhältnissen  gegenüber  nicht  mehr  ausreichten, 
musste  man  auf  eine  Verbesserung  vorläufig  verzichten. 

Das  Reichshaftpflichtgesetz  vom  7.  6.  1871  hatte  eine 
Statutenänderung  ebenfalls  nicht  zur  Folge.  Bis  zum  Be- 
ginne der  sozial-politischen  Gesetzgebung  war  eine  grosse 
Pause  in  der  Reformarbeit. 
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3.  Die  neuere  sozial-politische  Gesetzgebung 
und  ihre  Stellung  zu  den  Knappschaftsvereinen. 

a)  Allgemeines. 
Die  sozialen  Versicherungsgesetze  führten   eine  all- 
gemeine Zwangsversicherung  der  Arbeiter  ein,  Hessen  aber 
im  Ganzen  die  Knappschaftsvereine  in  ihrem  Besitzstande 
unberührt. 

Dies  hinderte  nicht,  dass  sie  trotzdem  eine  völlige 
Umarbeitung  der  Knappschaftsstatuten  zur  Folge  hatten. 

Die  Knappschaftsvereine  hatten  durch  ihre  im  ganzen 
segensreiche,  seit  Jahrhunderten  bestehende  Wirksamkeit  bei 
allen  Angehörigen  des  Bergbaues  und  den  Behörden  von 
jeher  stete  Förderung  und  Vorliebe  gefunden.  Es  war 
darum  natürlich,  dass  man  bei  der  Einrichtung  der  sozialen 
Versicherung  die  viel  gerühmten  Vorbilder  nicht  bei  Seite 
schob,  sondern  sich  bemühte,  sie  durch  stete  Verbesserung 
und  Anpassung  an  die  veränderten  Verhältnisse  dauernd  zu 
erhalten.  Die  erste  Gelegenheit,  diese  Ansicht  zu  betätigen, 
erhielt  die  Regierung  wie  erwähnt,  bei  Beratung  des  Ge- 
setzes über  die  eingeschriebenen  Hülfskiassen  vom  8.  4.  1876. 
Hierbei  sprach  der  Minister  Dr.  Achenbach  es  aus,  dass 
in  den  Knappschaftskassen  ein  teures  Erbe  unserer  Väter 
vorliege,  dass  der  Gegenwart  zur  weiteren  Pflege  über- 
kommen sei. 

b)  Das  Krankenversicherungsgesetz 
und  seine  rechtliche  Stellung  zu  den  Knappschaftskassen. 

Das  Reichsgesetz  vom  15.  Juni  1883  betr.  die  Kranken- 
versicherung der  Arbeiter  hat  die  auf  Grund  ber-ggesetzlicher 
Vorschriften  errichteten  Knappschaftskassen  in  ihrer  Organi- 
sation unverändert  gelassen.  Die  Knappschaftsmitglieder 
sind  von  der  Gemeinde-Krankenversicherung  bezw.  der  Ver- 
pflichtung, einer  auf  Grund  dieses  Gesetzes  errichteten 
Krankenkasse  anzugehören,  befreit  (§  74  d.  Ges.  Abs.  1). 

Die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die  Knapp- 
schaftskassen bleiben  unberührt  (Abs.  5),  nur  müssen  „die 
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statutarischen  Leistungen  derselben,  sofern  sie  den  Betrag 
der  für  Betriebs-  (Fabriks)-Krankenkassen  vorgescliriebenen 
Mindestleistungen  niclit  erreiclien,  spätestens  bis  zum  Ablauf 
des  Jahres  1886  für  sämtliche  Mitglieder  auf  diesen  Betrag 
erhöht  werden"  (Abs.  2).  Ebenso  war  verordnet,  dass  die 
Vorschriften  des  §  26,  Abs.  1  auch  auf  die  Knappschafts- 
kassen Anwendung  finden. 

Danach  beginnt  das  Recht  auf  die  von  den  Knapp- 
schaftsvereinen zu  gewährenden  Mindestleistungen  mit  dem 
Erwerbe  der  Mitgliedschaft,  nach  §  19  d.  Ges.  beginnt  die 
Mitgliedschaft  mit  dem  Tage,  an  dem  sie  in  die  Beschäftigung 
eintreten. 

Die  Mindestleistungen,  die  die  Knappschaft  gewähren 
muss,  sind  in  §  20  festgesetzt.  Die  Mitglieder  haben  danach 
das  Recht  auf  folgende  Unterstützungen: 

a)  Vom  Beginne  der  Krankheit  an  freie  Kur  und  Arzenei 
einschl.  der  im  §  6  bezeichneten  Heilmittel  (Brillen, 
Bruchbänder  etc.). 

b)  Im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom  3.  Tage  der 
Erkrankung  an  bis  zur  Dauer  von  längstens  13  Wochen 
für  jeden  Arbeitstag  ein  Krankengeld  in  der  Höhe 
der  Hälfte  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  der 
Kassenmitglieder,  soweit  er  3  Mk.  bezw.  wenn  die 
Festsetzung  desselben  klassenweise  erfolgt  4  Mk. 
für  den  Arbeitstag  nicht  überschreitet. 

c)  Eine  gleiche  Unterstützung  wie  diejenige  unter  b 
an  Wöchnerinnen  für  die  Dauer  von  3  Wochen  nach 
ihrer  Niederkunft. 

d)  Für  den  Todesfall  eines  Mitgliedes  ein  Sterbegeld 
im  20 fachen  Betrage  des  von  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde festgesetzten  ortsüblichen  Tage- 
lohnes gewöhnlicher  Tagearbeiter. 
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c)  Der  Einfluss  des  Krankenversicherungsgesetzes  auf  den 
Mansfelder  Knappschaftsverein. 

Nach  §  74  d.  Ges.  sind  die  Oberbergämter  als  Auf- 
sichtsbehörden berechtigt,  die  Erhöhung  der  knappschaftlichen 
Leistungen  in  Krankheitfällen  vom  1.  Januar  1887  ab  im 
Verfügungswege  herbeizuführen;  bis  dahin  ist  die  Erhöhung 
der  Krankenunterstützung  Sache  der  freien  Entschliessung 
der  Vereine. 

Selbstverständlich  aber  war  es  zweckmässig  und 
wünschenswert,  den  Bergleuten  die  Wohltaten  des  neuen 
Gesetzes  möglichst  bald  zukommen  zu  lassen. 

Da  aber  keineswegs  alle  mit  dem  Anschluss  der  Knapp- 
schaftsvereine an  das  Krankenversicherungsgesetz  verbundenen 
Fragen  geklärt  waren  und  keine  Erfahrungen  über  die  finan- 
zielle Tragweite  des  Gesetzes  vorlagen,  besonders  aber  weil 
die  noch  bevorstehende  allgem.  Gesetzgebung  tiefgreifende 
Änderungen  der  Knappschaftsstatuten  erforderlich  machen 
mussten,  so  beschränkte  man  sich  darauf,  unter  Beibehaltung 
der  bisherigen  Klasseneinteilung  lediglich  die  Krankenlohn- 
sätze zu  erhöhen,  den  Unständigen  Sterbegeld  für  ihre  Person 
zu  gewähren  und  eine  Erhöhung  der  Beiträge  eintreten  zu 
lassen.  Gleichzeitig  wurde  auch  die  3  tägige  Karenzzeit 
eingeführt.  Bisher  wurde  das  Krankengeld  auch  nur  für 
länger  als  3  Tage  dauernde  Krankheiten,  aber  dann  für  diese 
mitbezahlt.  Diese  Massregel  war  geeignet,  trotz  der  gleich- 
zeitigen Erhöhung  des  Krankenlohnes  unter  Umständen  die 
Lage  der  Mitglieder  zu  verschlechtern.  Es  wurde  darum 
auf  den  Antrag  der  Knappschaftsältesten  eine  besondere 
Kasse  für  die  verheirateten  Mitglieder  gebildet,  aus  welcher 
diese  in  Erkrankungsfällen  für  den  Ausfall  des  Kranken- 
lohnes für  die  ersten  3  Tage  entschädigt  werden  sollten, 
insoweit  der  Nachweis  geführt  werde,  dass  keine  Simu- 
lation vorliege.  Die  Gewerkschaft  verpflichtete  sich  zu 
dieser  Nebenkasse  den  im  allg.  Berggesetz  §  175  vorge- 
schriebenen Minimalsatz,  also  die  Mälfte  des  Arbeiterbeitrages 
zuzuschliessen.     Ein  Ministerialerlass  vom  Oktober  1883 
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erörterte  ausführlich  die  Einwirkung  des  Gesetzes  auf  die 
Knappschaftskassen  und  die  diesen  obliegenden  Massnahmen, 
um  dem  Gesetze  zu  genügen  und  eine  Erhaltung  des 
Gleichgewichtes  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  zu  er- 
möglichen. Für  die  Mansfelder  Knappschaft  kam  besonders 
folgendes  in  Betracht: 

Einführung  der  3  Karenztage,  Trennung  des  Kranken- 
unterstützungswesens vom  Pensionswesen,  Ausdehnung  der 
Wohltaten  des  Vereins  auf  alle  auf  den  Vereinswerken  be- 
schäftigten Arbeiter  und  die  Verschmelzung  mit  anderen 
Vereinen.  Die  Trennung  des  Pensions-  und  Krankenkassen- 
wesens, wie  sie  z.  B.  im  Klausthaler  Verein  durchgeführt 
ist,  fand  hier  keinen  Anklang  und  eine  Verschmelzung  mit 
anderen  Vereinen  wurde  bei  der  besonderen  Lage  der  Mans- 
felder Knappschaft  für  unpraktisch  gehalten,  dies  hätte  ja 
auch  grosse  Schwierigkeiten,  da  der  Verein  in  einem  be- 
sonders engem  Verhältnisse  zur  Gewerkschaft  steht  und  die 
Verhältnisse  des  Erzbergbaues  doch  beträchtlich  andere  sind, 
als  die  des  bei  den  benachbarten  Vereinen  herrschenden 
Braunkohlenbaues.  Zur  Verstärkung  des  Reservefonds  und 
der  finanziellen  Lage  der  Vereine  regte  das  Oberbergamt 
an,  einen  neuen  Modis  der  Aufbringung  der  Mittel  einzu- 
führen, der  mit  bestem  Erfolge  bei  einzelnen  Vereinen  an- 
gewandt wurde.  Dies  neue  Verfahren  war  das  sogen..  Um- 
lageverfahren, dass  im  wesentlichen  darin  besteht,  das  der 
Geldbedarf  des  Vereins  nicht  durch  ein  für  allemal  im 
Statute  ihrer  Höhe  nach  festgesetzte  Beiträge,  sondern  in 
der  Art  aufgebracht  wird,  dass  lediglich  nach  Massgabe  des 
jedesmal  durch  Aufstellung  des  Etats  —  unter  Berück- 
sichtigung angemessener  Rücklagen  zum  Reservefonds  — 
zu  ermittelnden  Bedürfnisses  für  das  folgende  Jahr  variable, 
für  die  verschiedenen  Mitgliederkassen  nach  feststehenden 
Verhältnissen  abgestufte  Beiträge  vom  Vorstand  festgesetzt 
werden. 

Mit  diesem  System  konnte  sich  leicht  eine  stetige,  in 
keiner  Weise  zu  einer  Beschwerung  der  Mitglieder  führende 
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Einrichtung  der  Geldwirtschaft  der  Vereine  erzielen.  Dies 
Verfahren  wurde  auch  im  Mansfelder  Verfahren  eingeführt. 
Der  besprochene  Erlass  wies  noch  auf  andere  Reformen 
hin,  so  z.  B.  darauf,  das  die  indirekte  Wahl  der  Knapp- 
schaftsältesten in  eine  direkte  Wahl  umgewandelt  und  sta- 
tutarisch eine  freie  und  unabhängige  Wahl  gesichert  werde. 
In  Mansfeld  besteht  jetzt  noch  das  System  der  proto- 
kollarischen Stimmabgabe.  Ober  die  darin  liegende  Ein- 
schränkung der  Wahlfreiheit  sagt  der  Erlass,  dass  sie  ent- 
behrlich sei,  andererseits  aber  zu  Misstrauen  in  die  Unab- 
hängigkeit und  Selbständigkeit  der  Ältesten  Anlass  geben 
könne.  In  Mansfeld  hat  man  aber  geglaubt,  die  geheime 
Wahl  vertrage  sich  nicht  mit  dem  patriachalischen  System 
und  öffne  politischen  Treibereien  eine  Tür.  Die  Gewerk- 
schaft hat  sich  darum  zu  einer  Änderung  des  Wahlmodes 
nicht  verstehen  können.  Wahrscheinlich  wird  die  geheime 
Wahl  eine  Bestimmung  des  kommenden  Knappschaftsgesetzes 
sein.  Der  Nachtrag  zum  Statut,  worin  die  Forderungen  des 
Gesetzes  berücksichtigt  wurden,  wurde  am  19.  Januar  1885 
bestätigt. 

d)  Das  Unfallversicherungs-Gesetz  vom  6.  Juli  1884 
und  seine  rechtliche  Stellung  zu  den  Knappschaftskassen. 

Das  Gesetz  unterwirft  alle  in  Bergwerken,  Salinen, 
Aufbereitungsanstalten  u.  s.  w.  beschäftigten  Arbeiter  und 
Beamten,  sofern  ihr  Jahresarbeitsverdienst  2000  Mk.  nicht 
übersteigt,  dem  Versicherungszwang  gegen  Betriebsunfälle. 
Träger  der  Versicherung  sind  die  Unternehmer  der  unter 
das  Gesetz  fallenden  Betriebe,  welche  zu  diesem  Zwecke  in 
Berufsgenossenschaften  vereinigt  werden.  Sie  leisten  Schaden- 
ersatz im  Falle  der  Verletzung : 

1.  durch  die  Übernahme  des  Heilverfahrens; 

2.  durch  eine  Rente  an  die  Erwerbsunfähigen  von  der 
14  Woche  nach  dem  Unfall  an.  Im  Falle  der  Tötung 
kommt  hinzu : 
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1.  Ein  Sterbegeld,  das  20  fache  des  täglichen  Arbeits- 
verdienstes; 

2.  Eine  Rente  an  die  Hinterbliebenen,  an  die  Wittwe 
und  jede  Vollwaise  20%,  an  die  Halbwaise  15% 
des  täglichen  Arbeitsverdienstes.  Bei  der  Wieder- 
verheiratung erhält  die  Wittwe  den  3  fachen  Betrag 
ihrer  Jahresrente  als  Abfindung.  Die  Mitglieder 
bringen  die  Beiträge  dazu  im  Verhältnis  der  in  ihren 
Betrieben  von  den  Versicherten  verdienten  Löhnen 
und  der  statutenmässigen  Gefahrentarife  auf. 

Die  Unternehmer  der  Betriebe,  die  landesgesetzlich 
bestehenden  Knappschaftsvereinen  angehörten,  wurden  zu 
der  Knappschaft-Berufsgenossenschaft  vereinigt.  Die  unterm 
9.  Juli  1885  ins  Leben  getretene  Knappschaftberufsgenossen- 
schaft mit  dem  Sitze  in  Berlin  erstreckt  sich  über  das  ganze 
Reich.    Sie  ist  in  8  territoriale  Sektionen  geteilt. 

Die  Verpflichtung  der  Knappschaftskassen,  den  von 
Betriebsunfällen  betroffenen  Arbeitern  und  Betriebsbeamten, 
sowie  deren  Angehörigen  und  Hinterbliebenen,  Unter- 
stützungen zu  gewähren,  wird  von  dem  U.  V.  G.  nicht  be- 
rührt. Dasselbe  gilt  von  dem  Krankengeld,  sofern  es  über 
die  ersten  13  Wochen  hinaus  gewährt  wird.  Die  Knapp- 
schaftsvereine sind  berechtigt,  die  Unterstützungen,  die  von 
der  Knappschaftsberufsgenossenschaft  statutenmässig  ihren 
Mitgliedern  zu  leisten  sind,  von  dieser  zurückzufordern,  denn 
der  Entschädigungsanspruch  des  Berechtigten  geht  auf  die 
Knappschaftskasse  über.  Insofern  wird  die  Knappschafts- 
kasse um  die  der  Berufsgenossenschaft  obliegenden  Leistungen 
erleichtert.  Durch  §  94  des  Ges.  wurde  bestimmt,  dass  die 
Knappschaftsberufsgenossenschaft  durch  Statut  festsetzen 
könne : 

a)  dass  die  Entschädigungsbeträge  auch  über  50% 
hinaus  (§  29)  von  denjenigen  Sektionen  getragen 
werden,  in  deren  Bezirken  die  Unfälle  eingetreten 
sind ; 
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b)  dass  die  Knappschaftsältesten  Beisitzer  zum  Schieds- 
gericht werden  können ; 

c)  dass  Knappschaftsälteste  stimmberechtigte  Mitglieder 
der  Sektions-Vorstände  sind ; 

d)  dass  die  Auszahlung  der  Entschädigungen  durch 
die  Knappschaftskassen  bewirkt  wird» 

Diese  Bestimmungen  wurden  in  das  Statut  aufge- 
nommen. 


Dass  vorstehend  skizzierte  U.  V.  G.  macht  eine  all- 
gemeine Änderung  des  Statuts  nötig. 

Als  Grundlage  diente  das  Normalstatut,  dass  der  Ver- 
band der  deutschen  Knappschafts-Vereine  1884  festgestellt 
hatte.  Die  Anforderungen  des  U.  V.  G.  waren  allerdings 
erst  in  einem  Nachtrage  berücksichtigt.  Ein  Anschluss  an 
dies  Normalstatut  war  besonders  mit  Rücksicht  auf  das 
Gegenseitsverhältnis  zu  anderen  Vereinen  wünschenswert 
und  geboten.  Zugleich  wurde  eine  allgemeine  Verbesserung 
der  Statuten  vorgenommen. 

Am  1.  Oktober  1886  trat  das  neue  Statut  in  Kraft. 

Durch  mehrere  Nachträge  wurden  1889  und  1890  so- 
wohl die  Invalidenpensionen  auf  das  Doppelte  erhöht,  wie 
auch  die  Krankengelder  durch  die  Anpassung  des  Normal- 
tagelohnes an  die  gestiegenen  Löhne  eine  Erhöhung  erfuhren. 

e)  Das  Alters-  und  Invaliditäts-Versicherungs-Gesetz 
und  die 

Gründung  der  Norddeutschen  Knappschafts-Pensionskasse.^) 

Das  Alters-  und  Invaliditäts-Versicherungs-Gesetz  hat 
verschiedene  Wandlungen  im  Laufe  seiner  Entstehung  er- 
fahren.  Der  erste  Entwurf,  die  sogen  „Grundzüge",  machten 

1)  Die  folgenden  Ausführungen  stützen  sich  auf  Art.  in  den  Mit- 
teilungen der  Norddeutschen  Knappschafts-Pensionskasse  von  O.B.  R.Arndt 
und  Direktor  Stieber  und  auf  die  Akten  des  Mansfelder  Knappschafts- 
vereins Tit.  I,  No.  1.  Vol.  4. 
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die  Unfallberufsgenossenschaften,  also  korporative  Verbände, 
mit  Selbstverwaltung  zugleich  zu  Trägern  der  Versicherung 
gegen  die  Folgen  von  Invalidität  und  Alter.  Dieser  Entwurf 
wurde  schon  im  Bundesrate  dahin  abgeändert,  dass  terri- 
toriale Versicherungsanstalten  Träger'  der  Versicherung 
wurden.  Damit  war  die  Knappschaftsberufsgenossenschaft 
ausgeschaltet.  Der  Grund  der  Annahme  territorialer  Anstalten 
lag  in  der  Rücl^sicht  auf  Einfachheit.  Nun  war  es  möglich, 
in  einem  Bezirke  mit  einer  Beitragsmarke  auszukommen, 
während  es  bei  dem  System  mit  Berufsgenossenschaften, 
die  oft  bis  zu  20  an  einem  Orte  bestehen,  20  verschiedene 
Marken  sein  mussten.  Dieser  praktische  Gesichtspunkt  gab 
den  Ausschlag  zu  Gunsten  des  territorialen  Systems.  Immer« 
hin  war  der  Gedanke,  korporative  Genossenschaften  zu 
Trägern  auch  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  zu 
machen,  bereits  in  der  berühmten  Kaiserlichen  Botschaft 
vom  17.  November  1881  ausgesprochen  und  hatte  sich  viele 
Freunde  bewahrt. 

Es  ist  nach  Arndt's  Ansicht  auch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  noch  einmal  eine  Änderung  in  diesem  Sinne  erfolgt; 
jedenfalls  ist  der  Rückblick  auf  diese  Bestrebungen  hier  am 
Platze,  denn  auf  dieser  ursprünglichen  geplanten  Grundlage 
der  korporativen  Berufsgenossenschaft  hat  sich  in  unserem 
Bezirke  die  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  entwickelt. 

Nachdem  der  Bundesrat  zum  System  der  territorialen 
Versicherungsanstalten  übergegangen  war,  handelte  es  sich 
für  die  Mitglieder  der  Knappschaftsvereine  darum,  ob  sie 
bei  den  territorialen  Anstalten  versichert  oder  davon  befreit 
werden  sollten.  Die  Aussicht  auf  Befreiung  war  gering, 
denn  der  Entwurf  verlangte  als  Träger  der  Versicherung 
vollständige  leistungsfähige  Verbände.  Es  schien  deshalb 
unmöglich,  Kassen  einzelner  Werke  in  weiterem  Umfange 
zu  konservieren  als  §  27  vorschrieb,  nur  das  Reich,  die 
Einzelstaaten  und  die  Kommunalverbände  wurden  als  voll- 
ständig leistungsfähig  angesehen.  Im  allgemeinen  deutschen 
Knappschaftsverbande  waren  die  Meinungen  geteilt,  als  aber 
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gegen  den  Antrag,  die  einzelnen  Knappschaftsvereine  als 
Träger  der  Versicherung  vorzuschlagen,  Freiherr  v.  Stumm 
die  gewichtigen  Gründe  vorbrachte,  beschloss  der  Verband 
unter  deren  Eindruck  fast  einstimmig,  die  Knappschaftsvereine 
nur  als  Zuschusskassen,  nicht  als  selbständige  Träger  der 
Versicherung  bestehen  zu  lassen.  Die  Gründe  des  Freiherrn 
V.  Stumm  waren  im  wesentlichen  folgende: 

1.  Die  Knappschaftspension  wird  gewährt  auf  Grund 
der  Berufsarbeit  nach  Massgabe  ihrer  Dauer.  Die  reichs- 
gesetzliche Rente  beruht  dagegen  auf  der  Tatsache  und  Dauer 
der  Beitragszahlung. 

2.  Die  Knappschaften  gewähren  Invalidenpension  bei 
der  Unfähigkeit  zur  Berufsarbeit,  das  Gesetz  bei  der  Un- 
fähigkeit, einen  Mindestlohn  zu  verdienen. 

3.  Das  Gesetz  verlangt  das  Kapitaldeckungsverfahren, 
als  Träger  der  Invalidenversicherung  müssten  die  Knapp- 
schaftsvereine für  alle,  auch  die  landesgesetzlichen  Ver- 
pflichtungen, die  Kapitaldeckung  einführen,  dazu  waren  sie 
nicht  im  Stande. 

4.  Wenn  ein  Knappschaftsmitgiied  nur  kurze  Zeit  vor 
der  Invalidisirung  der  Knappschaft  angehört  hat,  bezieht  es 
entweder  keine  Rente  oder  die  Knappschaft  muss  die  ganze 
Arbeitszeit  auch  vor  seiner  Mitgliedschaft  anrechnen  und  die 
Pension  aus  eigenen  Mitteln  gewähren. 

5.  Die  Schiedsgerichte  für  Reichsversicherungs-Rente 
müssen  auf  das  gesamte  Knappschaftswesen  ausgedehnt 
werden,  was  untunlich  ist. 

Diese  Gründe  waren  allerdings  sehr  schwerwiegender 
Natur,  und  wurden  nicht  widerlegt.  Sie  sind  wohl  auch 
zum  Teil  kaum  widerlegbar,  wenn  der  einzelne  Knapp- 
schaftsverein als  Träger  der  Versicherung  gedacht  wird. 
Ein  Ausweg  musste  deshalb  in  anderer  Richtung  gesucht 
werden.  Trotzdem  machten  einzelne  Vereine  den  Versuch, 
ihrer  Anerkennung  als  selbständige  zugelassene  Kassenein- 
richtung im  Sinne  der  §§  5  und  7  d.  Ges.  zu  erreichen. 
Die  westphälischen  Vereine  verschmolzen  zu  einem  einzigen 
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und  beantragten  ihre  Zulassung,  da  sie  nunmelir  über 
100  000  Mitglieder  hätten;  auch  der  Mansfclder  Knapp- 
schaftsverein stellte  den  Antrag,  aber  der  Bundesrat  ver- 
sagte die  Genehmigung. 

Es  führt  hier  zu  weit,  die  verschiedenen  Bestrebungen 
und  Versuche  darzustellen,  die  gemacht  wurden,  um  das 
Problem  zu  lösen;  erst  Ober-Bergrat  Dr.  Arndt  hat  einen 
gangbaren  Weg  gewiesen.  Er  schlug  vor,  eine  Vereinigung 
der  Knappschaftsvereine  zu  dem  alleinigen  Zwecke  zu 
gründen,  die  reichsgesetzliche  Alters-  und  Invaliditätsver- 
sicherung für  ihre  Mitglieder  zu  übernehmen.  Die  Regelung 
im  einzelnen  gab  er  in  folgender  Weise  an: 

1.  „Die  Kasseneinrichtung  wird  errichtet  als  eine  dem 
preussischen  Gesetze  vom  17.  5.  1853  unterliegende 
Versicherungsansialt. 

2.  Sie  untersteht  der  Aufsicht  des  Ministers  des  Innern 
und  erlangt  durch  dessen  Genehmigung  die  Eigen- 
schaft einer  juristischen  Person. 

3.  Daraus  folgt,  dass  sie  allein  für  die  Reichsrente 
haftet.  Damit  ist  die  Kapitaldeckung  in  Perioden 
ermöglicht. 

4.  Da  die  Vorschrift  des  Reichsgesetzes  v.  22.  6.  1889, 
wonach  Versicherungsgesellschaften  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Bundesrates  abgeändert  werden  können, 
auch  für  Kasseneinrichtungen  in  §  69  dieses  Ge- 
setzes für  anwendbar  erklärt  ist,  so  folgt  daraus, 
dass  die  einzelnen  Knappschaftsvereine  —  war  die 
Kasseneinrichtung  einmal  vom  Bundesrate  bestätigt  — 
nicht  mehr  einseitig  aus  derselben  austreten  dürfen. 

,  5.  Allerdings  kann  ein  den  Rechtsweg  ausschliessendes 
Schiedsgericht  nur  durch  Gesetz  geschaffen  werden. 
Indess  genügt  es,  dass  die  Versicherten  die  Mög- 
lichkeit haben,  ein  Schiedsgericht  anzurufen,  indem 
neben  einen  öffentlichen  Beamten  Vertreter  der 
Arbeitgeber  und  der  Versicherten  mitwirken.  Da- 
her kann  ein  solches  lediglich  durch  Statut  für  die 
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Kasse  geschaffen  werden.  Das  Gesetz  lässt  auch 
gegen  Urteil  solcher  Schiedsgerichte  die  Revision 
an  das  Reichsversicherungsamt  zu. 

6.  Auch  bei  den  Renten  einer  solchen  Kasse  wird  der 
Reichszuschuss  gewährt. 

7.  Bei  dieser  Organisation  ist  es  nicht  nötig,  das 
schiedsgerichtliche  Verfahren  auf  die  reinknapp- 
schaftlichen  Leistungen  anzuwenden." 

In  dieser  Weise  wurde  von  Arndt  die  theoretische 
Möglichkeit  bewiesen,  die  Alters-  und  Invaliditätsversicherung 
selbständig  für  den  Bergbau  durchzuführen.  Arndt  arbeitete 
auch  das  Statut  einer  solchen  Kasse  aus  und  nach  langem 
Vorarbeiten  stellten  16  Knappschaftsvereine,  darunter  der 
Mansfelder,  beim  Bundesrat  den  Antrag,  den  Verband  dieser 
Vereine  unter  dem  Namen  „Norddeutsche  Knappschafts- 
Pensionskasse"  als  Kasseneinrichtung  im  Sinne  des  §  5 
und  7  des  Gesetzes  vom  22.  6.  1889  zuzulassen. 

Der  Bundesrat  beschloss  demgemäss  und  am  6.  Januar 
wurde  das  Statut  ministeriell  genehmigt.  In  Wirksamkeit 
trat  die  Kasse  am  1.  Januar  1891.  Sie  steht  einer  Ver- 
sicherungsanstalt im  Sinne  des  §  41  dieses  Gesetzes  gleich 
und  führt  unter  ihnen  die  Nummer  31. 

Mit  der  Erledigung  der  Aufgaben  der  Kasse  wurde 
ein  vorläufiger  Ausschuss  betraut,  bis  der  Vorstand  am 
30.  4.  1891  die  Geschäfte  selbst  übernehmen  konnte.  Die 
Entstehung  der  Norddeutschen  Pensions-Kasse  musste  darum 
so  eingehend  behandelt  werden,  weil  die  Frage  der  Einwirkung 
des  Invaliditäts-  und  Alters-Versicherungs-Gesetzes  auf  die 
Knappschaftsvereine  hieran  klar  wird  und  besonders  weil 
die  Pensionskasse  so  wesentlich  zu  den  Einrichtungen  dg- 
Knappschaftsvereine  gehört,  dass  ihr  Statut  ein  integrierender 
Teil  des  Statutes  jedes  ihr  angehörenden  und  somit  auch 
des  Mansfeld'schen  Knappschaftsvereins  ist. 

Es  ist  auch  kaum  zu  verkennen,  dass  die  Knappschafts- 
vereine durch  das  Mittel  der  Pensionskasse  sich  ihre  Be- 
deutung und  Selbständigkeit  gewahrt  haben. 
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Im  Krankenversicherungsgesetz  und  zum  Teil  auch  im 
Unfall-Versicherungs-Gesetz  hatten  sie  eine  gewisse  Sonder- 
stellung erhalten,  während  sie  nach  dem  Entwürfe  zum 
Alters-  und  Invaliditäts-Versicherungs-Gesetz,  trotzdem  sie 
doch  landesgesetzliche  Korporationen  waren,  in  ihrer  Eigen- 
art gar  nicht  berücksichtigt  waren,  höchstens  als  Zuschuss- 
kassen sollten  sie  bestehen  bleiben.  Es  war  voraus  zu 
sehen,  dass  dann  künftig  die  Wittwen-  und  Waisenver- 
sicherung ihnen  genommen  wurde  und  sie  schliesslich  nur 
noch  Krankenkassen  blieben. 

Dass  dies  etwas  ganz  anderes  ist,  als  der  alte  Knapp- 
schaftsverein, der  in  jeder  Richtung  den  Bergmann  die  ge- 
eignete Hülfe  zu  gewähren  suchte,  der  das  wesentlichste 
Mittel  war,  das  Standesbewusstsein  und  die  Standesehre  zu 
befördern  und  zu  wahren,  das  dürfte  einleuchtend  sein. 
So  dürfte  es  kaum  zu  weit  gehen,  wenn  Arndt  behauptet, 
dass  die  Pensionskasse  die  sonst  in  Zukunft  zu  befürchtende 
Auflösung  der  Knappschaftsvereine  verhindert  habe. 

Auch  in  rein  praktischer  Beziehung  hat  der  Bergbau 
Vorteil  genug  durch  die  Pensionskasse,  denn  deren  Kapital 
steht  nur  für  die  Angehörigen  des  Bergbaues  zur  Verfügung^ 
während  sonst,  wenn  die  Versicherung  bei  einer  Landes- 
Versicherung  geschehen  wäre,  das  vom  Bergbau  aufge- 
brachte Geld  zur  Verfügung  zahlreicher  solcher  Anstalten 
stünde,  und  Angehörigen  anderer  Berufsklassen  zu  Gute 
käme. 

Endlich  ist  nicht  zu  unterschätzen,  dass  der  Versicherte, 
ob  er  von  der  Pensionskasse  oder  den  Knappschaftsvereinen 
etwas  zu  fordern  oder  zu  fragen  hat,  sich  stets  an  seinen 
Knappschaftsältesten  und  seine  Knappschaftskasse  wenden 
kann,  denn  die  Auszahlung  der  Reichsrenten  geschieht  eben- 
falls durch  die  Knappschaftskasse.  Auch  die  Zahlung  der 
Beiträge  geschieht  gleichzeitig  mit  der  Zahlung  der  Knapp- 
schafts-Beiträge, während  sonst  Marken  zu  kleben  wären. 
So  ergeben  sich  so  viele  Vorteile,  dass  es  begreiflich  er- 
scheint, wenn  man  jedes  Mittel  versuchte,  um  die  Knapp- 
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Schaft  in  ihrem  Zustande  und  ihrer  Selbständigkeit  zu  er- 
halten. 

Aus  dem  Gesagten  ist  die  Rechtslage  der  Nord- 
deutschen Pensionskasse  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Knapp- 
schaftsvereinen klar  ersichtlich.  1) 

Die  Pensionskasse  ist  als  Veranstaltung  der  Vereine 
entstanden  und  selbständige  juristische  Persönlichkeit  ge- 
worden; sie  hat  zu  Mitgliedern  die  Knappschaftsvereine, 
nicht  deren  Mitglieder,  nicht  die  bei  ihr  Versicherten.  Sie 
kann  darum  die  Beiträge  grundsätzlich  nur  von  den  Knapp- 
schaftsvereinen erheben  und  muss  die  Zahlungen  an  die 
Rentenempfänger  durch  diese  bewirken. 

Für  den  inneren  Verkehr  ist  die  Pensionskasse  eine 
Veranstaltung  der  Knappschaftsvereine,  die  alle  Anträge  und 
Entscheidungen  vorbereiten,  nach  aussen  ist  die  Pensions- 
kasse selbständig  und  allein  verantwortlich. 

Die  Knappschafts-Pensionskasse  hat  ihren  besonderen 
Vorstand,  einen  besonderen  Ausschuss  von  10  Personen, 
der  aus  Arbeitgebern,  ^/g  aus  Versicherten  besteht.  Diese 
werden  von  der  Generalversammlung  gewählt  und  diese 
besteht  aus  je  2  Delegierten  der  einzelnen  angeschlossenen 
20  Knappschaftsvereine,  je  einem  Arbeitgeber  und  je  einem 
Vertreter  der  Versicherten.  Die  Norddeutsche  Knappschafts- 
Pensionskasse  ist  die  einzige  genossenschaftliche  Ver- 
sicherungsanstalt; die  Landesversicherungsanstalten  versichern 
alle  in  ihrem  räumlichen  Bezirke  versicherungspflichtigen 
Personen;  die  anderen  zugelassenen  Kasseneinrichtungen 
sind  Einrichtungen  einer  bestimmten  Kasse,  z.  B.  einer 
Eisenbahn-Pensionskasse  oder  einer  Knappschaftskasse. 

Bei  der  Pensionskasse  sind  nur  Mitglieder  der  einzelnen 
Vereine  versichert,  aber  nicht  alle  Mitglieder.  Die  Pensions- 
kasse darf  und  will  nur  solche  Mitglieder  versichern,  die 
nach  dem  Gesetze  vom  22.  6.  1889  versichert  werden  können. 


1)  Die  folgenden  Ausführungen  schliessen  sich  an  die  Begründung 
zum  Entwürfe  des  Norrnalstatuts  für  die  Knappschaftsvereine  von 
Arndt  an. 
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Die  Tatsache  einer  Versicherung  allein  gewährt  noch  nicht 
das  Recht  auf  die  Versicherung. 

Wenn  der  Versicherte  nicht  unter  das  Gesetz  fällt,  darf 
ihm  eine  Rente  nicht  zugesprochen  werden,  denn  nicht  die 
Zahlung  von  Beiträgen  allein  genügt  zur  Erwerbung  einer 
Invaliden-  oder  Altersrente,  dazu  ist  vielmehr  an  erster 
Stelle  die  Ausübung  einer  versicherungspflichtigen  Be- 
schäftigung erforderlich. 

Z.  B.  kann  für  Personen  unter  16  Jahren,  Personen 
des  Soldatenstandes,  Betriebsbeamte  mit  mehr  als  zwei 
Tausend  Mark  jährlich,  Unternehmer,  oder  feiernde  Knapp- 
schaftsmitglieder kein  Anspruch  oder  eine  Anwartschaft  auf 
eine  Rente  erworben  werden.  Es  fällt  also  die  Zugehörigkeit 
zu  einem  Knappschaftsverein  nicht  immer  mit  der  Zu- 
gehörigkeit der  Knappschaftspensionskasse  zusammen.  Da- 
raus ergab  sich  die  Notwendigkeit,  die  Statuten  der  Knapp- 
schaftsvereine einer  genauen  Prüfung  und  Abänderung  zu 
unterziehen.  Die  Beiträge  zur  Pensionskasse  und  zum 
Knappschaftsverein  werden  ja  gleichzeitig  bezahlt  und  so 
konnte  es  leicht  vorkommen,  dass  für  Pcisonen  Beiträge 
entrichtet  wurden,  die  keine  Ansprüche  erlangten. 

Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Beiträgen  an  die 
Pensionskasse  musste  im  Knappschaftsstatute  ausgesprochen 
werden  und  ebenso  die  Ab-  und  Anrechnung  der  Reichs- 
renten auf  die  Knappschaftspensionen,  denn  diese  ist  nur 
statthaft,  wenn  und  nachdem  das  Knappschaftsstatut  eine 
derartige  Bestimmung  aufgenommen  hatte. 

Es  wurde  die  Anrechnung  der  Reichsrente  um  die 
Hälfte  beschlossen,  sodass  die  Invaliden  die  Knappschafts- 
pension und  die  Hälfte  der  Reichsrente  dazu  erhalten. 
-  Die  Knappschaft  hätte  das  Recht  gehabt,  die  gesamte 
Reichsrente  anzurechnen,  wie  es  z.  B  die  Bochumer  Knapp- 
schaftskasse gethan  hat.  Ebenso  mussten  die  Mitglieder 
verpflichtet  werden,  ihrem  Knappschaftsverein  die  Auskunft 
zu  gewähren,  die  dieser  zur  Erfüllung  seiner  Verbindlich- 
keiten gegenüber  der  Pensionskasse  nötig  hat. 
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Wünschenswert  war  es  auch,  die  Lohnklassen  mit  den 
Lohnklassen  der  Pensionskasse  in  Obereinstimmung  zu 
bringen.  Deren  Lohnklassen  entsprachen  dem  Invaliditäts- 
und Alters-Versicherungs-Gesetz. 

Vor  der  allgemeinen  Umarbeitung  der  Statuten  wurde 
noch  beschlossen,  statt  der  höchstzulässigen  Beitragsleistung 
von  4%  des  Normallohnes  eine  solche  von  B^jo  zu  be- 
stimmen. Das  neue  Statut  wurde  in  engem  Anschluss  an 
das  für  alle  der  Knappschafts-Pensionskasse  angeschlossenen 
Vereine  ausgearbeitete  beschlossen  und  trat  am  L  Januar  1892 
in  Kraft. 


Die  ungünstige  Lage  des  Mansfelder  Bergbaues  in  der 
Mitte  der  90iger  Jahre  übte  ihren  Einfluss  auf  den  Mans- 
felder Knappschaftsverein  in  so  empfindlicher  Weise  aus, 
dass  es  nötig  wurde,  um  den  Verein  lebensfähig  zu  erhalten 
und  die  Verpflichtung,  alljährlich  lO^/o  der  Beiträge  zum 
Reservefonds  zu  sammeln,  erfüllen  zu  können,  eine  Statuten- 
änderung vorzunehmen.  Die  Abänderungen  betrafen  haupt- 
sächlich folgende  Punkte: 

L  Die  durchschnittlichen  Tagelöhne  der  einzelnen 
Lohnklassen,  namentlich  der  3.  Klasse,  die  etwa 
12000  Mitglieder  umfasste,  überstiegen  den  derartigen 
Arbeitslohn  hoch,  und  waren  die  Veranlassung,  dass 
die  nach  dem  durchschnittlichen  Tagelohne  zu  be- 
rechnenden Krankenlöhne  und  Invalidenpensionen 
eine  Höhe  erreichten,  die  in  keinem  Verhältnis  zur 
Einnahme  des  Vereins  stand.  Es  wurde  daher  eine 
Ermässigung  des  durchschnittlichen  Tagelohnes  auf 
den  damaligen  durchschnittlichen  Arbeitsverdienst 
herbeigeführt. 

2.  Für  den  Fall,  dass  die  durch  Krankheit  herbei- 
geführte Arbeitsunfähigkeit  länger  als  10  Tage  dauert, 
sollte  damals  das  Krankengeld  auch  für  die  ersten 
3  Tage  nachgezahlt  werden.    Diese  Bestimmung 
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verursachte  den  Verein  damals  eine  jährliche  Aus- 
gabe von  22000  Mk.  Sie  wurde  deshalb  gestrichen. 
3.  Die  Bestimmung,  wonach  ständige  Mitglieder  mit 
einem  Dienstalter  von  45  Jahren  und  darüber  von 
der  Bezahlung  aller  Beiträge  befreit  waren,  wurde 
aufgehoben,  da  man  der  Ansicht  war,  dass  jeder, 
der  Arbeit  verrichtete  und  Lohn  erhielt,  auch  Beitrag 
zahlen  konnte.  Diese  Änderungen  wurden  im 
Jahre  1890  getroffen  und  im  Jahre  1898  konnte  man 
den  durchschnittlichen  Tagelohn  und  damit  die 
Pensionen  wieder  erhöhen.  Eine  Erhöhung  der 
Beiträge  konnte  deshalb  nicht  eintreten,  weil  seit 
Anfang  des  Jahres  1898  die  Beiträge  zur  Pensions- 
kasse um  20%)  ermässigt  wurden  und  der  Verein 
dadurch  in  eine  günstige  Lage  versetzt  war. 

f)  Das  Invaliden-Versicherungsgesetz 
vom  30.  Juli  1899  und  die  neuen  Statuten 
der  norddeutschen  Knappschafts-Pensionskasse  und  des 
Mansfeld'schen  Knappschaftsvereins.  ^) 

Die  Notwendigkeit  einer  Umarbeitung  des  Statuts  ergab 
sich  für  den  Knappschaftsverein  nicht  unmittelbar  aus  dem 
Gesetz,  sondern  mittelbar  aus  der  auf  dem  Gesetz  beruhenden 
Umarbeitung  des  Statuts  der  Pensionskasse.  Wir  müssen 
daher  zunächst  die  wesentlichen  Vorschriften  des  Gesetzes 
und  das  neue  Statut  der  Pensionskasse  besprechen.  Mit 
dem  Invalidenversicherungsgesetz  vom  13.  Juli  1899  war 
die  Revision  des  Invaliditäts-  und  Alters-Versicherungs- Ge- 
setzes zu  einem  Abschluss  gelangt.  Die  geplanten,  z.  T.  recht 
einschneidenden  grundsätzlichen  Änderungen  sind  meist  nicht 
in  das  Gesetz  aufgenommen  worden.  Wir  können  daher 
die  Vorgeschichte  übergehen.    Die  Umarbeitung  des  Statuts 


1)  Die  Quellen  zu  diesem  Abschnitte  sind  wieder  die  Mitteilungen 
der  Pensionkasse  und  die  Akten  des  Mansfelder  Knappschaftsvereins. 
Tit.  I,  Nr.  1,  Vol.  5. 
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der  Pensionskasse  geschah  lediglich  um  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  gerecht  zu  werden.  Grundsätzliche  Änderungen 
der  Einrichtungen  vorzunehmen  schien  nicht  geboten,  da 
das  Statut  sich  recht  gut  bewährt  hatte.  An  der  Hand  der 
neuen  Bestimmungen  des  Statutes  können  wir  auch  die 
Hauptbestimmungen  des  neuen  Gesetzes  verfolgen. 

1.  Die  Bestimmung  der  Erwerbsunfähigkeit  wurde  ver- 
einfacht (§  5  d.  Ges.). 

2.  Die  Altersrentner  können  auf  ihren  Antrag  von  der 
Versicherungspflicht  befreit  werden  (§  6  d.  Ges.). 

3.  Die  freiwillige  Versicherung  kann  und  muss  fortan 
bei  der  Pensionskasse  erfolgen,  soweit  nicht  die 
Voraussetzungen  für  die  Versicherung  bei  einer 
Landesversicherung  gegeben  sind.  Bisher  erfolgte 
sie  nur  bei  einer  Landesversicherungsanstalt  (§  14 
d.  Ges.). 

Die  freiwillige  Versicherung  ist  entweder  eine 
Selbstversicherung  für  Beamte  mit  einem  Gehalt  von 
2—3000  Mk.,  die  in  zur  Pensionskasse  gehörigen 
Betrieben  angestelt  sind,  oder  eine  Weiterversicherung 
für  nicht  mehr  Versicherungspflichtige.  Die  frei- 
willige Versicherung  verhindert  das  Erlöschen  der 
Anwartschaft,  dadurch  Entrichtung  von  mindestens 
20  Beiträgen  während  zweier  Jahre  die  Anwartschaft 
erhalten  bleibt,  und  erhöht  die  zukünftige  Rente. 
Der  Freiwilligversicherte  muss  selbst  die  vollen  Bei- 
träge entrichten,  also  auch  den  Arbeitgeberbeitrag. 

4.  Die  Invaliden-Rente  wird  gewährt,  wenn  ein  Ver- 
sicherter 26  Wochen  hindurch  unterbrochen  versichert 
gewesen  ist,  bisher  erst  nach  einem  vollen  Jahre. 

5.  Bisher  hatte  die  Pensionskasse  das  Heilverfahren 
nur  in  gütlichem  Übereinkommen  mit  den  Knapp- 
schaftsvereinen ausgeübt.  Nunmehr  stand  ihr  ein 
gesetzliches  Recht  zu.  Sie  kann  also  den  Ver- 
sicherten zwingen,  sich  dem  Heilverfahren  zu  unter- 
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werfen.  Eine  grundsätzliche  Änderung  liegt  darin: 
Lässt  die  Pensionskasse  ein  Heilverfahren  eintreten, 
so  gehen  die  Verpflichtungen  des  Knappschaftsvereins 
gegen  den  Versicherten  auf  die  Pensionskasse  über. 
Dafi^lr  erhält  sie  den  Anspruch  auf  das  Krankengeld 
des  Versicherten.  Es  ist  also  jetzt  ausgeschlossen, 
dass  der  Knappschaftsverein  für  einen  erkrankten 
Genossen,  der  auf  Kosten  der  Pensionskasse  be- 
handelt wird,  nur  das  ^2  Pensionsgeld  aufwendet. 
Die  Fürsorge  für  die  Familie  der  Pfleglinge  blieb 
die  Pensionskasse  (§  173,  18—20,  23  d.  Ges.). 

6.  Die  Wartezeiten  sind  erheblich  verkürzt  worden,  bei 
der  Invalidenrente  von  235  auf  200  Beitragswochen, 
wenn  nun  dessen  100  Beiträge  auf  Grund  der  Ver- 
sicherungspflicht geleistet  sind.  Bei  der  Altersrente 
ist  sie  von  1410  auf  1200  Beitragswochen  herabge- 
setzt (§  24  d.  Ges.). 

7.  Der  Reservefonds  ist  als  entbehrlich  in  Fortfall  ge- 
kommen; der  bisherige  Reservefonds  wird  freies 
Vermögen. 

8.  Bisher  musste  die  Höhe  der  Beiträge  so  bemessen 
werden,  dass  durch  sie  gedeckt  wurden  die  Ver- 
waltungskosten, die  Rücklagen  zur  Bildung  eines 
Reservefonds,  die  durch  Erstattung  von  Beiträgen 
voraussichtlich  entstehenden  Aufwendungen,  sowie 
der  Kapitalwert  der  von  der  Kasse  aufzubringenden 
Anteile  an  denjenigen  Renten,  die  in  den  betr.  Zeit- 
raum zur  Erstehung  standen. 

Jetzt  sind  die  Beiträge  so  zu  bemessen,  dass 
durch  sie  gedeckt  werden  die  Kapitalwerte  der  der 
Pensionskasse  zur  Last  fallenden  Beträge  der  Renten, 
die  Beitragserstattungen  und  die  sonstigen  Auf- 
wendungen. 

Es  ist  also  für  das  Kapitaldeckungsverfahren  nach 
Perioden  das  Prämienverfahren  eingeführt. 
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„Bei  den  Kapitaldeckungsverfahren  nach  Perioden 
mussten  die  im  Laufe  einer  Periode  (5  Jahre)  Ver- 
sicherten ein  Kapital  aufbringen,  welches  ausreichte, 
um  die  im  Laufe  dieser  Periode  bewilligten  Renten 
bis  zum  späteren  Tode  der  Rentner  zu  bezahlen. 
Die  Beiträge  einer  Periode  mussten  also  so  hoch 
bemessen  werden,  dass  sie  ausreichten,  um  den  in 
diesen  Perioden  entstandenen  Bedarf  der  Kasse  und 
die  Kapitalwerte  der  Renten  zu  decken.  Da  die 
Renten  und  damit  ihre  Kapitalwerte  immer  höher 
werden,  so  musste  die  zur  Deckung  nötig  werdende 
Summe  auch  immer  grösser  werden.  Infolgedessen 
musste  der  Bedarf  mit  jeder  neuen  Beitragsperiode 
wachsen,  und  damit  eine  fortdauernde  Erhöhung 
der  Beiträge  Hand  in  Hand  gehen.  Erst  wenn  der 
Beharrungszustand  erreicht  sein  wird,  d.  h.  in  etwa 
80  Jahren,  bei  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  wird  fort- 
dauernd die  dann  erreichte  Beitragshöhe  beibehalten 
werden  können." 

So  lagen  die  Verhältnisse  bei  Erlass  des  Alters- 
und Invaliditäts-Versicherungs-Gesetzes  nach  theo- 
retischen Erwägungen.  Nun  ist  man  aber  bei  der 
ersten  Beitragsberechnung  sehr  vorsichtig  gewesen, 
sodass  man  voraussichtlich  mit  der  bisherigen  Bei- 
tragshöhe dauernd  ausreichen  wird.  Infolgedessen 
ist  es  erklärlich,  wenn  in  den  ersten  Jahren  sich 
sehr  grosse  Überschüsse  ergaben,  die  immer  mehr 
zurückgehen  und  bis  zum  Beharrungszustande  all- 
mählich aufgezehrt  sein  werden. 

Das  neue  eingeführte  Prämienverfahren  soll  eine 
noch  grössere  Sicherheit  bieten.  Danach  sind  für 
die  Folge  Reserven  anzusammeln,  die  zur  Deckung 
aller  aus  der  seitherigen  und  künftigen  Beitrags- 
leistung sich  ergebenden  Rentenanwartschaften  aus- 
reichen (vergleiche  §  32  d.  Ges.  Mot.  S.  264,  Komm.- 
Ber.  S.  64). 
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9.  Aus  der  4.  Lohnklasse  werden  2  gebildet.  Die 
5  Klassen  entsprechen  in  der  Hauptsache  den 
5  Klassen  des  Normalstatuts. 

10.  Die  Erörterung  der  Bestimmungen  über  das  Ver- 
hältnis der  Versicherungsanstalten  unter  einander  und 
die  neue  Verteilung  des  Vermögens  und  der  Lasten 
dürfte  hier  zu  weit  führen. 

IL  Die  Berechnung  der  Renten  erfolgt  wie  seither  in 
der  Weise,  dass  einem  Grundbetrage  die  der  Zahl 
der  Beitragswochen  entsprechenden  Steigerungssätze 
hinzugerechnet  werden. 

Der  Grundbetrag  der  Invalidenrente,  der  bisher 
durchgängig  60  Mk.  betrug,  ist  in  den  5  Klassen 
auf  bezw.  60,  70,  80,  90,  100  Mk.  erhöht,  dazu 
tritt  der  Reichszuschuss  von  50  Mk. 

Die  Steigerungssätze  betrugen  bisher  für  jede 
Beitragswoche  bei  der  Invalidenrente  2,  6,  9  und 
13  Pfg.,  bei  der  Altersrente  4,  6,  8  und  10  Pfg. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  sind  sie  für  beide  Renten 
auf  3,  6,  8,  10  und  12  Pfg.  normiert. 

Der  von  der  Pensionskasse  aufzubringende  Teil 
der  Altersrente  beträgt  demnach  für  die  5  Klassen 
bezw.  60,  90,  120,  150  und  180  Mk. 

12.  Die  Fälle,  in  denen  in  Folge  eines  Unfalls  Invali- 
dität eintritt,  werden  von  denen  unterschieden,  wo 
neben  den  Unfallfolgen  noch  andere  Ursachen  die 
Invalidität  bewirken.  Im  1.  Fall,  wenn  die  Arbeits- 
fähigkeit allein  durch  den  Unfall  und  seine  Folgen 
auf  weniger  als  ein  Drittel  herabgesetzt  wird,  hat 
der  Versicherte  einen  Anspruch  auf  Rente  nicht, 
sobald  er  eine  Unfallrente  erhält  und  diese  Rente 
nicht  niedriger  ist,  als  die  Invalidenrente.  Ist  die 
Invalidenrente  höher,  so  muss  deren  Mehrbetrag 
bewilligt  werden.  Die  Unfallinvaliden  nun,  die  auf 
Grund  der  erörterten  Bestimmungen  eine  Invaliden" 
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rente  nicht  erhalten,  haben  das  Recht,  die  Hälfte 
der  an  die  Pensionskasse  gezahlten  Beiträge  zurück- 
zuverlangen. 

Das  neue  Statut  der  Pensionskasse  trat  am  1.  Januar 
1900  in  Kraft. 

Dieses  Statut  gab  die  Veranlassung,  beim  Mansfelder 
Knappschaftsverein  ein  ganz  neues  Statut  einzuführen,  in 
welchem 

1.  die  veränderten  Bestimmungen  des  Statuts  der 
Pensionskasse,  soweit  sie  für  den  Verein  Bedeutung 
haben,  Berücksichtigung  fanden; 

2.  die  in  den  Jahren  1895  und  1898  beschlossenen 
Nachträge  aufgenommen  wurden,  und 

3.  Bestimmungen,  die  sich  in  der  bisherigen  Fassung 
nicht  bewährt  hatten,  nach  Lage  der  damaligen  Ver- 
hältnisse ausgeschieden  oder  ergänzt  wurde. 

Die  beiden  ersten  Punkte  bedürfen  keiner  weiteren 
Erörterung.  Grundsätzliche  Änderungen  wurden  nicht  ge- 
troffen. Von  den  einzelnen  Verbesserungen  ist  nur  die 
Besserung  der  Pensionssätze  der  Beamten  um  ungefähr  Vto 
hervorzuheben. 

g)  Das  Gewerbe-Unfallversicherungs-Gesetz 
vom  30.  Juni  1900. 

Dieses  Gesetz  veranlasste  die  letzte  Änderung  der 
Statuten.  Ein  gesetzlicher  Zwang,  die  Statuten  in  Überein- 
stimmung mit  dem  Reichsgesetz  zu  bringen,  lag  nicht  vor. 
Aber  es  wurde  allseitig  für  ein  Gebot  der  Billigkeit  und 
Humanität  erachtet,  eine  erweiterte  Fürsorge  für  die  Unfall- 
verletzten und  die  Hinterblieberien  Getöteter  in  Überein- 
stimmung mit  dem  neuen  Gesetz  eintreten  zu  lassen. 

In  dieser  Richtung  wurde  beschlossen,  den  §  27  des 
Statuts,  in  dem  auf  das  Unfallversicherungsgesetz  vom 
6.  Juli  1884  Bezug  genommen  war,  durch  den  §  25  des 
neuen  Gesetzes  zu  ersetzen  und  im  Anschluss  daran  Abs.  5 
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von  §  62  fallen  zu  lassen.  Dieser  Absatz  forderte  eine 
Anrechnung  der  Unfallrente  auf  die  Wittwen-  und  Waisen- 
unterstützung. In  Anbetracht  der  veränderten  Lohnverhält- 
nisse wurde  gleichzeitig  eine  Erhöhung  der  Krankengelder 
herbeigeführt.  Die  neuen  Bestimmungen  über  die  Unfall- 
unterstützung hatten  im  wesentlichen  folgenden  Inhalt:  Die 
Verpflichtung  der  Knappschaftskasse,  die  von  Unfällen  be- 
troffenen Mitglieder  und  deren  Angehörige  zu  unterstützen, 
wird  von  dem  Gewerbe  -  Unfallversicherungsgesetz  nicht 
berü'hrt. 

Wenn  die  Knappschaftskasse  eine  derartige  Unter- 
stützung gewährt  hat,  während  der  Verletzte  auf  Grund  des 
neuen  Gesetzes  einen  Entschädigungs-Anspruch  hatte,  so 
wird  hierfür  von  der  Berufsgenossenschaft  durch  Über- 
weisung von  Rentenbeträgen  gewährt,  die  Regelung  im 
Einzelnen  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes. 
Mit  dem  1.  Januar  1902  trat  dieser  Nachtrag  in  Kraft. 

Das  „Gesetz  betreffend  weitere  Abänderungen  des 
Krankenversicherungsgesetzes"  vom  25.  5.  1903  wird  in 
Zukunft  Abänderungen  veranlassen.  Vorläufig  ist  durch 
eine  kaiserliche  Verordnung  die  Einwirkung  des  Gesetzes 
auf  die  Knappschaftskassen  einem  späteren  Zeitpunkte  vor- 
behalten, danach  brauchte  vorläufig  eine  Änderung  der 
Statuten  nicht  beschlossen  zu  werden. 

IV.  Die  statistischen  Ergebnisse  von  1887  bis  1903. 

Die  Betrachtung  der  Statistik  muss  naturgemäss  von 
der  Mitgliederbewegung  ausgehen. 

1.  Die  Aktiven.  Mit  4275  aktiven  Mitgliedern  begann 
der  Verein.  Bis  1864  war  er  4884  um  13,6 ^/^  gewachsen. 
Das  Wachstum  seit  •  dieser  Zeit  ergiebt  sich  nach  den 
5jährigen  Durchschnitten  des  Mitgliederbestandes  aus  fol- 
genden Ziffern:  von  1865 — 1870  war  eine  Periode  starken 
Wachstums  um  55^/^  auf  7530.  Das  nächste  Jahrfünft 
brachte  eine  Zunahme  von  3,2%,  während  dann  ein  starker 
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Aufschwung  mit  21,5^/o,  1880/85  sogar  mit  74,2^/o  Ver- 
mehrung die  Mitgliederzahl  auf  16  453,8  brachte.  Die  fol- 
genden Perioden  brachten  neben  beträchtlichen  Rückgang 
zu  Anfang  der  90  iger  Jahre  im  ganzen  doch  ein  langsames 
Wachsen  um  etwa  5^/o.  In  den  letzten  Jahren  folgte  dann 
ein  stärkerer  Zuzug  um  10,7^/q,  sodass  seit  1857  ein  Wachs- 
tum von  über  365  —  bis  20133  Mitglieder  zu  kon- 
statieren ist. 

Den  Hauptteil  daran  haben  die  Ständigen,  die  um 
444,8%  gestiegen  sind,  gegen  261  ^/^  bei  den  Unständigen. 

2.  Die  Inaktiven.  Der  Bestand  an  Invaliden  betrug 
1857  211  und  stieg  nach  5jährigen  Durchschnitt  berechnet 
auf  271,3;  355,6;  459,4;  619,4;  657,8;  858,8;  1477,2;  1354,5 
und  1545,7  im  Durchschnitt  von  1901  bis  1903.  1903  be- 
trug er  1661,5.  Das  bedeutet  eine  Steigerung  von  ins- 
gesamt 439%,  74 ^/o  mehr  als  bei  den  Aktiven. 

An  Wittwen  hatte  der  Verein  im  Anfang  568  zu  er- 
halten. Auch  dieser  Bestand  stieg  beträchtlich  von  5  zu 
5  Jahren,  nach  5 jährigem  Durchschnitt  berechnet  auf: 

1865/70       1870/75       1875/80       1880/85  1885/90 
579,8  637,3  780,7         847,1  1041 

1890/95       1895/00       1900/03  1903 
1200         1423,8        1724,4  2024,2. 

Das  ergiebt  eine  Gesamtsteigerung  um  287,6%,  77,4% 
weniger,  als  bei  den  Aktiven. 

Auch  bei  den  Waisen  ist  >eine  fast  gleiche  Steigerung 
zu  beobachten.  Der  Anfangsbestand  betrug  369.  Die  ent- 
sprechenden Durchschnittszahlen  sind:  407,4,  497,7/531,0, 
582,6,  761,2,  849,3,  990,5,  1214,4,  1325,5. 

Daraus  ergiebt  sich  eine  Gesamtsteigerung  um  286,7%, 
78,3%  weniger  als  bei  den  Aktiven.  Nunmehr  bringen 
wir  eine  Zusammenstellung  der  Inaktiven  in  5  jährigen 
Durchschnitten  reduziert,  auf  je  1000  aktive  Mitglieder. 
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Jahrfünft 


Invaliden 


Wittwen 


Waisen 


1860/65 
1865/70 
1870/75 
1875/80 
1880/85 
1885/90 
1890/95 
1895/00 
1900/03 


1857 


49,3 
55,8 
47,2 
59,1 
65,6 
40,1 
50,0 
83,6 
81,7 
77,2 


132,8 

111,1 
84,6 

100,5 
89,7 
61,2 
69,8 
81,7 
95,4 

101,1 


86,3 
83,8 
76,4 
68,3 
61,6 
46,2 
49,4 
56,0 
67,1 
68,1 


Der  preussische  Durchschnitt  für  das  Jahr  1903  beträgt: 
173,79  Invaliden,  142,19  Wittwen  und  119,74  Waisen.  Der 
grosse  Unterschied  springt  sofort  in  die  Augen.  Der  Mans- 
felder  Verein  steht  in  Bezug  auf  seine  Pensionsverpflichtungen 
ungewöhnlich  günstig  da.  Die  Durchschnittszahlen  sind 
gewonnen  als  Beziehungen  zwischen  dem  Bestand  der  Aktiven 
und  Inaktiven.  Eine  Änderung  in  ihrer  Höhe  erfahren  sie  so- 
wohl, wenn  die  Gefährlichkeit  des  Berufes  steigt  oder  sinkt, 
als  auch  bei  einer  Änderung  des  Aktivenbestandes.  Man  darf 
deshalb  ein  Steigen  dieser  Ziffern  nicht  ohne  weiteres  für  ein 
Steigen  der  Invaliditäts-  und  Todeswahrscheinlichkeit  ver- 
werten. Grösseren  Einfluss  üben  die  Aktivitätsziffern  aus  und 
ein  Vergleich  ergiebt,  dass  ein  Sinken  der  Invaliden-  u.  s.  w. 
Ziffer  mit  dem  Anschwellen  der  aktiven  Zahl  zusammentrifft. 
Dem  ständigen  Steigen  der  Aktivitätsziffer  entspricht  das 
Sinken  der  Anzahl  der  Unterstützungsberechtigten.  Dies 
Verhältnis  führt  darauf  hin,  dass  dem  bisherigen  Steigen  der 
Zahl  der  Aktiven  noch  lange  Zeit  ein  Steigen  der  Zahl  der 
Pensionsberechtigten  entsprechen  muss,  dass  also  die 
Pensionsausgaben  noch  lange  nicht  ihren  Höhepunkt  erreicht 
haben.  In  der  Knappschaftsstatistik  wird  mit  einem  „Be- 
harrungszustand" gerechnet,  dem  Zustand  eines  festen  Ver- 
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hältnisses  zwischen  dem  Bestände  der  Aktiven  und  Inaktiven. 
Dieses  Verhältnis  —  Gleichbleiben  der  Invaliditätswahr- 
scheinlichkeit vorausgesetzt  —  kann  nur  bei  gleichbleibender 
Zahl  der  Aktiven  eintreten,  für  den  Mansfelder  Verein  also 
noch  lange  nicht.  Aber  der  Beharrungszustand  ist  auch  für 
uns  von  Interesse,  weil  er  zeigt,  auf  welche  Belastung  etwa 
sich  der  Verein  einrichten  muss.  Schon  die  Differenz  mit 
den  preussischen  Durchschnittsziffern  ist  wichtig  genug,  denn 
so  verschieden  sind  die  Mansfelder  Verhältnisse  von  den 
übrigen  nicht,  dass  man  nicht  erwarten  müsste,  etwa  auf 
die  Höhe  des  preussischen  Durchschnittes  müssten  auch  die 
Mansfelder  Inaktiven  -  Ziffern  steigen.  Aber  selbst  diese 
Grenze  wird  wohl  überschritten  werden,  denn  auch  die 
preussischen  Ziffern  zeigen  noch  nicht  den  Beharrungs- 
zustand. 

Der  gesamte  Bergbau  hat  sich  so  ausgedehnt,  dass 
eine  Ruhezeit  noch  nicht  zu  sehen  ist.  Eine  sehr  sorgfältige 
und  ihrem  Ergebnis  nach  wohl  ungefähr  der  Wahrheit  nahe 
kommende  Berechnung  hat  Caron  i)  darauf  geführt,  den 
Beharrungszustand  für  die  Knappschaftsvereine  in  folgenden 
Ziffern  für  den  dauernden  Bestand  an  Inaktiven  zu  sehen. 
Die  Zahlen  sind  für  Invaliden  267,84,  für  Wittwen  476,53, 
für  Waisen  485,96  auf  1000  Aktive.  Der  jährliche  Zugang 
an  Invaliden  beträgt  auf  1000  Aktive  in  1903  in  Mansfeld 
14,0,  in  Preussen  12,21,  nach  Caron's  Berechnung  18,98. 

Die  Durchschnittszahlen  dieser  Ziffern  betrugen  in 
Mansfeld  allerdings  beträchtlich  weniger:  4,1,  9,1,  10,1,  7,5 
und  12,8  für  die  letzten  Jahrfünfte.  Aber  auch  der  Zugang 
wird  durch  den  starken  Zufluss  junger  Arbeiter  beeinflusst. 
Er  wird  also  bei  Stillstand  der  Belegschaft  beträchtlich 
steigen.  Selbst  wenn  man  für  den  Mansfelder  Bergbau  etwas 
günstigere  Verhältnisse  annimmt,  als  sie  im  preussischen 
DurchschnitI  vorliegen,  drängen  diese  Ziffern  doch  zur  ernsten 
Prüfung,  ob  die  Leistungsfähigkeit  des  Vereins  dieser 
kommenden  Belastung  gewachsen  sein  wird,  und  ob  nicht 

1)  „Die  Reform  des  Knappscliaftswesens"  1882,  S  15  ff. 
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in  der  Gegenwart  Lasten  entstehen,  die  der  Zukunft  im 
Obermass  aufgebürdet  werden. 

Das  durchschnittliche  Lebensalter,  in  dem  die  Invalidität 
eintritt,  zeigen  folgende  fünfjährige  Durchschnitte: 

1857/60       1860/65       1865/70       1870/75  1875/80 

55,9  56,2  54,7  53,2  51,3 

1880/85       1885/90       1893/95       1895/00  1900/03 
52,5  51,7  52,2  53,1  53,6 

Eine  gesonderte  Berechnung  für  Berg-  und  für  Hütten- 
leute ergiebt  nur  unwesentliche  Unterschiede. 

Die  Schwankungen  dieser  Ziffern  lassen  sich  ebenfalls 
nicht  auf  Änderungen  der  Invaliditätswahrscheinlichkeit  zurück- 
führen, denn  sie  sind  in  höherem  Masse  beeinflusst  von 
der  Altersgliederung  der  Belegschaft.  Ein  stärkerer  Zufluss 
naturgemäss  jüngerer  Bergleute  muss  die  Ziffer  des  Eintritts 
der  Invalidität  herabdrücken.  Die  Zahlen  lassen  also  nur 
einen  ungefähren  Beschluss  auf  das  Durchschnittsalter  beim 
Beginne  der  Invalidität  zu.  Die  durchschnittliche  Dauer  des 
Bezuges  der  Invalidenpension  beträgt  7,1  Jahre. 

Die  Pensionen  für  die  Invaliden  sind  ihrem  Gesamt- 
betrage nach  von  25  310  Mk.  auf  511  839,24  Mk.,  das  ist 
um  1922,2", 0  gestiegen.  Der  Durchschnitt  für  einen  Invaliden 
beträgt  1857:  119,29  Mk.  Diese  Summe  steigt  mit  geringen 
Schwankungen  bis  190  Mk.  in  1888.  Der  Betrag  für  Ganz- 
invaliden steigt  von  276,84  Mk.  in  1889  bis  329,96  Mk.  in 
1891,  fällt  darauf  wieder  bis  292,5  Mk.  in  1896,  um  all- 
mählich bis  314,1  Mk.  in  1903  zu  steigen.  Die  gleichen 
Schwankungen  machen  die  Durchschnittsziffern  für  Halb- 
invaliden mit  72  Mk.  in  1889  bis  127,24  Mk.  in  1903. 

Die  Beträge  für  die  Wittwenpensionen  sind  21  096,10  Mk. 
auf  296  222,82  Mk.  um  1304,4^',,  gewachsen,  oder  im  Durch- 
schnitt für  jede  Wittwe  von  37,12  Mk  jährlich  in  fast  stetigem 
Wachsen  auf  142,62  Mk. 

Die  Summe  der  Waisenunterstützungen  stieg  von 
6559,6  Mk.  ständig  auf  64  911,17  Mk.  in  1903,  das  ist  um 
889,6'V,.    Auf  jede  Weise  entfiel  ein  Betrag  von  12,75  Mk. 
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in  1858,  der  mit  einem  Rückgang  Ende  der  80  er  Jahre 
bis  auf  46  Mk.  in  1903  stieg. 

Seit  1891  kommen  die  reichsgesetzlichen  Invaliditäts- 
und Altersrenten  hinzu.  Der  Gesamtbetrag  der  Invaliden- 
renten für  den  Mansfelder  Verein  stieg  von  10320,22  Mk. 
in  1892  stetig  auf  201673,37  Mk.  oder  pro  Kopf  von  1 18,00  Mk. 
auf  154,89  Mk.  Der  Bestand  an  Invalidenrentnern  stieg  von 
142  in  1893  auf  1328  Ende  1903. 

Die  Altersrentner  sind  natürlich  nicht  so  zahlreich  ver- 
treten. Der  Bergmann  wird  nicht  oft  so  alt.  Der  Bestand 
schwankte  zwischen  18  und  31  Mann,  die  zwischen  164,64 
bis  171,52  Mk.  jährlich  erhielten.  Der  Gesamtbetrag  stieg 
von  1515,53  Mk.  in  1891  bis  5145,71  Mk.,  um  wieder  auf 
3693,66  Mk.  in  1903  zu  sinken. 

Auch  Krankenrenten  nach  §  16  des  neuen  I.  V.  G.  vom 
13.  7.  1899  waren  an  einige  Personen  zu  zahlen,  die  länger 
als  26  Wochen  krank  waren. 

Es  waren  dies  6—23  Personen,  die  143,89  Mk.  bis 
173,08  Mk.  zusammen  1870,55  Mk.  in  1900  bis  3636,67  Mk. 
in  1903  erhielten. 

3.  Die  Kranken. 

a)  Die  Aktiven. 

Für  die  ersten  Jahre  geben  die  Berichte  nur  unge- 
nügende Daten,  wir  beschränken  uns  daher  meist  auf  die 
Zeit  nach  1875.  Die  Anzahl  der  Krankheitsfälle  hat  beträcht- 
liche Schwankungen  durchgemacht.  In  den  Jahren  57 — 77 
schwankte  sie  zwischen  6—7000  Mann,  stieg  dann  mit  der 
wachsenden  Belegschaft  bis  auf  19197  in  1884,  fiel  allmählich 
bis  14907  in  1887,  um  im  starken  Steigen  1891  die  Höchst- 
ziffer 19707  zu  erreichen.  Davon  unterschieden  ist  die  Zahl 
der  Kranken  und  feiernden  Mitglieder,  die  stets  beträchtlich 
dahinter  zurückblieben.  Von  4016  in  1865  stieg  sie  auf 
6100  in  1869,  sank  auf  5055  in  1874,  um  stetig  bis  auf 
14012  in  1884  zu  steigen.  Seitdem  ist  sie  beträchtlich 
geringer.  Der  Durchschnitt  für  90/95  ist  10429,6,  für  95/00 
6331,4  Mann,  in   1903  stand  sie  auf  7109,  darin  spricht 
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sich  eine  bedeutende  Verbesserung  aus.  Dasselbe  ergeben 
die  Prozentzahlen  der  Kranken-  und  feiernden  Aktiven 
überhaupt. 


Jahrfünft 

Prozentzahl 
der  Kranken  jder  Feiernden 

Krankheitstage 
überhaupt     m.  Krankengeld 

1875/80 

85,1 

79,32 

113951 

70376 

1880/85 

98,75 

76,12 

161189 

142867 

1885/90 

103,70 

70,26 

151319 

125743 

1890/95 

50,70 

169596 

143895 

1895/00 

36,73 

115587 

92488 

1900/03 

36,7 

162241 

121977 

Die  Differenz  zwischen  der  Zahl  der  Krankheitstage 
überhaupt  und  der  mit  Krankengeld  zeigt  die  Bedeutung 
der  Bestimmung,  dass  für  die  3  ersten  Tage  der  Krankheit 
und  die  Feiertage  kein  Krankengeld  gezahlt  wird. 

Infolge  der  Werksarbeit  erkrankten  durchschnittlich 
613,2,  1154,2,  1561,4  1185,8  1175,  1131. 

Die  Anzahl  der  Tage,  die  auf  einen  Krankheitsfall 
kommen,  zeigen  folgende  Durchschnittsziffern: 

1875/80       1880/85       1885/90       1890/95  1895/00 
17,6  14,86  12,69  17,17  17,59. 

Im  Jahre  1900—1903  fielen  auf  einen  Krankheitsfall 
22,2  Tage,  auf  einen  Fall,  für  den  Krankengeld  gezahlt 
wurde,  16,4  Tage. 

Todesfälle  waren  es  in  Prozenten  der  Belegschaft  bezw. 
der  Erkrankten: 

1875/80       1880/85       1885/90  1890/95  1895/00 

0,63            0,76           0,62  0,61  0,59 
1900/03 
0,68. 

0,78      0,77      0,64       1,91  1,78  1,79. 
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Dazu  kamen  tötliche  Verunglückungen  (im  Durchschnitt  der 
absoluten  Zahlen). 

5,2       10,8       17,8       9       11,8  14,05. 

Das  die  Ständigen  fast  das  doppelte  an  Kranken  stellen 
als  die  Unständigen,  ergiebt  sich  einfach  aus  ihrem  Zahlen- 
verhältnis und  braucht  nicht  besonders  belegt  zu  werden. 

Ein  geringer  Teil  der  Kranken  musste  invalidisiert 
werden.    Die  Durchschnittszahlen  sind 

101,4       141,4       216,4       210       171  251. 

Das  sind  etwa  S^j^. 

Die  Behandlung  im  Krankenhaus  fand  zuerst  nur  selten 
statt.  Mit  der  Erbauung  eigener  Krankenhäuser  (1871  in 
Hettstedt,  1876  in  Eisleben)  nahm  sie  bald  einen  beträcht- 
lichen Aufschwung.  In  den  letzten  20  Jahren  wurden  gegen 
2000  Mann  jährlich,  durchschnittlich  etwa  20^/0  der  Kranken, 
in  den  eigenen  und  fremden  Anstalten  verpflegt.  Über 
beide  Knappschaftskrankenhäuser  giebt  folgende  Obersicht 
Auskunft : 


Jahr 

Zahl  der  Kranken 

Tage  auf  1  Fall 

Kosten  auf  1  Fall 

H. 

E. 

H. 

E. 

H. 

E. 

1871/75 

144,4 

20,32 

2,3 

1876/80 

376,2 

38,7 

14,56 

23,68 

2,03 

1,82 

1881/85 

758,2 

897,2 

14,4 

17,54 

1,83 

1,59 

1886/90 

501,4 

1293,2 

23,06 

17,56 

1,90 

1,74 

1891/95 

679,8 

1260,8 

21,7 

15,68 

1,92 

1,83 

1896/00 

460,6 

1120,8 

22,95 

16,24 

2,38 

2,02 

1901/03 

530,3 

1943,6 

21,13 

17,3 

3,15 

2,47 

Die  Differenzen  im  Einzelnen  zu  erklären,  ist  hier 
nicht  der  Ort. 
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b)  Die  Invaliden,  Wittwen  und  Angehörigen. 

Freie  Kur  und  Arzenei  für  die  Angehörigen  wurde 
schon  1867  eingerichtet.  Die  Grösse  der  folgenden  Zahlen 
zeigt  die  Ausdehnung  der  Leistung  für  den  Verein  sehr 
deutlich. 

Von  Invaliden  waren  1867  in  ärztlicher  Behandlung 
167.   Diese  Zahl  stieg  im  fünfjährigen  Durchschnitt  wie  folgt: 

1870  74       1875/80       1881/84       1885/90  1891/95 

280,6  412,8  437,4  638,8  944,4 

1896/00  1903 
1014,8  1260. 

Die  entsprechenden  Zahlen  für  die  Wittwen  sind: 

191     269,6     344,2     464     695,4     897,6     902,4  1238. 

Für  die  Frauen  in  1867:  1370;  sodann  1669,8,  1923,2, 
3281,  6427,  8623,4,  7812,4,  8862;  die  Summen  für  die 
Kinder  sind:  20761,  3035,4,  3431,2,7742,  15628,7,  19811,4, 
18  906,8,  18  201. 

Zusammen  ergiebt  das  eine  Vermehrung  der  Kranken 
bei  den  Inaktiven  auf  mehr  als  das  fünffache. 

4.  Die  Einnahmen. 

Wir  geben  zunächst  die  Gesamteinnahmen  in  fünf- 
jährigen Durchschnitten: 

1858  1861/65  1866/70 

129,964         182,827         260  770,88 

1871/75  1876/80  1881/85  1886/90 

373  454,47      446  929,67      693  794,66        1 ,701  54 

1891/95  1896/00  1903 

1,557  932        16  486,15      216  412,4. 

Das  bedeutet  eine  Steigerung  um  1488%,  während 
die  Mitgliederzahl  seit  Beginn  nur  um  365%  gestiegen  ist. 
Die  Einzelposten  wuchsen  in  folgender  Weise: 
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Jahr 

a)  Beitrag  der 

IVll  IgllcUcI 

Beitrag  von 

r~T   \i /■  p  r  L' c  p  Vi 
vJCWClKöCll. 

Zinsen 

Sonstige  Ein- 
nahmen incl. 
Zinsen 

1858 

61  191,7 

57  560,2 

7  675,30 

9  707,7 

1861/65 

71  908,76 

67  946 

10582,16 

37  418,1 

1866/70 

116  847,72 

112541 

1 1  750,26 

26  062,22 

1871/75 

166  457,85 

156  262,87 

1  612,07 

47  432,7 

1876/80 

200  400,54 

190  992,77 

16  338,1 

49  532,36 

1881/85 

317  312,33 

30163,6 

27  588,53 

75  540,7 

1886/90 

454  139,47 

411  686,99 

52  692,33 

131  329,54 

1891/95 

637  384,59 

602  792,24 

86  643,97 

317  850,5 

1896/00 

668  826,88 

656  123,03 

112  594,47 

323  419,79 

1903 

823  715,39 

811  663,05 

135  900,48 

428  726,05 

In  7o  der  Gesamteinnahmen  ausgedrückt,  sinken  die 
Zahlen  für  die  Beiträge  und  die  Zahlen  für  die  sonstigen 
Einnahmen  steigen. 

Der  Beitrag  der  Arbeiter  stieg  von  45,5  bis  47  ^/o  und 
fiel  bis  39,9%  (Preussen  1903  48,85%). 

Der  Beitrag  der  Gewerkschaft  stieg  von  43,1  bis  44,8 
und  fiel  dann  auf  39,4%  (Preussen  1903:  40,57%). 

Die  sonstigen  Einnahmen  stiegen  von  6,8  bis  20,7% 
(10,580/o).  Die  Zinsen  allein  nahmen  zuletzt  6,5%  ein 
(6,41%). 

5.  Die  Ausgaben. 

Die  Gesamteinnahmen  entsprechen  naturgemäss  im 
wesentlichen  den  Ausgaben. 

Nur  2  mal,  1860  und  1863,  überstiegen  die  Ausgaben  die 
Einnahmen. 

Die  Verwaltungskosten  stiegen  ihrem  absoluten  Betrage 
nach  ständig  von  3417,90  Mk.  in  1858  bis  31773  Mk.  in 
1903.  Ihr  Anteil  an  den  Gesamtausgaben  dagegen  sank 
meist.    Von  3,3%  im  Anfang  betrug  er  in  fünfjährigen 
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Durchschnitten  2,4 2,9%,  2,9%,  2,6%,  2,2%,,  1,8%, 
1,47%,  1,56%  und  1,54%  in  1903. 

Damit  steht  der  Verein  bedeutend  höher  als  der 
preussische  Durchschnitt,  der  1903:  3,66 %j,  im  Durchschnitt 
der  letzten  10  Jahre  2,63%  betrug. 

Den  Hauptteil  der  Ausgaben  nahmen  die  Pensionen 
und  Unterstützungen  ein.  Zuerst  betrugen  sie  56%.  (1858: 
74570  Mk.)  Die  Schwankungen  ihres  Anteils  und  Steigerung 
des  Betrages  zeigt  folgende  Reihe: 

1861/65  1866/70  1871/75 

45,5  41,6  48,1 

83045  106538  144891 


1876/80 

1881/85 

1886/90 

1891/95 

41,5 

32,1 

33,7 

35,8 

185126 

221508 

334872 

551881 

1896/00 

1903 

40,96 

43,8 

67178 

902327 

Der  Prozentsatz  in  Preussen  war  1903  53,94%. 
'    Dem  Gesamtbetrage  nach  sind  von  1857  bis  1903 
über  14000000  Mk.  zu  Pensions-  und  Unterstützungszwecken 
den  Bergleuten  zu  Gute  gekommen. 

Zu  den  Ausgaben  von  Pensionen  gehören  auch  die 
Beiträge  zur  Pensionskasse,  die  meist  über  200  000  Mk., 
1903:  231408,98  Mk.  betrugen,  das  sind  11,2%  der  Gesamt- 
ausgaben. Diese  hinzugerechnet,  ist  der  %  Satz  für  Pen- 
sionen mit  55%  etwas  höher  als  im  preussischen  Durch- 
schnitt. 

Die  Rentensumme  der  Pensionskasse  ist  ganz  be- 
deutend gestiegen,  von  12  966,26  Mk.  in  1892  ständig  bis 
auf  240  568,3  Mk.  in  1903.  Damit  hat  sie  zum  ersten  Mal 
den  Betrag  der  Beiträge  überschritten  und  wird  dies  künftig 
in  steigendem  Maasse  tun. 

Der  2.  Hauptzweck,  die  Krankenfürsorge,  nimmt  meist 
die  2.  Stelle  der  Ausgaben  ein.    Wir  geben  zunächst  die 
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entsp»-echenden  Durchschnittszahlen  des  Betrages  und  Prozent- 
satzes. 


1  R^p, 

1  OtJO 

1  PfW  /fi^ 

100D//U 

1  «71  17^ 
10/  1/  /  0 

0DU4/ 

/ozUÖ 

101 vnc 

0^,0  /o 

0\J,u  10 

40,0  /o 

1876/80 

1881/85 

1886/90 

1891/95 

178705 

346953 

390745 

449070 

40,0% 

50,30/, 

39,30/0 

29,2"/o 

1896/00 

1903 

384508 

506768 

23,40/,, 

24,6o/o 

Der  preussische  Durchschnitt  ist  1903:  36,29%.  Ein 
Vergleich  dieser  Ziffern  mit  denen  für  Pensionen  ergiebt, 
dass  die  Krankenfürsorge  einige  Jahre  bedeutend  höhere 
Anforderungen  gestellt  hat  als  die  Pensionen.  Nachdem 
sich  die  Prozentsätze  immer  näher  gekommen  waren,  über- 
trafen 1881/85  die  Ausgaben  für  Krankenfürsorge  die  für 
Personen  um  ungefähr  18%,  1886/90  noch  um  5,4%. 

Die  Erklärung  dafür  liegt  zum  Teil  in  den  erhöhten 
Sätzen,  die  mit  dem  Krankenversicherungsgesetz  eintraten 
und  zum  Teil  in  der  Vermehrung  der  Belegschaft,  die  da- 
mals rapid,  natürlich  besonders  um  jüngere  Mitglieder  zu- 
nahm, aus  denen  nicht  soviel  Invaliden  u.  s.  w.  hervorgehen 
konnten,  die  aber  der  Krankenfürsorge  ebenso  bedurften. 

Der  Betrag  für  Sterbegeld  stieg  von  972,07  Mk.  in 
1858  auf  17  865,99  Mk.  in  1903  und  die  Summen  für 
ausserordentliche  Unterstützungen  sind  von  über  600  auf 
über  10  000  Mk.  angewachsen. 

Daneben  darf  man  die  Renten  und  Sterbegelder  der 
Knappschaftsberufsgenossenschaft  seit  1858  nicht  vergessen. 
Diese  steht  aber  nicht  mehr  im  Zusammenhang  mit  dem 
Knappschaftsverein,  sondern  lässt  die  Rente  durch  die  Post 
auszahlen,  während  dies  bis  1897  durch  die  Knappschafts- 
kasse geschah. 
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Fasst  man  die  gesamten  Ausgaben  zusammen,  so  er- 
giebt  sich,  dass  nach  Abzug  von  etwa  660  000  Mk.  Ver- 
waltungsunkosten den  Arbeitern  über  36000000  Mk.  in  den 
Jahren  1857 — 1903  aus  der  Knappschaftskasse  zu  Gute  ge- 
kommen sind.  Davon  haben  die  Arbeiter  selbst  15830000  Mk. 
aufgebracht.  Es  bleiben  also  über  20  000  000  Mk.  Mehr- 
einnahme für  die  Arbeiterschaft. 

Das  Vermögen  des  Vereins  hat  mit  2  Ausnahmen  in 
jedem  Jahre  zugenommen,  von  151  518,5  Mk.  in  1857  bis 
auf  4,376  000  Mk.  in  748,64  Mk.  in  1903. 

Zum  Schlüsse  geben  wir  eine  Übersicht  über  Ein- 
nahme, Ausgabe  und  Vermögen  im  Durchschnitt  auf  ein 
aktives  Mitglied,  berechnet  in  fünfjährigen  Durchschnitts- 
zahlen. 


Einnahme 

Ausgabe 

Jahr 

E 

u 

0) 
<D  'S 

< 

eitrag 

dt  u 

s 

S  a 

03 

s 
a 

ö 

ri  OJ  |3 

S  " 

an 

S  öß 
1) 

S  5^ 

s 

X 

1860 
1861|65 
1866170 
1871|75 
1876|80 
1881 185 
1886|90 
1891|95 
1896;00 

190H 

13,77 
14,41 
15,58 
20,98 
20,94 
19,19 
26,18 
36,62 
37,32 
41,30 

13,40 
13,9j 
17,12 
20,11 
19,94 
18,23 
29,92 
34,65 
36,72 
40,70 

3,72 

3,56 

2,5 

3,3 

3,21 

3,82 

3,64 

7,62 

7,88 

8,89 

30,80 
31,82 
37,36 
45,C0 
44,08 
41,24 
55,94 
78,88 
82,32 
70,89 

16,24 
17,14 
16,43 
18,65 
19,53 
13,57 
19,41 
31,83 
37,40 
45,24 

10,30 

11,08 

16,76 

17,16 

18,5 

20,79 

22,72 

25,7 

21,43 

25,41 

0,87 
0,92 
1,15 
1,29 
1,25 
0,92 
1,05 
1,32 
1,23 
1,59 

27,80 
30,42 
35,97 
42,26 
40,54 
36,17 
44,26 
69,31 
72,48 
85,54 

Die  Ausgabe  für  Begräbniskosten  stieg  von  0,22  auf 
0,90  Mk.,  für  Ausstattung  wieder  verheirateter  Wittwen  von 
0,1  auf  0,23  Mk.,  für  ausserordentliche  Unterstützungen  von 
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0,08  auf  0,28  Mk.  und  für  sonstige  Ausgaben  von  0,08  auf 
0,29  Mk. 

Diese  Ausgaben  betragen  also  nur  einen  sehr  geringen 
Bruchteil  und  haben  zusammen  fast  nie  über  2  Mk.  jährlich 
pro  Kopf  betragen. 

Die  Summe  der  Ausgaben  mit  Abzug  der  Verwaltungs- 
kosten ist  dem  Arbeiter  zu  Gute  gekommen,  oder  kommt 
ihm  künftig  zu  Gute.  Rechnet  man  davon  seinen  Beitrag 
ab,  so  erhält  man  sozusagen  die  Reineinnahme  des  Arbeiters 
aus  seiner  Beteiligung  an  der  Knappschaft.  Wenn  diese 
Zahl  auch  keine  reale  Bedeutung  hat,  so  ist  sie  doch  zur 
Beurteilung  des  Nutzens  der  Knappschaft  sehr  wohl  zu  ge- 
brauchen. Das  Ergebnis  ist  für  dieselben  Durchschnitts- 
jahre wie  oben  folgendes: 

1860       1861/65       1866/70       1871/75  1876/80 
13,16        15,09  19,24  19,99  18,35 

1881/85     1886/90       1891/95       1896/00  1903 
16,06        17,03         31,37  33,83  42,65 

In  Preussen  ist  die  Zahl  für  1903:  9,12  Mk.,  in  1902: 
13,97  Mk. 

Also  auch  diese  Zahlen  weisen  auf  einen  bedeutend 
günstigeren  Stand  der  Mansfelder  Knappschaft  hin. 

Der  rechnungsmässige  Anteil   eines  ständigen  Mit- 
gliedes am  Vermögen  ist  ebenfalls  ganz  beträchtlich  gestiegen. 
Für  dieselben  Durchschnittsjahre  sind  die  Zahlen: 
59,89,    61,05,    31,54,    91,91,    113,53,    159,56,  190,66, 
238,32,    290,22,    318,75  in  190  o/o. 
Der  preussische  Durchschnitt  für  1903  ist  313,5  Mk. 

V.  Die  En<wickelung  des  Verhältnisses  zwisehen 
Beitrag  und  Unterstützungen  von  1857  bis  zur  Gegenwart. 

(llluslrirt  an  den  Sätzen  für  ein  42  jähriges  beständiges  verheiratetes 
Mitghed  aus  der  zahlreichsten  Klasse,  der  der  Häuer.) 

Mit  der  Gründung  des  Mansfeldschen  Knappschafts- 
vereines wurde  eine  bedeutende  Verbesserung  der  Knapp- 
schaftsleistungen verbunden,  und  seitdem  sind  die  Unter- 
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Stützungen,  in  kurzen  Zwischenräumen  bedeutend  erhöht 
worden. 

Unverändert  blieb  die  ganze  Zeit  über  nur  das  Ein- 
trittsgeld von  6  Mk. 

Der  Betrag  des  monatlichen  Büchsengeldes  hat  meist 
gegen  4'7()  des  Lohnes  betragen,  mit  dem  Hinzutreten  der 
Beiträge  für  die  Pensionskasse  wurde  seine  Grenze  auf  o^^l^ 
festgesetzt.  Jetzt  wird  er  jährlich  im  Verhältnis  zu  dem 
Normallohn,  der  nach  dem  Durchschnitt  der  verdienten 
Löhne  berechnet  und  festgestellt  wird,  festgesetzt. 

Dem  absoluten  Betrage  nach  stieg  das  Büchsengeld  von 
1,20  Mk.  auf  1,30  Mk.,  1,70  Mk.,  2,— Mk.,  2,20  Mk.,  3,38  Mk. 
und  3,20  Mk. 

Das  tägliche  Krankengeld  stieg  von  50  Pfg.  auf  90  Pfg. 
in  1870,  1,25  Mk.  1885,  1,02  Mk.  in  1886,  1,35  Mk.  in  1892 
und  1,25  Mk.  in  1900. 

Ein  Halbinvalide  erhält  75  Pfg.  pro  Tag,  die  in  Folge 
eines  Unfalls  Erkrankten  erhalten  nach  dem  U.  V.  G.  seit 
1886  von  der  5.  Woche  ab  1,60  Mk.,  1892:  1,80  Mk.  und 
1902:  1,70  Mk.  täglich.  Den  Mehrbetrag  trägt  die  Gewerk- 
schaft. Erhält  der  Kranke  Pflege  in  einer  Heilanstalt,  so 
wird  das  Krankengeld  darauf  angerechnet;  hat  er  Ange- 
hörige, so  erhalten  diese  das  halbe  Krankengeld. 

Die  Invalidenpension  betrug  1856  6  Mk.  monatlich, 
wenn  die  Invalidität  mit  dem  42.  Lebensjahr  begann.  Die 
Steigerung  betrug  3  Mk.  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt.  Die 
Unfallinvaliden  erhielten  bis  12,00  Mk.  Die  Pension  stieg 
dann  1863  auf  7,00  Mk.,  1866  auf  9,00  Mk.,  1886  auf 
10,50  Mk.,  1892  auf  24,30  Mk.  und  sank  1900  auf  22,50  Mk. 
Die  Halbinvaliden  erhalten  die  Hälfte.  Die  Unfallinvaliden 
erhielten  die  Hälfte  bis  den  doppelten  Betrag  mehr;  seit 
1886  erhalten  sie  45  Mk.,  seit  1900  50  Mk. 

Die  Altersrente  von  13,60  Mk.  in  1892  auf  21,15  Mk. 
in  1900. 

Die  Wittwen  erhielten  monatlich  3,60  Mk.  in  1857, 
welcher  Betrag  1863  auf  4,00  Mk.,  1868  auf  6,00  Mk.  stieg. 
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Erst  1892  wurde  er  auf  12,15  erhöht  und  beträgt  seit  1900 
11,25  Mk. 

Die  Wittwen  eines  Verunglückten  erhielten  das  Doppelte, 
seit  1882:  20^/0  vom  Arbeitsverdienst  des  Mannes,  das  sind 
jetzt  15,00  Mk. 

Verheiratete  sich  die  Wittwe  wieder,  so  erhielt  sie  eine 
Abfindung  von  30,00  Mk.  in  1857.  Diese  Summe  stieg  auf 
60,00  Mk.  in  1870  und  72,00  Mk.  in  1886.  1892  betrug 
sie  150  Mk.,  wenn  der  Mann  verunglückt  war  ungefähr 
50,00  Mk.,  1900  150  und  140  Mk.  Die  Unterstützung  der 
Waisen  betrug  1857  für  Vaterlose  1,20  Mk.,  für  Elternlose 
2,40  Mk.  monatlich,  von  1863  bis  1886:  1,30  und  2,60  Mk. 
Seit  1870  erhalten  die  durch  Unfall  des  Vaters  Waise  ge- 
wordenen das  Doppelte,  und  seit  1886  15  bezw.  20% 
des  Arbeitsverdienstes  des  Vaters,  das  machte  1886:  ca.  10, 
12  und  13,50  Mk.  Diese  Berechnung  blieb  bis  jetzt,  sodass 
die  Beträge  1892:  12,50  Mk.  und  16,20  Mk.,  1900:  11,25 
und  15,00  Mk.  waren.  Auch  für  die  durch  natürlichen  Tod 
des  Vaters  Verwaisten  wurden  die  Sätze  1892  auf  4  und 
8  Mk.  erhöht. 

Das  Sterbegeld  endlich  betrug  1857  15,00  Mk.,  für 
Verunglückte  30,00  Mk.  Die  Steigerung  ergiebt  folgende 
Obersicht : 


Sterbegeld  beim  Tode  eines 


Jahr 


eines  Ver- 
unglückten 


Aktiven 


Invaliden 


ein^r  Frau 


1863 
1886 


30 
48 


30 


60 
48 


1892 
1900 


54 
50 


15 


54 
50 


Lebenslauf. 


Ich,  Gerhard  Jordan,  bin  geboren  am  8.  Oktober 
1880  in  Eisleben  als  Sohn  des  Archidiakonus  Otto  Jordan 
und  seiner  verstorbenen  Ehefrau  Marie  geb.  Wichmann. 

Ich  besuchte  daselbst  die  Vorschule  und  das  Gymnasium, 
welches  ich  Michaelis  1900  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verliess. 

Ich  studierte  sodann  in  Halle,  mit  Ausnahme  des 
Sommer-Semesters  1901  in  München,  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften. 

Am  14.  September  1904  bestand  ich  die  erste  juristische 
Prüfung  und  arbeitete  einige  Zeit  am  Amtsgericht  zu  Mansfeld. 

Philosophische  Vorlesungen  habe  ich  gehört 
in  München:  bei  den  Professoren  Brentano  und  v.  Mayr; 

in  Halle:  bei  den  Professoren  Conrad,  Riehl,  Vaihinger, 
Wäntig,  Friedberg,  Stammler,  den  Doktoren  Brod- 
nitz, Hesse,  Medicus,  Eitzbacher. 

Allen  genannten  Lehrern,  inbes.  Herrn  Geheimen 
Regierungsrat  Prof.  Dr.  Conrad,  dem  ich  die  Anregung 
zur  vorliegenden  Arbeit  verdanke,  spreche  ich  meinen  ver- 
bindlichsten Dank  aus. 


